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Rolf Stahmann ist Rechtsanwalt in Berlin und seit 1995 im Migrationsrecht tatig. Er
ist seit 2002 Mitglied des Geschéftsfuhrenden Ausschusses der Arbeitsgemeinschaft
Auslander- und Asylrecht im Deutschen Anwaltverein.

Das Visumsverfahren zu Besuchszwecken
spielte in der Vergangenheit in der Bera-
tungspraxis nur eine untergeordnete Rol-
le. Bis 2005 wurde es nicht einmal im bis
dahin geltenden Auslandergesetz erwéhnt,
sondern fand sich nur in der Durchfih-
rungsverordnung zum Auslandergesetz
wieder. Erst mit der Einfihrung des Zuwan-
derungsgesetzes am 1. Januar 2005 ist
der Sichtvermerk, also das Visum, neben
der Aufenthaltserlaubnis und der Nieder-
lassungserlaubnis ausdricklich ein Aufent-
haltstitel zum vorubergehenden Aufenthalt.
Gleichwohl blieb das Recht des kurzfristi-
gen Aufenthalts auch nach Erwdhnung im
Aufenthaltsgesetz ,unentdecktes Land"“. Die
Grundlagen fur Kurzzeitvisa ergeben sich
weitgehend aus dem europdaischen Schen-
genrecht, welches auch fur Expertinnen und
Experten des Migrationsrechts eine Heraus-
forderung darstellt.

Mit dem Inkrafttreten des Visakodex der
Européaischen Union am 5. April 2010 haben
sich die Rechtsgrundlagen umfangreich ge-
andert. Eine umfassende praxisnahe Dar-
stellung des Visumsverfahrens fehlte aber
bis heute. Diese Llcke soll mit der vorlie-
genden Verdffentlichung geschlossen wer-
den.

Die Fragen, die sich in diesem Zusam-
menhang in der Beratung und sozialen
Betreuung von Flichtlingen und anderen
Migrantengruppen stellen, kénnten kaum
vielféltiger sein: Benétigt ein in Indien als
Flichtling anerkannter Afghane ein Vi-
sum, wenn er in Deutschland Verwandte
besuchen mdéchte, und welche Vorausset-
zungen muss er dafur erfillen? Kann ein
minderjahriger Armenier, der in Deutsch-
land lebt, hier aber keinen sicheren Auf-

enthaltsstatus hat, auch ohne Visum mit
seiner Schulklasse nach Paris reisen?

Diese und viele andere Fragen und Fall-
konstellationen gehdéren zum ,taglichen
Brot“ in der sozialen Beratung und Betreu-
ung von Migrantinnen und Migranten. In
der vorliegenden Broschire geht es um alle
Fragen zur Erteilung von Kurzzeitvisa zum
voribergehenden Aufenthalt. Insbesondere
geht es darum, wer unter welchen Voraus-
setzungen ohne Visum nach Deutschland
einreisen darf, wie Uber einen Visumantrag
durch die Botschaft oder an der Grenze
entschieden wird, welche Rechtsmittel zur
Verfligung stehen und unter welchen Vor-
aussetzungen ein Visum verlangert wird.

In Literatur und Praxis hat sich noch keine
einheitliche Schreibweise fir den Gegen-
stand dieser Broschire durchgesetzt: Die
Varianten ,Visumsverfahren® und ,Visum-
verfahren® sind beide gebrauchlich. Die He-
rausgeber haben sich mit dem Autor darauf
verstandigt, konsequent die Schreibweise
LVisumsverfahren“ zu verwenden.

Die Herausgeber, Informationsverbund
Asyl und Migration sowie Deutsches Ro-
tes Kreuz, hoffen, mit der vorliegenden
Broschire all jenen eine verstandlich ge-
schriebene Orientierung zu geben, zu deren
beratungs- und betreuungsbezogenem be-
ruflichen Alltag auch die praktischen Fragen
im Zusammenhang mit dem Visumsverfah-
ren gehoéren. Gedankt sei dem Verfasser,
Herrn Rechtsanwalt Rolf Stahmann, der seit
vielen Jahren mit auslanderrechtlichen Fra-
gestellungen befasst ist.

Gedankt sei auch dem Bundesminis-
terium fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, ohne dessen finanzielle Unterstut-
zung die Erstellung dieser Broschire nicht
moglich gewesen waére.

Berlin, im Oktober 2012
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Visakodex und Schen-
gener Grenzkodex —
Grundlagen

Das Grenzubertritts- und Visumsrecht zu
kurzfristigen Aufenthalten war bislang wenig
Gegenstand von Beratungstatigkeit im Auf-
enthaltsrecht. Das hatte mehrere Grlinde:

+ Einreiseverweigerungen an der Gren-
ze waren nur selten Gegenstand von
Beratungen, weil diese schlicht nicht
bekannt wurden. Mit zunehmender Bil-
dung von weltweiten Netzwerken gerét
auch die Verweigerung des Reiserechts
in den Blickpunkt der Offentlichkeit und
wird damit Gegenstand eines Bera-
tungsbedarfs.

+ Visaablehnungen waren bislang nur
wenig justiziabel, weil die Erteilung der
Visa im Ermessen der Botschaft stand
und bei Touristenvisa nicht einmal eine
ordnungsgeméBe Ermessensausiibung
einklagbar war.

* Mangels computergestitzter Regist-
rierung von verwehrten Einreisen oder
Visaablehnungen war die Einreise in
den Schengenraum Uber einen anderen
Schengenstaat oder der Erhalt eines
Visums von einem anderen Schengen-
staat (sog. ,Visashopping®) recht leicht.

Inzwischen werden in einer zusammen-
wachsenden Welt verwehrte Einreisen oder
abgelehnte Visa zunehmend als Eingriff in
eine Rechtsposition verstanden mit der Fol-
ge, dass erhohter Beratungsbedarf besteht.
Dieses verscharft sich durch die, zum Teil
unter Verwendung biometrischer Identifi-

zierungsmerkmale, computergestitzte Re-
gistrierung von Einreiseverweigerung und
Visaablehnung und die damit verbundenen
langfristigen Folgen flr die Reisefreiheit im
Einzelfall.

Was bedeutet ,Reisefreiheit*? Ist das ein
Grundrecht, gar ein Volkerrecht? Auf wel-
cher rechtlichen Grundlage steht das Recht,
zu bestimmen, wer sich auf der Erde wo
kurzfristig aufhalten darf? Wie sieht es mit
der rechtlichen Grundlage in den Zeiten der
Globalisierung aus?

1. Volkerrecht

Aus den einschlagigen vdlkerrechtlichen
Grundlagen ergibt sich bislang nur das
Recht, ein Land verlassen zu dulrfen sowie
das Recht, das Land der eigenen Staatsan-
gehorigkeit betreten zu dirfen.! Ein Recht,
jedes andere Land betreten zu dirfen, ist
vélkerrechtlich nicht verankert. In Art. 12 des
Internationalen Pakts Uber birgerliche und
politische Rechte (IPbpR) heiBt es:

(1) Jedermann, der sich rechtmaBig
im Hoheitsgebiet eines Staates auf-
halt, hat das Recht, sich dort frei zu
bewegen und seinen Wohnsitz frei zu
wahlen.

' Art.13 der Allgemeinen Erklarung der Menschen-
rechte der UN vom 10.12.1948; Art. 12 Internationa-
ler Pakt Uber birgerliche und politische Rechte vom
16.12.1966 (BGBI. 1973 II, 1533 (D)- IPbpR).

(2) Jedermann steht es frei, jedes
Land einschlieBlich seines eigenen zu
verlassen.

(3) Die oben erwéahnten Rechte diir-
fen nur eingeschrankt werden, wenn
dies gesetzlich vorgesehen und zum
Schutz der nationalen Sicherheit, der
offentlichen Ordnung (ordre public),
der Volksgesundheit, der &ffentlichen
Sittlichkeit oder der Rechte und Frei-
heiten anderer notwendig ist und die
Einschrdnkungen mit den ubrigen in
diesem Pakt anerkannten Rechten
vereinbar sind.

(4) Niemand darf willkirlich das
Recht entzogen werden, in sein eige-
nes Land einzureisen.*

Der IPbpR schiitzt also nur die Ausreisefrei-
heit und die Einreisefreiheit ins eigene Land,
nicht aber die Einreisefreiheit von Staatsan-
gehorigen anderer Staaten.

Auch die EMRK kennt keine Einreisefreiheit
als Grundrecht, was der EGMR in aufent-
haltsrechtlichen Entscheidungen stets be-
tont.2 Danach ist es das Recht eines jeden
Staates, selbst zu regeln, wer in das eige-
ne Hoheitsgebiet einwandern darf und wer
nicht.

Allerdings ergeben sich aus einem Ge-
flecht vielzahliger voélkerrechtlicher Vertréa-
ge haufig Rechte zum kurzfristigen Besuch
bestimmter Staaten. Dieses Geflecht ist in-
zwischen derart internationalisiert und kom-
plex, dass man durchaus von den Anféngen
eines volker- oder menschenrechtlichen
Gewohnheitsrechts auf Reisefreiheit spre-
chen kann — in dem Sinne, dass jedermann
grundsétzlich das Recht hat, jeden Ort der

2 EGMR, Urteil vom 10.3.2011 — 2700/10 —, juris.

Welt zumindest kurzfristig aufzusuchen. Im-
merhin hat das Verlangen nach der Reise-
freiheit vor etwas mehr als 20 Jahren zum
Einsturz eines ganzen politischen Systems
gefuhrt. Auch in diesem Zusammenhang
wurde die Reisefreiheit immer wieder als
menschenrechtliches Gewohnheitsrecht
bezeichnet.

2. Europarecht

Im Europarecht spricht Art.62 Nr.3
EG-Vertrag von ,Reisefreiheit im Hoheits-
gebiet* fur drei Monate, also von einem
Recht, welches von ,Bedingungen“ abhan-
gig gemacht werden darf. Die Vorschrift
sagt aber nichts lGber die Bedingungen der
Einreise in das Hoheitsgebiet aus. Europa-
rechtlich meint die ,Reisefreiheit“ nur die
Freiheit, innerhalb des Schengenraums frei
reisen zu durfen. Das zeigt sich auch noch-
mals in der Entscheidung des EuGH vom
10. April 2012 zur Frage der Strafverfolgung
gegen Schleuser und zur Vereinbarung der
Strafverfolgung mit dem Visakodex®. Dort
hat der EuGH Folgendes gesagt:

45. Den Mitgliedstaaten werden so-
mit zwei Verpflichtungen auferlegt.
Die erste besteht darin, nicht in einer
die Freizlgigkeit von Visainhabern
beschrankenden Weise zu handeln,
sofern die Visa nicht ordnungsgeman
annulliert worden sind. Die zweite be-
steht darin, wirksame, angemessene

3 Verordnung (EG) Nr.810/2009 des Européischen
Parlaments und des Rates Uber einen Visakodex der
Gemeinschaft (Visakodex) vom 13. Juli 2009 in der
Fassung der Verordnung (EU) Nr. 154/2012 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 15. Februar
2012 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr.810/2009
Uber einen Visakodex der Gemeinschaft (im Folgen-
den: ,VK").



und abschreckende Sanktionen in
Bezug auf Personen vorzusehen und
zu verhéngen, die die im Rahmenbe-
schluss 2002/946/JI und in der Richt-
linie 2002/90 genannten VersttBe
begehen; dies gilt insbesondere fir
Schleuser.”

3. Nationales Recht

Ob die Grundrechte des Grundgesetzes
auBerhalb des Bundesgebietes in Visa-
verfahren Geltung haben, ist bislang nicht
geklart. Art.1 Abs.3 GG bindet die Gesetz-
gebung, die vollziehende Gewalt und die
Rechtsprechung an die Grundrechte. Art.2
Abs.1 GG beinhaltet die allgemeine Hand-
lungsfreiheit von ,jedermann®. Wirde man
eine Geltung der Grundrechte auch au-
Berhalb des Bundesgebietes anerkennen,
so kénnte sich das Grundrecht auf (Ein-)
Reisefreiheit flr Auslander aus Art.2 Abs. 1
GG ergeben. Das gilt in gewissem Umfang
auch fur die Behandlung von Visaverfahren,
denn die Grundrechte binden gemaB Art. 1
Abs.3 GG die vollziehende Gewalt, soweit
Wirkungen ihrer Betdtigungen auBerhalb
des Bundesgebietes eintraten. Eine solche
Wirkung der Grundrechte im Ausland wird
in der Rechtsprechung und Fachliteratur,
wenn Uberhaupt, bislang aber nur zbégerlich
anerkannt. Diskutiert wird die Frage am Bei-
spiel des Auslandseinsatzes von deutschen
Soldaten, z.B. in Afghanistan.* Im Falle von
Einreiseverweigerungen oder Visumsableh-
nungen durfen die Entscheidungen dazu
nicht véllig losgelést vom Kernbestand der
Verfassung erfolgen. Eine Grundrechtsqua-
litat der (Ein-) Reisefreiheit wird aber bislang
nicht aus den Grundrechten entnommen.

4 Vgl. Wiefelsplitz, Auslandseinsatz der Streitkréfte und
Grundrechte, NZWehrR 2008, 89 ff.

4. Systematik des Visumsverfahrens

Insgesamt ist deswegen bis heute nicht
geklart, welcher dogmatischen Systematik
das Schengenrecht eigentlich folgt: Verbot
der Einreise mit Erlaubnisvorbehalt® oder
Erlaubnis der Einreise mit Verbotsvorbehalt.
Im zuletzt genannten Fall wére ein oben be-
schriebenes vélker- oder menschenrechtli-
ches Gewohnheitsrecht in der Rechtspraxis
anerkannt.

Diese Frage nach der dogmatischen Sys-
tematik hat keinen bloB rechtsphilosophi-
schen Hintergrund, sondern Bedeutung fur
viele Fragen praktischer Art, jedenfalls fur
Darlegungslasten und Beweislastfragen so-
wie prozessuale Fragen (Klagearten).

Die Frage der Bedeutung der vom EuGH
angesprochenen Freizlgigkeit fur das Vi-
sumsverfahren wird letztich vom EuGH
selbst zu klaren sein, mdglicherweise schon
in einem Vorlageverfahren des VG Berlin,
in dem es insbesondere auch um die Fra-
ge geht, ob bei Vorliegen der Erteilungsvor-
aussetzungen ein durchsetzbarer Anspruch
auf Erteilung des Visums besteht.® Das VG
Berlin hat dem EuGH folgenden Fragen vor-
gelegt:

1. Setzt die Verpflichtung der Beklag-
ten durch das Gericht, dem Klager ein
Schengen-Visum zu erteilen, voraus,
dass das Gericht zu seiner Uberzeu-
gung nach Art. 21 Abs.1 Visakodex
feststellt, dass der Kléger beabsich-
tigt, vor Ablauf der Gultigkeitsdauer
des beantragten Visums das Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten zu verlas-

5 So Dienelt/Réseler in Renner, Auslanderrecht, 9. Aufl.,
§4, Rdnr.6.
8 VG Berlin, Beschl. v. 10.2.2012 — 4 K 35.11 V —, juris.

sen oder geniigt es, dass das Gericht
nach Prifung von Art. 32 Abs. 1 Buch-
stabe b Visakodex keine durch beson-
dere Umstande begriindete Zweifel an
der vom Klager bekundeten Absicht
hat, das Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten vor Ablauf der Giiltigkeit des
beantragten Visums zu verlassen?’

2. Begrundet der Visakodex einen
gebundenen Anspruch auf Erteilung
eines Schengen-Visums, wenn die
Einreisevoraussetzungen insbeson-
dere des Art. 21 Abs.1 Visakodex er-
fullt sind und kein Grund flr die Ver-
weigerung des Visums nach Art.32
Abs. 1 Visakodex gegeben ist?®

3. Steht der Visakodex einer natio-
nalen Regelung entgegen, wonach
einem Auslander nach MaBgabe der
Verordnung (EG) Nr. 810/2009 ein
Visum fur die Durchreise durch das
Hoheitsgebiet der Schengen-Staaten
oder fur geplante Aufenthalte in die-
sem Gebiet von bis zu drei Monaten
innerhalb einer Frist von sechs Mona-
ten von dem Tag der ersten Einreise
an (Schengen-Visum) erteilt werden
kann?*®

7 Siehe zur Prifung des Risikos rechtswidriger Einwan-
derung unten, Kap. C.V.6.c.

8 S.u. zum Ermessen C.V.16.

9 Gemeint ist die Formulierung in §6 Abs. 1 AufenthG,
die scheinbar ein Ermessen vorsieht, siehe dazu un-
ten C.V.16.

Fast unbemerkt gilt seit dem 5. April 2010 in
den Schengen-Staaten ein neues Visums-
recht fur kurzzeitige Aufenthalte, welches
einige Anderungen mit sich bringt. Bis zum
Inkraftreten des Visakodex wurden Visa
fur solche kurzzeitigen Aufenthalte auf der
Grundlage des §6 AufenthG i.V.m. dem
Schengener Durchflhrungsibereinkom-
men' und den dazu ergangenen Ausfiih-
rungsvorschriften erteilt. Der VK gilt als
EU-Verordnung unmittelbar.  Visumsvor-
schriften des Schengener Durchfiihrungs-
Ubereinkommens sind im Wesentlichen
aufgehoben worden. Auch der bisherige §6
AufenthG gilt im Anwendungsbereich des
VK nicht mehr, selbst in noch nicht rechts-
kréftig entschiedenen Féllen, in denen das
Visum vor dem 5. April 2010 beantragt wur-
de.™

Der VK ist das bisherige Ende einer Kette
immer spezieller werdender Vorschriften
Uber kurzzeitige Aufenthalte in den Anwen-
derstaaten. Was 1985 mit dem Schengener
Ubereinkommen'3 zwischen der Bundesre-
publik, den Benelux-Staaten und Frankreich

10 Ausfiihrlich: Winkelmann, 25 Jahre Schengen, ZAR

2010, 213ff.

Ubereinkommen zur Durchfilhrung des Ubereinkom-

mens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den

Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschftsuni-

on, der Bundesrepublik Deutschland und der Franzo-

sischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau
der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen vom

19.06.1990 (BGBI. 1993 Il S.1010 — ,Schengen II* =

SDU, im Folgenden: ,SDU").

12 BVerwG, Urt. v. 11.01.2011 — 1 C 1/10 — juris; BMI, An-
wendungshinweise vom 08.03.2010 zur Verordnung
(EG) Nr.810/2009 des Europaischen Parlaments und
des Rates Uber einen Visakodex der Gemeinschaft
(Visakodex) vom 13.07.2009, M 13-125 732-3/21, ab-
rufbar bei www.asyl.net.

1

13 Schengener Ubereinkommen vom 14. Juni 1985
(GMBI. 1986, S.79ff. —im Folgenden ,Schengen ).



begann, greift inzwischen im Wesentlichen,
mit Ausnahme von GroBbritannien und Ir-
land, in allen EU-Staaten, auBerdem in Is-
land, Norwegen (auBer Spitzbergen) und
der Schweiz. Das Schengener Ubereinkom-
men von 1985 enthielt neben Bestimmun-
gen zum Asylverfahren und zur polizeilichen
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten funf
Grundsétze:

+ Keine  Grenzkontrollen an  den
Binnengrenzen,

+ gemeinsame Standards fiir die Kontrolle
und Uberwachung der AuBengrenzen,'®

+ gemeinsame Visapolitik gegeniber
Drittlandern,'®

+ Glltigkeit von Visa fir das gesamte
Schengen-Gebiet,"”

« Schaffung der gemeinsamen Dateisy-
steme SIS und VIS."®

Es wurde recht schnell festgestellt, dass
diese allgemein gehaltenen Grundsatze
detaillierte  Bestimmungen benétigen.®
Diese wurden 1990 mit dem Schengener
Durchfiihrungsiibereinkommen (SDU) ge-
schaffen, welches wiederum durch das
Schengen-Protokoll zum Amsterdamer Ver-
trag vom 2. Oktober 1997 Teil des Gemein-
schaftsrechts und — seit dem Vertrag von
Lissabon — Unionsrecht wurde.

Wahrend zuné&chst alle oben genannten funf
Grundsétze des Schengenrechts mehr oder
weniger im SDU geregelt waren, wurden
nach und nach fur einzelne Bereiche selbst-
standige Regelungswerke geschaffen. So

4 Titel Il Kapitel 1 Schengen .

'5 Titel Il Kapitel 2 Schengen .

'6 Titel Il Kapitel 3 Schengen .

7 Titel Il Kapitel 4 Schengen |

'8 Titel IV Schengen |

9 Winkelmann, a.a.O. (Fn.10), S.214

regelt der Schengener Grenzkodex® die
friher in Titel 1l, Kapitel 2 des Schengener
Ubereinkommens geregelten Voraussetzun-
gen, unter denen der Grenzubertritt erfolgen
darf. Der VK regelt als speziellere Vorschrift
von Titel Il, Kapitel 3 des Schengener Uber-
einkommens, unter welchen Bedingungen
Drittstaatsangehdérige das flr die Einreise
in das Schengen-Gebiet erforderliche Vi-
sum erhalten.?' Art.9 bis 17 SDU und die
bisher gultige Gemeinsame Konsularische
Instruktion (,GKI“), nach der die Visumser-
teilung erfolgte, sind mit Inkrafttreten des VK
auBer Kraft gesetzt. Zu beachten ist dabei
fur Fragen der Visaerteilung und des Grenz-
Ubertritts auch die EG-Visaverordnung,? in
der bestimmt wird, welche Drittstaatsange-
hérigen zum Uberschreiten der AuBengren-
zen Uberhaupt im Besitz eines Visums sein
mussen. Das Aufenthaltsrecht fur Kurz-
aufenthalte im Schengengebiet ist bislang
noch in Art. 18 f. SDU geregelt.?

20 Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 15. Marz 2006 Uber einen
Gemeinschaftskodex fiir das Uberschreiten der Gren-
zen durch Personen (ABI. EU L 105/1 vom 13.4.2006)
in der Fassung der VO (EU) 265/2010 des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 25.Méarz 2010
zur Anderung des Ubereinkommens zur Durchfih-
rung des Ubereinkommens von Schengen und der VO
(EG) 562/2006 in Bezug auf den Verkehr von Perso-
nen mit einem Visum fiir den langerfristigen Aufenthalt
(im folgenden ,SGK").

Vgl. Erwégungsgrund 3 VK.

Verordnung (EG) Nr.539/2001 des Rates vom
15.03.2001 in der Fassung der Verordnung (EG)
Nr.1244/2009 des Rates vom 30.11.2009 zur Ande-
rung der Verordnung (EG) Nr.539/2001 zur Aufstel-
lung der Liste der Drittlander, deren Staatsangehérige
beim Uberschreiten der AuBengrenzen im Besitz ei-
nes Visums sein miissen, sowie der Liste der Drittlan-
der, deren Staatsangehérige von dieser Visumspflicht
befreit sind (ABI. EU L 336 v. 18.12.2009; im Folgen-
den: EG-VisaVO).

So auch Dienelt in Renner, Auslénderrecht, 9. Aufl.
2011, § 6 AufenthG, Rdnr. 3 und 6.

2

2

N

23

seit 26.03.1995

Belgien, Deutschland, Frankreich, Griechenland,

Italien, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Spanien

seit 1.12.1997
seit 1.12.2000

Osterreich

Danemark, Finnland, Island, Norwegen (auBer Spitz-

bergen), Schweden

seit 21.12.2007

Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei,

Slowenien, Tschechien, Ungarn

seit 12.12.2008 (Landgrenzen) = Schweiz

seit 29.3.2009 (Luftgrenzen)
seit 19.12.2011

Territorial gehéren die in Tabelle 1 (S.11)
genannten Staaten in vollem Umfang zum
Schengenraum (sog. Kategorie I-Staaten):

So genannte Kategorie II-Staaten sind Zy-
pern, Bulgarien und Ruménien. Fur diese
Staaten gelten nur einige Schengen-Re-
geln.

SchlieBlich gilt das Schengenrecht in fol-
genden Landern gar nicht: Irland und Ver-
einigtes Konigreich (Kategorie IV-Staaten).

24 S.u., Kap. B.lll., zu Visabefreiungen bei Aufenthaltsti-
teln eines Schengen-Staates.

Liechtenstein

1. Art.62 EG-Vertrag (Vertrag von
Amsterdam)®

Grundlage der Kompetenz der EU, Re-
gelungen fir den Grenzlbertritt sowie
den Kurzaufenthalt zu schaffen, ist Art.62
EG-Vertrag:

Der Rat beschlieBt nach dem Ver-
fahren des Artikels 67 innerhalb eines
Zeitraums von finf Jahren nach In-
krafttreten des Vertrags von Amster-
dam

1. MaBnahmen, die nach Artikel 14
sicherstellen, daB Personen, seien
es Burger der Union oder Staatsan-
gehérige dritter Lander, beim Uber-
schreiten der Binnengrenzen nicht
kontrolliert werden;

2. MaBnahmen beziiglich des Uber-

schreitens der AuBengrenzen der

25 Seit dem Vertrag von Lissabon Art. 77 AEUV (Vertrag
Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union vom
1.12.2009).



Mitgliedstaaten, mit denen Folgen-
des festgelegt wird:
a) Normen und Verfahren, die von
den Mitgliedstaaten bei der Durch-
fuhrung der Personenkontrollen an
diesen Grenzen einzuhalten sind;
b) Vorschriften Uber Visa fur ge-
plante Aufenthalte von hochstens
drei Monaten einschlieBlich
i) der Liste der Drittlander, deren
Staatsangehérige beim  Uber-
schreiten der AuBengrenzen im
Besitz eines Visums sein mus-
sen, sowie der Drittlander, deren
Staatsangehorige von dieser Vi-
sumpflicht befreit sind;
ii) der Verfahren und Vorausset-
zungen fur die Visumerteilung
durch die Mitgliedstaaten;
iii) der einheitlichen Visumgestal-
tung;
iv) der Vorschriften fur ein einheit-
liches Visum.
3. MaBnahmen zur Festlegung der
Bedingungen, unter denen Staatsan-
gehdrige dritter Lander im Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten wéhrend
eines Aufenthalts von héchstens drei
Monaten Reisefreiheit genieBen.”

Sieht man sich Art.62 EG-Vertrag bzw.
Art.77 AEUV genau an, ist ohne weiteres
festzustellen, dass die Vorschrift drei Rege-
lungsbereiche enthalt:

» Kontrollen an den Binnengrenzen,

+ Kontrollen an den AuBengrenzen,

+ Aufenthalt im Schengenraum fir drei
Monate.

Diese drei Bereiche werden in den folgen-
den Verordnungen im Einzelnen geregelt:

2. Schengener Grenzkodex

+ Der Schengener Grenzkodex regelt flr
Drittstaatsangehdrige die Vorausset-
zungen des zuldssigen Grenzubertritts
Uber die AuBengrenzen des Schengen-
raums sowie die Binnengrenzen inner-
halb des Schengenraums, also die ers-
ten beiden vorgenannten Bereiche.

+ Nicht Gegenstand des SGK sind die
Voraussetzungen des anschlieBenden
voribergehenden oder dauerhaften
Verbleibs in einem Staat, in dem das
Schengenrecht gilt, also die Regelun-
gen des dritten vorgenannten Bereichs.

Die zentralen Vorschriften betreffend den
Ubertritt Gber die AuBengrenze ergeben
sich aus Art.4ff. SGK, insbesondere aus
Art.5 SGK. Schnell stellt man durch einen
Blick in die Vorschrift fest, dass das Erfor-
dernis eines Visums, wenn kein Befrei-
ungstatbestand vorliegt, nicht die einzige
Voraussetzung ist, um eine AuBengrenze
Uberschreiten zu durfen. Der Besitz eines
Visums ist also keine Garantie der Erlaub-
nis, die AuBengrenze Uberschreiten zu dur-
fen. Es missen alle anderen Ubertrittsvor-
aussetzungen ebenso vorliegen.

Fir den Ubertritt (iber Binnengrenzen regelt
Art.20 SGK schlicht und ergreifend, dass
keine Kontrollen an den Binnengrenzen
stattfinden. Der Wegfall von Kontrollen be-
deutet aber nicht, dass der Grenzlbertritt
voraussetzungsfrei ware!?®

Prazise Einzelheiten zu den einzelnen
Voraussetzungen sind im sogenannten

26 Einzelheiten unter F.1.3.

»Schengen-Handbuch“ geregelt.?”  Dort
ist das Prufverfahren an der Grenze unter
Verweis auf die jeweiligen Rechtsgrundla-
gen detailliert beschrieben.?®

3. EG-VisaVO und Visakodex

+ Der Visakodex regelt die Vorausset-
zungen far die Erteilung eines erfor-
derlichen Visums zum Kurzaufenthalt
(Schengen-Visum).

- Die EG-Visaverordnung regelt, wann
ein Visum fir einen Ubertritt (ber die
AuBengrenze erforderlicht ist.

Der VK enthélt detaillierte Folgebestim-
mungen in seinen 13 Anhangen sowie im
VK-Handbuch | mit 28 Anhangen® und
im VK-Handbuch II. Insbesondere das
VK-Handbuch | enthélt viele detaillierte
und ausfuhrliche Hinweise zur Rechtsan-
wendung des VK sowie Beispielsfélle. Das
Handbuch geht auf Art.51 VK zurlick. Der
VK verweist auBerdem in einigen materiell-
rechtlichen Bestimmungen auf den SGK,
der zu berucksichtigen ist. Die Anwender-

27 Empfehlung der Kommission vom 6. November
2006 lber einen gemeinsamen ,Leitfaden fir Grenz-
schutzbeamte (Schengen-Handbuch)®, der von den
zusténdigen Behdrden der Mitgliedstaaten bei der
Durchfiihrung von Grenzkontrollen bei Personen her-
anzuziehen ist (K (2006) 5186 endg.), http://www.bfm.
admin.ch/content/dam/data/migration/einreise/schen-
gen_besitzstand/deutsch/schengen-handbuch.pdf.
Einzelheiten unter F. I.

Beschluss der Kommission vom 19.3.2010 (iber ein
Handbuch fiir die Bearbeitung von Visumsantrdgen
und die Anderung von bereits erteilten Visa, K (2010)
1620, http://ec.europa.eu/home-affairs/policies/
borders/docs/c _2010_1620_de.pdf; Anhé&nge zum
Visumhandbuch sind in aktueller Fassung u.a. hier
zu finden: http://www.bfm.admin.ch/content/bfm/de/
home/dokumentation/rechtsgrundlagen/weisungen_
und_kreisschreiben/visa.html.

28
29

staaten sind gehalten, ihre Entscheidungen
auf das Handbuch zu stiitzen.*°

4. SDU

Nicht aus den Augen verlieren darf man
Art. 18ff. SDU. Diese Vorschriften regeln
den Aufenthalt nach Visumserteilung und
Grenzibertritt. Art. 18 SDU regelt die Folge
der Erteilung eines nationalen Visums fir
den Aufenthalt im Schengengebiet. Art. 19
SDU regelt das Aufenthaltsrecht von Vi-
sumsinhabern, Art.20 SDU den Aufenthalt
von visumsfreien Auslandern. Allen die-
sen Vorschriften lasst sich als Grundsatz
entnehmen, dass der dem Grenzlbertritt
folgende Aufenthalt im Schengengebiet
erlaubt ist, ,soweit® die Voraussetzungen
fur den Grenziibertritt vorliegen. Das SDU
enthélt zudem im hinteren Teil wichtige Vor-
schriften zu datenschutzrechtlichen Aus-
kunftsansprichen.

5. SIS und VIS

Ergénzend sind — betreffend die Datenver-
arbeitung — zu berticksichtigen:

+ Verordnung Uber das Schengener Infor-
mationssystem — SIS II-Verordnung,®'

+ Verordnung Uber das Visainformations-
system — VIS-Verordnung.®?

30 Erwagungsgrund 6 VK-Handbuch |

31 Verordnung (EG) Nr.1987/2006 des européischen
Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006
Uber die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des
Schengener Informationsystems der zweiten Genera-
tion (SIS 1) (ABI. L 381 S.4).

32 Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 9. Juli 2008 Uber das Vi-
sainformationssystem (VIS) und den Datenaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten Uber Visa fir einen
kurzfristigen Aufenthalt (ABI. L 218, S. 60).



6. Nationale Vorschriften

Grundsatzlich gilt: Das EU-Recht zum
Grenzibertritt und anschlieBendem Kurz-
aufenthalt im Schengenraum ist abschlie-
Bend anzuwenden. Durch Art. 62 EU-Vertrag
ist die Regelungsbefugnis betreffend die
Erteilung von schengenweit glltigen Visa
den Nationalstaaten komplett entzogen.
Daher ist das Rechtsgebiet auch nicht etwa
durch Richtlinien geregelt, sondern durch
unmittelbar anwendbare Verordnungen. Le-
diglich die noch gultigen Regelungen des
SDU sind nicht ausdriicklich als Verordnung
beschrieben. Durch das Schengenproto-
koll zum Vertrag von Amsterdam® wurden
die damals noch gultigen Vorschriften des
SDU allerdings Teil des Gemeinschaftsrecht
und damit mit unmittelbarer Wirkung verse-
hen. Art.2 Abs.1 des Schengen-Protokolls
erklarte den bisherigen Schengen-Besitz-
stand flr sofort anwendbar. §4 Abs.1 S.2
Nr.1 AufenthG darf daher bestimmen, dass
das Schengen-Visum ein ,Aufenthaltstitel”
ist, nicht hingegen unter welchen Voraus-
setzungen das Schengen-Visum zu erteilen
ist. Es ist daher nicht mit Schengenrecht
vereinbar, dass §6 AufenthG die Erteilung
des Schengenvisums scheinbar in das Er-
messen der Botschaft stellt.

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu §6
AufenthG ist ebenfalls betreffend Schen-
gen-Visa nicht mehr anwendbar, weil sie
vor Inkrafttreten des VK geschaffen wurde.
Regelungen der Verwaltungsvorschriften
zu §6 AufenthG sind daher — wenn Uber-
haupt — mit duBerster Vorsicht zu berlck-
sichtigen.

33 Abgedruckt bei http://www.westphal-stoppa.de.

Nicht im Regelungsbereich des Schengen-
rechts sind folgende Materien, die national-
staatlich geregelt werden durfen und natio-
nalstaatlich auch geregelt sind:

+ Das dem Aufenthaltstitel fur einen lang-

fristigen Aufenthalt vorgeschaltete na-

tionale Visumsverfahren in §6 Abs.3

AufenthG,

Arbeitserlaubnisrecht (BeschV),

+ Umwandelung von Schengen-Visa in
nationale Aufenthaltstitel ohne erneutes
Visumsverfahren (AufenthV),

+ Verfahrensrecht im gerichtlichen Ver-
fahren (VwWGO).

Das Grundgesetz als oberste Wertentschei-
dung steht zudem Uber europarechtlichen
Verordnungen und ist bei jeder Entschei-
dung grundsatzlich berticksichtigungsféhig.

Ungeklart ist, ob es auBerhalb des Schen-
genrechts zuldssige Mdoglichkeiten gibt,
auch kurzfristige Visa, also solche fir we-
niger als drei Monate, ausschlieBlich nach
nationalem Recht und ausschlieBlich mit
Giltigkeit fir das Gebiet des erteilenden
Nationalstaates zu erteilen. §14 Abs.2
AufenthG sieht Ausnahme-Visa an der
Grenze vor. Solche Visa kénnen erteilt wer-
den, wenn es sich um Visa handelt, die dem
langfristigen Aufenthaltstitel vorgeschaltet
sind. Dabei kann das Visum auch eine kir-
zere Giiltigkeit als drei Monate haben. 3

Soweit im Ubrigen an der Grenze Ausnah-
me-Visa als Schengenvisum erteilt werden
sollen, ist das zwar rechtlich zuléssig, dann
aber auch nur im Rahmen des materiellen
Schengenrechts.®

34 HK-AuslR/Frankel, § 14 AufenthG, Rdnr. 12.
35 HK-AusIR/Frankel, § 14 AufenthG, Rdnr. 11.

In den Bereichen, in denen das nationa-
le Recht zu beachten ist, ist das nationale
Visumshandbuch des Auswartigen Amts®
zu berlcksichtigen, welches nicht mit dem
Visumshandbuch gemaB Visakodex zu ver-
wechseln ist. Sofern in diesem nationalen
Visumshandbuch Regelungen enthalten
sind, die die Erteilung von Schengen-Visa
betreffen und die Regelungen des Hand-
buchs zum Visakodex widersprechen, sind
sie daher nicht anzuwenden.

« Der Schengener Grenzkodex re-
gelt die Voraussetzungen fur den
Grenzlbertritt Gber die Binnen-
und AuBBengrenzen.

* Der Visakodex regelt die Vor-
aussetzungen fur die Erteilung
eines ggf. erforderlichen Visums
fir den Grenzlbertritt zum beab-
sichtigten Aufenthalt bis zu drei
Monaten innerhalb eines Sechs-
Monats-Zeitraums.

+ Die EG-VisaVO regelt, wer ein Vi-
sum benétigt.

+ Art.18ff. SDU in Verbindung mit
Art.5 SGK beinhalten die Rechts-
grundlage fur den Aufenthalt
nach Grenzlbertritt.

3 Nicht offiziell veréffentlicht; Ausziige bei www.famili-
envisum.de/Dokumente/visumshandbuch.html.

Zu beachten ist: SGK und VK unterscheiden
sich im Hinblick auf den Personenkreis, flr
den sie gelten.

Der SGK ist auch auf Unionsbiirger und ihre
drittstaatsangehérigen  Familienangehdri-
gen anwendbar, allerdings ,unbeschadet
der Rechte der Personen, die das Gemein-
schaftsrecht auf freien Personenverkehr ge-
nieBen” (Art. 3 lit. a SGK).

Der VK ist nicht auf Unionsblrger anwend-
bar, er ist aber auf drittstaatsangehérige
Familienangehdrige von Unionsblrgern
anwendbar, ,unbeschadet des Rechts auf
Freizlgigkeit, das Drittstaatsangehdrige ge-
nieBen, die Familienangehdrige eines Uni-
onsburgers sind“ (Art. 1 Abs. 2 lit. a VK).

Fir Unionsbirger und deren Familienange-
horige ist also stets zundchst das Unions-
bilrgerrecht zu prifen, welches Vorrang hat.

Zudem gilt das Schengen-Visum aus-
schlieBlich fur Kurzaufenthalte. Das sind
neben den Durchreisen durch das Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten ,geplante Aufent-
halte in diesem Gebiet von héchstens drei
Monaten je Sechsmonatszeitraum® (Art.1
Abs. 1 VK).

Fiur Fluchtlinge und Personen, die um in-
ternationalen Schutz nachsuchen, gelten
schlieBlich die Regelungen des SGK ,un-
beschadet ihrer Rechte, insbesondere hin-
sichtlich der Nichtzurickweisung® (Art.3
Abs. 2 SGK).



1. Auslandische
Staatsangehdrige,
die nicht Unions-
blrger oder deren
drittstaatsangehori-
ge Familienangehé-
rige sind, mit einem
geplanten  Aufent-
halt von maximal
drei Monaten:

SGK, VK,

2. Auslandische
Staatsangehorige,
die nicht Unions-
blrger oder deren
Familienangehdrige
sind, mit einem ge-
planten Aufenthalt
von mehr als drei
Monaten:

SGK, AufenthG und

EG-VisaVO AufenthV

Es sind also die in Tabelle 2 genannten vier
Fallgruppen zu unterscheiden.

In dieser Broschire wird in erster Linie die
erste Fallgruppe behandelt: Aufenthalte von
Drittstaatsangehdrigen, die sich nicht auf
die Unionsbrgerrichtlinie berufen kénnen
und sich nicht l&nger als drei Monate in der
Bundesrepublik aufhalten wollen.

3. Unionsburger
und deren dritt-
staatsangehérige
Familienangehéri-

ge:

Unionsburgerrichtli-
nie, nur erganzend
SGK sowie VK

4. Fluchtlinge und
Schutzsuchende

GFK, nur ergan-
zend SGK

Visumsbefreiungen

Auslénder benétigen fiir den Ubertritt Gber
die AuBengrenze sowie den anschlieBen-
den Kurzaufenthalt im Schengen-Staat
grundsétzlich ein Visum, sofern sie nicht
von der Visumspflicht fiir Kurzaufenthalte
befreit sind.

Befreiungstatbestéande kénnen sich aus un-
terschiedlichen Regelungen ergeben, z.B.
aus der Unionsburgerrichtlinie, aus vélker-
rechtlichen Vertrdgen zwischen der EU und
Drittstaaten oder zwischen der Bundesre-
publik und Drittstaaten, aus dem Schen-
genrecht selbst oder aus der EG-Visaver-
ordnung.*” Die Befreiungen kdnnen fur das
gesamte Schengengebiet gelten oder auch
nur flr die Bundesrepublik.

Das Unionsrecht betreffend den freien Per-
sonenverkehr hat Vorrang vor SGK und VK.
Dieses ergibt sich ausdriicklich aus Art.3
lit.a) SGK und Art.1 Abs.2 lit.a) VK.®® Uni-
onsblrger bendétigen daher kein Visum,
auch wenn der Unionsstaat noch nicht dem
Schengenregime beigetreten ist.

37 §4 Abs.1 S.1 AufenthG.
38 VK-Handbuch |, Teil lll, A spricht ausdriicklich von ,lex
specialis®.

C méchte in die Bundesrepublik
reisen, um sich hier fur zwei Wo-
chen aufzuhalten. Benétigt C ein
Visum, wenn er britischer Staats-
birger ist?

Selbstverstandlich darf der bri-
tische Staatsangehérige C als
Unionsbirger visumsfrei nach
Deutschland einreisen. Daran
andert sich auch nichts dadurch,
dass GroBbritannien dem Schen-
genrecht nicht beigetreten ist,
denn die Unionsburgerrichtlinie
geht dem Schengenrecht vor.

Grundsatzlich benoétigen Drittstaatsange-
horige, die Familienangehdrige von Uni-
onsburgern sind, gemaB Art.5 Abs.2 S.1
der Unionsbirgerrichtlinie®® fur die Einrei-
se in den Schengen-Raum allerdings ein
Visum. Die Richtlinie ist durch das Freizi-
gigkeitsgesetz/EU* in der Bundesrepublik

39 Richtlinie 2004/38/EG des européischen Parlaments
und des Rats Uber das Recht der Unionsbiirger und
ihrer Familienangehdrigen, sich im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten und
zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und
zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/
EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG,
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/
EWG vom 29.04.2004 (ABI. EU L 158 v. 30.04.2004,
S.77):

40 Gesetz Uber die Freiziigigkeit von Unionsbirgern v.
30.07.2004 (BGBI. | S. 1986):



umgesetzt. Daher sieht auch §2 Abs.4 S.2
FreizgG/EU die Visumspflicht fur dritt-
staatsangehdrige Familienangehorige vor.
Es gelten fur die Visumsausstellung an Fa-
milienangehdrige von Unionsbiirgern erheb-
liche Erleichterungen.*!

Zu bedenken ist, dass der formale VerstoB3
gegen die Visumspflicht im Falle der Fami-
lienzusammenfuhrung nicht zu ihrer Ableh-
nung fiihren kann.*2 Dieses gilt auch fur Ein-
reisen zum Zwecke eines Kurzaufenthalts,
was sich aus Folgendem ergibt: Der EuGH
hat bereits entschieden, dass Unionsburger
keinen Reisepass mit sich fihren mussen,
wenn der aufgesuchte Mitgliedstaat dieses
auch von den eigenen Staatsangehdérigen
nicht verlangt. Es ist lediglich die Pflicht
des Unionsblrgers, die Staatsangehorig-
keit in geeigneter Weise nachzuweisen.*®
GemaB Art.6 RL 2004/38/EG, §2 Abs.5
FreizigG/EU gilt dieses auch fir die dritt-
staatsangehdrigen  Familienangehdrigen,
die den Unionsburger ,begleiten oder zu
ihm nachziehen®.

Unklar und hdchstrichterlich noch nicht
entschieden ist in diesem Zusammenhang
aber, ob der Drittstaatsangehdrige den Uni-
onsburger bei der Einreise zum kurzfristigen
Aufenthalt ,begleiten® muss oder zu ihm
shachziehen“ will oder ob er auch ohne ei-
nen solchen Fall an der AuBengrenze nicht
zurlickgewiesen werden darf. Wenn der
Drittstaatsangehdrige mit Pass aber ohne
Visum alleine die AuBengrenze Uberschrei-
ten will, liegt ein ,,Begleitungsfall“ grundsétz-
lich nicht vor. Ein ,Nachzugsfall“ liegt aber

41 VK-Handbuch I, Teil lll, A.3.

42 EuGH, Urteil vom 25.7.2002 — C-459/99 (,MRAX*) —,
InfAusIR 2002, 417.

4 EuGH, Urteil vom 17.2.2005 — C 215/03 (,Oulane®) —,
juris.

an sich auch nicht vor, wenn die Einreise-
absicht nur Besuchszwecken dient. Solange
diese Frage nicht ausdricklich geklart bzw.
entschieden ist, sollte die Einreise nur in Be-
gleitung des Unionsblrgers oder mit Visum
erfolgen.

In der Praxis wird die Einreise von drittstaats-
angehérigen Familienangehérigen von EU-
Birgern Uber die Binnengrenzen mangels
dortiger Kontrollen* nicht problematisch
sein. Fur den Fall der Kontrolle im Bundes-
gebiet wird der Drittstaatsangehdérige sich
in diesem Fall auf die ,MRAX"“-Rechtspre-
chung* berufen mussen. Liegt ein Beglei-
tungs- oder Nachzugsfall nicht vor, gilt die
Visumsbefreiung jedenfalls gesichert dann,
wenn der Drittstaatsangehdrige in Besitz
einer Aufenthaltskarte im Sinne von Art. 10
Richtlinie (EG) 2004/38 EG ist oder nach
Art.5 Abs.4 SGK von der Visumspflicht be-
freit ist.4

C méchte in die Bundesrepublik
reisen, um sich hier fur zwei Wo-
chen aufzuhalten. Benétigt C ein
Visum, wenn er angolanischer
Staatsangehoriger ist und mit
seiner portugiesischen Ehefrau
aus Angola kommend nach Berlin
einreisen will?

44 Zum Verbot von Grenzkontrollen an den Binnengren-
zen: EuGH, Urteil vom 22.6.2010 — C-188/10 und
C-189/10 (,Melki und Abdeli“) —.

%A a.0. (Fn42).

46 Im Einzelnen mit Beispielen: VK-Handbuch |, Teil Il
A2.

Handelt es sich um eine Einreise
von auBerhalb des Schengenge-
biets, bendtigt C ein Visum. Wird
C von seiner Ehefrau begleitet,
wird man ihm unter Berufung auf
die MRAX-Rechtsprechung des
EuGH die Einreise an der Gren-
ze ohne Visum nicht verwehren
durfen. Hat C eine franzdsische
Aufenthaltskarte, weil seine Ehe-
frau dort arbeitet, darf er auch un-
begleitet nach Deutschland ohne
Schengen-Visum einreisen, auch
von aufBerhalb des Schengen-
raums.

C méchte in die Bundesrepublik
reisen, um sich hier fir zwei Wo-
chen aufzuhalten. Benétigt C ein
Visum, wenn er turkischer Staats-
angehoriger ist und in Hamburg
Verwandte besuchen will?

Bislang nicht hinreichend geklart st
die Frage, ob und in welchem Umfang
»Stand-Still-Klauseln“ in  vélkerrechtlichen
Vertragen eine visumsfreie Einreise fir
kurzfristige Aufenthalte erlauben. Art. 11
ARB2/76 sowie Art.13 ARB1/80 EWG/
Turkei sehen z.B. vor, dass die Mitglied-
staaten keine neuen Beschrédnkungen fir
Arbeitnehmer und ihre Familienangehdrigen
vornehmen dirfen. Beschrankungen in die-
sem Sinne sind auch Rechtsénderungen,
die sich als Verschlechterungen darstellen.
Selbst die Ricknahme von Lockerungen in
der Praxis (z. B. durch Verwaltungsvorschrif-
ten oder Erlasse) fallt darunter.*” Lediglich
Verschlechterungen, die auch Unionsbir-
ger betreffen, sind unbeachtlich. Art. 11
ARB2/76 ist zwar durch den ARB1/80 auf-
gehoben worden. Soweit dadurch eine Ver-
schlechterung der Rechtslage eintritt, kann
sich der Betroffene aber auf die Stand-Still-
Klausel des Art. 11 ARB 2/76 berufen.*®

Daraus folgt, dass fur turkische Staatsan-
gehdrige die Rechtslage vom 1. Dezember
1976 oder eine glnstigere spatere Rechtsla-
ge maBgeblich ist. Daraus kann man schlie-
Ben, dass Familienangehérige zum Zwecke
des Besuchs eines tlirkischen Staatsange-
hérigen, der in der Bundesrepublik einer Be-
schéftigung nachgeht, visumsfrei einreisen
dirfen. Nach §5 Abs. 1 Nr. 1 DVAusIG 1965
bendtigten tirkische Staatsangehorige auf
der Grundlage des Sichtvermerksabkom-
mens Deutschland-Tlrkei vom 1. Novem-
ber 1953 (GMBI. 1953, 576),* von Deutsch-

47 EuGH, Urteil vom 9.12.2010 — C 300/09 und C-301/09
(,Toprak und Oguz“) — asyl.net, M17944.

4 Offen gelassen in VG Berlin, Urteil vom
3.7.2002 - VG 11 A565.01 — InfAusIR 2002, 384; Die-
nelt in: OK-MNet-ARB 1/80, www.migrationsrecht.net.

4 Sichtvermerksabkommens Deutschand-Tirkei vom
1.11.1953 (GMBI. 1953, 576) bei http://www.westphal.
stoppa.de/O-Gesetze/Tuerkei.pdf.



land gekindigt mit Wirkung zum 5. Oktober
1980, namlich nur dann ein Visum, wenn sie
zum Zwecke der Erwerbstétigkeit einreisen
wollten.®® Auch in der Praxis wurden tirki-
sche Staatsangehdrige bis 1980 regelmaBig
flr Kurzaufenthalte an der deutschen Gren-
ze nicht abgewiesen. Es wurde lediglich ge-
fragt, ob man beabsichtige, dauerhaft oder
zu Zwecken einer Beschéftigung einzurei-
sen.®" Auch Art.41 Abs.1 des Zusatzproto-
kolls zum Assoziationsabkommen?®? enthalt
eine solche Stand-Still-Klausel.

Bislang wird eine solche weitgehende Aus-
legung der Stand-Still-Klauseln von der
Bundesregierung abgelehnt. Der EuGH hat
dazu bereits entschieden, dass ein Visum
fur die Einreise tlrkischer Staatsangehori-
ger, die aktive Dienstleistungen flr ein in der
Turkei anséssiges Unternehmen im Schen-
gengebiet erbringen wollen, nicht verlangt
werden darf, wenn es schon bei Inkrafttre-
ten der Stand-Still-Klausel nicht verlangt
wurde.% Die Bundesregierung sieht bislang
lediglich bestimmte aktive Dienstleister aus
der Turkei (Kraftfahrer, Wissenschaftler,
Kinstler und Sportler) als von der Verpflich-
tung zur Visumseinholung befreit an. Ein-
zelheiten dazu sind inzwischen auch in An-
hang 6 zum VK-Handbuch | geregelt.5* Die

50 Siehe auch Hinweise auf die friihere Rechtslage bei
Klaus Dienelt, Auswirkungen der Soysal-Entschei-
dung des Européischen Gerichtshofs auf das Visums-
verfahren tlirkischer Staatsangehdriger, www.migrati-
onsrecht.net.

Unal Zeran, Kein Ende der Visapflicht fir tirkische
Staatsangehdrige in Sicht, www.migrationsrecht.net.
Zusatzprotokoll zum Abkommen vom 12. September
1963 zur Griindung einer Assoziation zwischen der
Européischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tur-
kei fiir die Ubergangsphase der Assoziation vom 23.
November 1970 (BGBI. 1972 Il S.385).

% EuGH, Urteil vom 19.2.2009 — C-228/06 (,Soysal"),
InfAusIR 2009, 135.

Leitlinien zum Reiseverkehr turkischer Staatsangeho-
riger, die die AuBengrenzen der EU-Mitgliedstaaten
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Stand-Still-Klausel des Art.41 Abs.1 des
Zusatzprotokolls hilft aber — wenn sie Uber-
haupt die visumsfreie Einreise erlaubt — nur
fur die direkte Einreise nach Deutschland
oder Déanemark, weil nur in diesen beiden
Staaten bei Inkrafttreten des Zusatzproto-
kolls die Einreise visumsfrei war. Will der
tirkische Staatsangehérige z.B. iber Os-
terreich nach Deutschland einreisen, bent-
tigt er fiir Osterreich ein Transitvisum.ss

Nach Auffassung einiger Gerichte fallt auch
die passive Dienstleistung (Flug, Hotel-
Ubernachtung, Restaurantbesuch, Shop-
ping etc.) unter die Stand-Still-Klausel des
Art.41 Abs.1 ZP.%¢ Da bei jedem Familien-
besuch in der Regel passive Dienstleistun-
gen in Anspruch genommen werden, féllt
daher auch das Besuchsvisum unter diese
Stand-Still-Klausel,’” sofern man dem folgt.
Auch diese Entscheidungen haben an der
bisherigen Haltung der Bundesregierung al-
lerdings nichts geéndert.

Uberschreiten, um in der EU Dienstleistungen zu er-
bringen.

Ebd., Ziffer 1.

5% VG Minchen, Urteil vom 9.2.2011 — M 23 K
10.1983 —, juris; VG Berlin, PKH-Beschluss vom
25.2.2009 — 19 V 61.08 —, juris; VG Frankfurt/Main,
Urteil vom 22.5.2009 — 7 K 3732/08.F (3) —, asyl.net,
M16032; AG Erding, Urteil vom 29.4.2009 — 5 Cs
35 Js 28.732/08 —, juris; AG Hannover, Urteil vom
7.1.2010 — 286 Ds 123/10 —, ANA-ZAR 2011, 4 (Dok.
1410); offen in OVG Berlin-Brandenburg, PKH-Be-
schluss vom 6.10.2009 — 12 M 25.09 —, asyl.net,
M16179.

Klaus Dienelt, a.a.0. (Fn.50); Unal Zeran, a.a.O.
(Fn.51); a.A. VG Berlin, PKH-Beschluss vom
25.2.2009 - 19 V 61.08 —, juris.
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C benétigt nach Auffassung des
BMI und des Auswértigen Amts
ein Visum. In der Praxis wird die
Einreise turkischer Staatsange-
hériger ohne Visum geménB Art.5
und 13 SGK zu behandeln sein.
Versucht der tirkische Staats-
angehoérige zum Zwecke des
Familienbesuchs ohne Visum
einzureisen, wird er sich gegen
die zu erwartende Einreisever-
weigerung an der Grenze® ge-
maB Art.13 SGK mit den nach
deutschem Recht zuldssigen
Rechtsmitteln wehren mdissen.
Denkbar ist aber auch, dass be-
reits vor der Einreise eine sog.
vorbeugende Feststellungsklage
erhoben wird.®® Der Ausgang ei-
nes solchen Verfahrens ist aber
bislang sehr ungewiss.

%8 Zuriickweisung geméaB § 15 AufenthG.
% Siehe dazu VG Minchen, Urteil vom 9.2.2011 — M 23
K 10.1983 —, juris.

C méchte in die Bundesrepub-
lik reisen, um sich hier fur zwei
Wochen aufzuhalten. Benétigt
C ein Visum, wenn er tlrkischer
Staatsangehoriger und Musiker
ist und in der Bundesrepublik ein
Konzert geben will?

Auch nach Auffassung des BMI
und des Auswaértigen Amts be-
notigt C kein Visum, sondern
darf visumsfrei einreisen. Aller-
dings wird er schon beim Ein-
checken am Flughafen regelmé-
Big Probleme bekommen, weil
die Fluggesellschaften ihn im
Falle unerlaubter Einreise nach
Deutschland wegen der Ruick-
beférderungspflicht auf eigene
Kosten zurlickbeférdern missen.
A wird daher bis auf Weiteres bei
der Vertretung der Bundesrepub-
lik in Istanbul, Ankara oder Izmir
unter Vorlage von Dokumenten
zum Konzertauftritt eine Beschei-
nigung Uber die Gestattung der
visumsfreien Einreise beschaffen
mussen oder rechtzeitig vor der
Reise bei der Fluggesellschaft
die visumsfreie Einreise klaren
mussen.



Ausnahmen von der Pflicht, ein Visum des
Staates einzuholen, welchen der Auslan-
der aufsuchen will, ergeben sich aus dem
Schengenrecht selbst. Art.5 Abs.1 b) SGK
erlaubt dann die Einreise, Art.18 SDU den
anschlieBenden Kurzaufenthalt.

Es sind allerdings nur Aufenthaltstitel oder
nationale Visa der Staaten der Kategorie |
beachtlich.

In den neuen Mitgliedsstaaten der EU gilt
vorlibergehend nur ein Teil der Vorschriften,
S0 in Zypern, Bulgarien und Ruménien (sog.
Kategorie 1l-Staaten). Dort werden nur die
Regeln Uber die AuBengrenzen angewen-
det. Drittstaatsangehdrige mit Titeln aus die-
sen Landern bedurfen daher fir die Einreise
nach Deutschland eines Visums. Dieses gilt
seit dem Inkrafttreten der VO 154/2012/EU
vom 15. Februar 2012 nicht mehr fir den
bloBen Flughafentransit.

Art.5 Abs.1 SGK setzt nicht voraus, dass
das Visum von dem Staat ausgestellt ist, in
welchen er — auch — einreisen will. GemaB
Art. 19 SDU kénnen Ausléander, die Inhaber
eines einheitlichen Visums® sind und recht-
méBig in das Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten eingereist sind, die Binnengrenzen
frei Uberschreiten, wenn sie die Vorausset-
zungen des Art.5 SGK weiter erflllen. Sie
dirfen auch die AuBengrenzen jedes Mit-
gliedsstaates (der Schengenrecht anwen-
det) Uberschreiten.

60 Begriff des ,einheitlichen Visums*: Art.2 Nr.3 VK; s.u.
Kap. C.

C mochte in die Bundesrepub-
lik reisen, um sich hier flr zwei
Wochen aufzuhalten. Benétigt
C ein Visum flir Deutschland,
wenn er russischer Staatsange-
hériger ist und ein franzésisches
Schengen-Visum Kat. C fir eine
Geschéftsreise nach Frankreich
besitzt, aber auch seine Schwes-
ter in Berlin besuchen mdchte?

Grundsatzlich sieht der européaische Gesetz-
geber das Problem des sog. ,Visa-Shop-
pings, d. h. dass an eine Person mehrfache
Visa von unterschiedlichen Mitgliedsstaaten
erteilt werden.®' Es ist weder im Interesse
der Schengen-Staaten, dass ein Auslander,
der einen Staat aufsuchen will, sich bei ei-
nem anderen Staat das erforderliche Visum
beschafft. Ebensowenig ist es aber auch im
Interesse der Schengen-Staaten, dass der
Auslander, der mehrere Schengenstaaten
besuchen will, sich deswegen auch jeweils
fur alle diese Staaten Visa beschaffen muss.
Wird ein Visum Kat. C erteilt, gilt dieses da-
her grundsatzlich fur alle Schengen-Staa-
ten. Grundsétzlich muss das Visum aber bei
dem Staat beantragt werden, in dessen Ho-
heitsgebiet das einzige oder jedenfalls das
Hauptreiseziel liegt.®

61 Erwagungsgrund 18 VK.
62 Art.5 VK; siehe unten zur Zusténdigkeit der Botschaf-
ten C.1I.

Solange der Hauptzweck der
Reise geschaftlich ist, ist der Be-
such bei der Schwester in der
Bundesrepublik zulassig.

C mochte in die Bundesrepub-
lik reisen, um sich hier fir zwei
Wochen aufzuhalten. Bendtigt
C ein Visum, wenn er russischer
Staatsangehoriger ist und eine
franzosische befristete Aufent-
haltserlaubnis besitzt?

Auch langfristige Aufenthaltstitel eines Mit-
gliedstaates berechtigen gemaB Art.21 SDU
zur Reise in einen anderen Mitgliedstaat.
Die einzelnen Mitgliedstaaten erteilen nach
ihrem nationalen Recht bislang recht un-
terschiedliche Aufenthaltstitel, die europa-
rechtlich nicht vollstdndig vereinheitlicht
sind. Welche Titel zum Uberschreiten der
AuBengrenzen berechtigen, ergibt sich aus
der Liste von Aufenthaltstiteln gemaB Art.2
Abs. 15 SGK.®®

8 ABI. C 247/1 vom 13.10.2006; in aktueller Fassung
VK-Handbuch I, Anhang 1.

C darf nach Deutschland reisen.

Ausreichend ist nach dieser Liste auch die
deutsche ,Fiktionsbescheinigung“ in Verbin-
dung mit dem abgelaufenen Aufenthaltstitel,
wenn das dritte Késtchen auf Seite 3 der
férmlichen Bescheinigung angekreuzt ist:
~Der Aufenthaltstitel bleibt giltig“. Es han-
delt sich dabei um den Fall des §81 Abs. 4
AufenthG. Unklar ist, ob die Bescheinigung
als Kleber im Pass ausgestellt sein muss
oder ob die formlose Bescheinigung reicht.
In der Liste steht die Fiktionsbescheinigung
unter der Uberschrift ,alle sonstigen einem
Drittstaatsangehdérigen ausgestellten Doku-
mente, die einem Aufenthaltstitel gleichge-
stellt sind“. Daraus ist zu folgern, dass die
formlose Bescheinigung (mit Foto) ausrei-
chend sein dirfte.

Erfallt ein Drittstaatsangehdriger nicht alle
Einreisevoraussetzungen gemaB Art.5
SGK, obwohl er einen nationalen Aufent-
haltstitel besitzt, so kann an der AuBengren-
ze gemaB Art. 5 Abs. 4 a) SGK ein Durchrei-
sevisum erteilt werden. Das kann etwa der
Fall sein, wenn der Drittstaatsangehdrige in
einem Mitgliedstaat noch eine Einreisesper-
re hat und er z. B. deswegen nur ein rdum-
lich beschréanktes Visum erhélt.®

64 Siehe unten C.V.15.b.



Befreiungen von der Visumspflicht fir den
GrenzUbertritt ergeben sich weiter aus der
EU-VisaVO. Ohne dass dieses erforderlich
ware, weist auch § 15 AufenthV darauf hin.
Fir den zulassigen Aufenthalt ohne Visum
ist Art. 20 SDU zu berlicksichtigen.

1. Staatsangehorige der Liste gemaB
Anhang Il

C mochte in die Bundesrepub-
lik reisen, um sich hier fur zwei
Wochen aufzuhalten. Benétigt C
ein Visum, wenn er albanischer
Staatsangehdriger ist?

Die aktuell befreiten Drittstaatsangehdri-
gen ergeben sich aus der gemeinsamen
Liste gemaB Art.1 Abs.2 der EG-VisaVO
(Anhang I1).55 Vor kurzem beschlossen ist
die Visumsfreiheit fir Albanien und Bosni-
en-Herzegowina, aber nur wenn die Staats-
angehdrigen dieser Staaten in Besitz bio-
metrischer Reisepéasse sind.5¢

8 Siehe auch VK-Handbuch I, Anhang 1.
8 Verordnung (EU) Nr.1091/201 zur Anderung der Ver-
ordnung (EG) Nr.539/2001 (ABI. L 329 v. 14.12.2010).

C darf nach Deutschland reisen,
allerdings nur, wenn er in Besitz
eines biometrischen Passes ist.

2. Schilergruppen

C mochte nach Frankreich rei-
sen, um sich dort flr eine Woche
aufzuhalten. Benétigt C ein Vi-

sum, wenn er als minderjahriger
abgelehnter Asylbewerber aus
Armenien in Deutschland mit Dul-
dung, aber passlos und ohne Auf-
enthaltserlaubnis lebt und mit der
Schulklasse eine Klassenfahrt
nach Paris unternehmen will?

Schuler mit Staatsangehdrigkeit aus Anla-
ge | und Wohnsitz in einem Mitgliedsstaat
sind als ,Schilergruppe in Begleitung einer
Lehrkraft* gemaB Art.1 Abs.2, 2. Spiegel-
strich der EG-VisaVO auch dann visumsbe-
freit, wenn sie keinen Aufenthaltstitel haben,
also zum Beispiel nur geduldet sind. Es ist
in diesem Falle eine Liste nach Vordruck
auszufillen.’” Einen Pass oder Passersatz
bendtigen sie aber.

57 Vordrucke siehe VK-Handbuch I, Anhang 3.

Fur die Reise benétigt C kein Vi-
sum, wenn die Fahrt von einer
Lehrkraft begleitet wird.

3. Fluchtlinge

C moéchte nach Deutschland rei-
sen, um sich hier fir eine Wo-
che aufzuhalten. Benétigt C ein
Visum, wenn er aus Afghanistan
stammt und in Indien als vom
UNHCR anerkannter Flichtling
mit Aufenthaltserlaubnis lebt?

Die Verordnung sieht in Art.1 Abs. 2 Befrei-
ungen fur Flichtlinge und Staatenlose vor,
sofern sie ihren Wohnsitz in einem Mitglied-
staat haben und ein Reisedokument von
diesem Mitgliedstaat ausgestellt ist. Mit-
gliedstaat bedeutet in diesen Zusammen-
hang Mitgliedstaat des Schengenrechts.

C benétigt ein Visum. Indien ist
nicht Mitgliedstaat des Schen-
genrechts. Daran wirde sich
auch nichts andern, wenn C nicht
in Indien, sondern in GroBbri-
tannien als Fluchtling anerkannt
ware, denn GroBbritannien ist
nicht Mitgliedstaat des Schen-
gengebietes. Daher ist C nicht auf
der Grundlage der EG-VisaVO
visumsbefreit.®®

4. Staatenlose

Die Regelung gilt auch fir ,de-facto-Staa-
tenlose”, wenn sie einen Fremdenpass,
aber keine Aufenthaltserlaubnis haben, wie
z.B. die sog. ,Nichtletten” in Lettland.®® Das
ergibt sich aus Art. 1 Abs. 2, 3. Spiegelstrich
EG-VisaVO. Die Regelung setzt nur voraus,
dass ein vom Mitgliedsstaat ausgestelltes
Reisedokument vorliegt.

5 Siehe aber unten, Kap. B.V., zur Visabefreiung nach
nationalem Recht gemé&B § 18 AufenthV.
89 Winkelmann, a.a.O. (Fn.10), S.219.



Soweit sich aus nationalem Recht Befreiun-
gen ergeben, gelten diese ausschlieBlich flr
raumlich beschrankte und nationale Kurz-
zeitvisa. Das Schengenrecht sieht nicht vor,
dass nationale Befreiungen fur das gesamte
Schengengebiet gelten.”® Es kann deshalb
nur die direkte Einreise in die Bundesrepu-
blik erfolgen. Falls erforderlich, muss ein
Durchreisevisum eines anderen Mitglied-
staates beantragt werden. Allerdings l&sst
das Schengenrecht solche nationalen Aus-
nahmeregelungen grundsétzlich zu.”

§16 AufenthV

Hinzuweisen ist auf § 16 AufenthV, wonach
sich die — national beschrankte — Visums-
freiheit aus Sichtvermerksabkommen zwi-
schen Deutschland und dem jeweiligen
Staat ergeben kann.”

Ein Anwendungsfall dieser Vorschrift ist das
Européische Abkommen Ulber die Aufhe-
bung des Sichtvermerkszwangs fur Flicht-
linge vom 20. April 1959 (EuSVkUbk).”®
Vertragsparteien sind derzeit: Belgien, Dé&-
nemark, Deutschland, Finnland, Frankreich,
Irland, Island, Italien, Liechtenstein, Luxem-
burg, Malta, Niederlande, Norwegen, Polen,
Portugal, Rumanien, Schweden, Schweiz,
Slowakei, Spanien, Tschechische Republik
und das Vereinigte Konigreich. Frankreich

70 VK-Handbuch 1, Teil Il, 2.5; HK-AusR/Hoffmann, §6
AufenthG, Anm. 67.

™ Art.20 Abs.2 SDU fir Verlangerungen visafreier Auf-
enthalte; Art. 4 und 5 EG-VisaVO.

72 Ubersicht in Ziffer 4.1.3.1ff. VV-AufenthG und bei
http://www.westphal-stoppa.de/Gesetzestexte.htm.

8 http://conventions.coe.int/treaty/ger/Treaties/
Html/031.htm; siehe Ziffer 4.1.3.1.17 VV-AufenthG.

und das Vereinigte Kdnigreich haben das
Ubereinkommen zwar ratifiziert, aber zwi-
schenzeitlich aufgrund einer entsprechen-
den Klausel erkléart, es bis auf Weiteres nicht
mehr anwenden zu wollen. Frankreich l&sst
eine Einreise nach innerstaatlichem Recht
zu, GroBbritannien hingegen nicht. Anders
herum dirrfen aber in GroBbritannien aner-
kannte Flichtlinge, die dort einen Konven-
tionspass erteilt bekommen haben, nach
Deutschland einreisen, denn Deutschland
hat keinen vorgemerkten Vorbehalt.

§17 AufenthV

Die EG-VisaVO enthélt keine Regelungen
zur Beschaftigung wahrend des Kurzaufent-
halts.” Der EU-Gesetzgeber Uberlasst das
den Mitgliedstaaten. §17 Abs.1 AufenthV
schrénkt die Verordnung im Hinblick auf
Einreisen zu Zwecken einer Beschéftigung
fir Staatsangehdrige des Anhangs Il der
EG-VisaVO ein. § 17 AufenthV ist also keine
nationale Erweiterung der Visumsfreiheit,
sondern eine teilweise Einschréankung der
sich aus der EG-VisaVO ergebenden Visa-
freiheit im Falle bestimmter Beschéaftigun-
gen.

§18 AufenthV

Wichtig ist auch §18 Abs.1 AufenthV. Da-
nach kénnen Flichtlinge unter den dort
genannten Voraussetzungen visumsfrei
einreisen, wenn sie in einem Mitgliedstaat
der EU oder in einem der in Anhang Il zur
EG-VisaVO genannten Staaten als Fllcht-
ling anerkannt sind. Grundlage der Rege-

74 Siehe zu den einzelnen Beschéftigungsmaglichkei-
ten wahrend des visumsfreien Aufenthalts oder mit
Schengen-Visum unten F.III.

lung ist nicht das unter §16 AufenthV fal-
lende EuSVkUbk, sondern das Abkommen
Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge
(GFK), welches mehr Unterzeichnerstaaten
hat als das EuSVkUbk.”

C aus Fall 9 ist nicht in Indien als
Fluchtling anerkannt, sondern in
GroBbritannien. Darf er visums-
frei nach Deutschland zum Kurz-
aufenthalt einreisen?

Zwar nicht auf der Grundlage der
EG-VisaVO, allerdings gemaB
§ 16 sowie § 18 Abs. 1 AufenthVO
darf C aus GroBbritannien vi-
sumsfrei nach Deutschland ein-
reisen.

§19 AufenthV

§ 19 AufenthV regelt die Einreise von Aus-
landern mit bestimmten Dienstpassen, also
Diplomaten und sonstiger Beamter in amt-
lichem Auftrag. Die Regelung verweist auf
Anlage B zur AufenthV.

s Begriindung zur Verordnung zur Durchfiinrung des
Zuwanderungsgesetzes vom 25.11.2004 (BGBI. 2004
1, S.2945); Ziffer 4.1.33 VV-AufenthG.

§20 AufenthV

Inhaber von Ausweisen fir Mitglieder und
Bedienstete der Organe der Européischen
Union (auch wenn sie Drittstaatsangehdri-
ge sind), fir Abgeordnete der parlamenta-
rischen Versammlung des Europarats, des
Vatikans sowie sonstiger zwischenstaatli-
cher Organisationen benétigen nach §20
AufenthV kein Visum.

§21 AufenthV

Inhaber von Grenzgéangerkarten sind eben-
falls von der Visumspflicht befreit. Grenz-
gangerkarten gelten flir das gesamte Bun-
desgebiet.”®

§22 AufenthV

Die Vorschrift setzt die Schilergruppen-
regelung der EG-VisaVO um, beschrankt
diese aber auf Félle fehlender Erwerbstéa-
tigkeitsabsicht.”” Zu beachten ist § 22 Abs. 2
AufenthV: die Wiedereinreise von Schilern,
die in Deutschland ihren Wohnsitz haben,
ist nur dann visumsfrei erlaubt, wenn die Ab-
schiebung ausgesetzt ist, d.h. der Schiiler
eine Duldung hat und in der Duldung ver-
merkt ist, dass die Duldung auch fir den Fall
der Wiedereinreise gilt.

6 Ziffer 4.1.3.5 VV-AufenthG.

77 Siehe zur erforderlichen Ausgestaltung der Schler-
sammelliste Ziffer 4.1.3.6 VV-AufenthG.

78 Ziffer 4.1.3.6. und 3.3.6 VV-AufenthG.



§23-25 AufenthV

Bestimmte Angehodrige der Fluss-, See-
und Luftschifffahrt sind gemaB §§23 bis 25
AufenthG von der Visumspflicht befreit.”

§26 AufenthV

§26 AufenthV ist die aufenthaltsrechtliche
Umsetzung fur Auslédnder im Flughafentran-
sit. Die Vorschrift ist bislang dem Visakodex
noch nicht angepasst, denn sie nimmt Be-
zug auf die GKI. Geregelt ist, dass der Aus-
lander in Besitz des Flughafentransitvisums
sein muss, dieses Visum allerdings kein Auf-
enthaltstitel ist und der im Flughafentransit
befindliche Auslénder nicht eingereist ist.2°

§27 AufenthV

§27 AufenthV regelt die Ein- und Ausreise
von Diplomaten, ihrer Familienangehdérigen
und des Dienstpersonals.®!

§28 AufenthV

Fir freizligigkeitsberechtigte Schweizer re-
gelt § 28 AufenthV die Visumsbefreiung.
§29 AufenthV

§ 29 AufenthV regelt die Visumsbefreiung in
Rettungsféllen.

9 Siehe im Einzelnen Ziffer 4.1.3.7 VV-AufenthG.
80 Sjehe im Einzelnen Ziffer 4.1.3.8 VV-AufenthG.
81 Siehe im Einzelnen Ziffer 4.1.3.9 VV-AufenthG.

§30 AufenthV

SchilieBlich regelt § 30 AufenthV die Visum-
freiheit bei Durchreisen bis zu drei Tagen.
Die Vorschrift findet nur Anwendung, wenn
das Schengen-Visum auf einen anderen
Mitgliedstaat beschrankt ist und nur in den
in §30 AufenthV genannten Féllen des Be-
stehens einer zwischenstaatlichen Verein-
barung.®?

Aus humanitaren Grinden oder Griinden
des nationalen Interesses oder aufgrund
internationaler Verpflichtungen kann die
Einreise ohne Visum gestattet werden. Un-
ter die dritte Fallgruppe fallt nicht die Ein-
reise zum Zwecke der Durchfiihrung eines
Asylverfahrens, denn fir die Gewahrung
der Einreise hat die Grenzbehorde kein Er-
messen. Die Einreise ist zur Prufung des
Schutzersuchens zu gewahren. Das ergibt
sich aus der Genfer Flichtlingskonvention
sowie den EU-Richtlinien des Fluchtlings-
rechts.®® Bei den internationalen Verpflich-
tungen handelt es sich um Verpflichtungen
im Einzelfall, z.B. bei der Aufnahme von
Flichtlingen im Kontingent ohne vorheriges
Visumsverfahren.

Unter die erste Gruppe kénnen z.B. Perso-
nen fallen, die einreisen wollen, um nationa-
len Schutz gemaB §60 Abs.7 S. 1 AufenthG
geltend zu machen, denn diese Schutzform
ist nicht von der Genfer Fliichtlingskonven-
tion umfasst. In der Praxis muss aber mit

82 Siehe aber folgend B.VI. zur Zulassigkeit der Durch-
reise geman Art.5 SGK.
8 Siehe dazu B.VIII.

einer auBerst strengen Auslegung dieser
Vorschrift gerechnet werden und als Folge
mit einer Einreiseverweigerung. Im Hinblick
darauf, dass §60 Abs.7 S.1 AufenthG in-
zwischen nicht mehr als Ermessensvor-
schrift ausgestaltet ist, wird in diesem Fall
auch das Ermessen der Grenzbehdrde aus
Art.5 Abs. 4 ¢ SGK ,,auf Null reduziert* sein,
sodass die Einreise zur Prifung der Voraus-
setzungen des §60 Abs.7 S.1 AufenthG
zu gewéhren ware. In der Praxis kommt
es aber wohl kaum zu solchen ,isolierten
Schutzgesuchen®, weil die Betroffenen auf
die Asylantragsstellung verwiesen werden.

Fir Deutschland aufgrund der Lage nicht
interessant sind Regelungen aufgrund
EU-Rechts, die den sog. kleinen Grenzver-
kehr visumsfrei zulassen.®* Personen, die
Genehmigungen zum kleinen Grenziibertritt
haben, dirfen den Bereich des Grenzge-
biets nicht verlassen. Grenzgebiet ist ge-
mafB Art.3 Nr.2 VO 1931/2006 regelmaBig
der Bereich innerhalb einer Zone von 30 km,
ausnahmsweise bis 50km. Die Einreise ist
gemaB Art.1 Abs.2 S.1, 1. Spiegelstrich
VO (EG)539/2001 nur zu diesem Zweck
erlaubt. Zwischen Russland und Norwegen
gibt es seit November 2010 eine solche
Vereinbarung Uber den kleinen Grenzver-
kehr. Eine &hnliche Regelung gibt es fur den
Transit zwischen der Russischen Fdderati-
on und der Exklave Kaliningrad durch Polen
und Litauen.

84 Verordnung (EG) 1931/2006 des européischen Parla-
ments und des Rates zur Festlegung von Vorschriften
Gber den kleinen Grenzverkehr an den LandauBen-
grenzen der Mitgliedstaaten sowie zur Anderung der
Bestimmungen des Ubereinkommens von Schengen
vom 20.12.2006.

Nicht zu vergessen ist die Visumsfreiheit
fir Personen, die vor Verfolgung im Sinne
der Genfer Fliichtlingskonvention (GFK) um
internationalen Schutz nachsuchen. Das
sieht Art.3b) SGK ausdriicklich vor, ergibt
sich aber auch aus Art.31 GFK. Freilich gilt
die Visumsfreiheit gemaB Art.31 GFK nur
bei unmittelbarer Einreise aus dem Verfol-
gerstaat oder einem nicht-sicheren Dritt-
staat. Auch gilt die Visumsfreiheit entspre-
chend den Zustandigkeitsregelungen der
Dublin II-Verordnung grundsatzlich rdumlich
beschrankt nur fur den zustandigen Staat.

Visumsbefreiungen — raumlich
unbegrenzt:
+ EU-Brger,
Familienangehdrige von EU-
Birgern,
Stand-Still-Klauseln aus vol-
kerrechtlichem Vertrag,
Aufenthaltstitel eines Schen-
genstaates,
* Visumsverordnung:

— Staaten Anhang Il

— Schiulergruppen

— Staatenlose

— Fluchtlinge

Visumsbefreiungen — raumlich

begrenzt:

* Nationale Visa gem. §6 Abs.3
AufenthG, § 15ff. AufenthV

+ Humanitére Visabefreiung

+ Kleiner Grenzverkehr

+ Schutzsuchende



Kein Visum fur den kurzfristigen Aufenthalt
einholen zu missen, bedeutet nicht, dass
die Einreise und Aufenthalt voraussetzungs-
frei ist. Die Voraussetzungen des Art. 5 SGK
sowie des jeweiligen nationalen Rechts,
was z.B. die Erlaubnis einer Beschéftigung
angeht, sind zu beachten. Da Art.5 SGK
auch bei der Visumerteilung zu prufen ist,
wird auf die nachfolgenden Ausfliihrungen
verwiesen.®

85 Siehe zum Grenziibertritt unten F.

Voraussetzungen fur
die Erteilung eines
Schengen-Visums

Schengen-Visa kénnen in zwei unterschied-
lichen Arten ausgestellt werden:

+ Als ,einheitliches Visum*“,® welches im
gesamten Schengenraum Giiltigkeit be-
sitzt, oder

« als ,raumlich beschranktes Visum“?”
welches nur in einem oder mehreren
Anwenderstaaten Gultigkeit besitzt.

Grundsatzlich wird bei Antragstellung ge-
pruft, ob ein ,einheitliches Visum*® erteilt wird.
Liegen die Voraussetzungen dafur — auch
nur teilweise — nicht vor, ist zu prifen, ob als
milderes Mittel zur vollstdndigen Verweige-
rung des Visums ein rdumlich beschranktes
Schengen-Visum erteilt werden kann.

Nach Inkraftreten des VK gibt es vier ver-
schiedene Visumskategorien:

* Flughafen-Transitvisum (Kat. A),

+ Durchreisevisum (Kat. C Transit)®,
Kurzaufenthaltsvisum (Kat. C),
Nationales Visum flr einen rdumlich be-
schrankten Kurzaufenthalt®® oder lang-
fristigen Aufenthalt (Kat. D).

Das war friher anders. Soweit Ausléander
aufgrund alter Rechtslage noch in Besitz
sogenannter Dauervisa sind, die zu mehr-
maligen Einreisen berechtigen und diese
mit der Kategorie B oder Kategorien C+D

86 Art.23 Abs.4a VK, Art. 24 VK.

87 Art.23 Abs.4b VK, Art.25 VK; s.u. C.V.15.b.
8 Vor dem 5.4.2010: Kat. B.

8 Dazu unten C.V.15.b.

gekennzeichnet sind, so gelten diese bis
zu ihrem Ablauf als Visum der Kategorie D
weiter.®® Das Visum der Kategorie C kann
aufgrund verschiedener Aufenthaltszwecke
erteilt werden. Der zu verwendende An-
tragsvordruck sieht als Zwecke neben der
Durchreise touristische Zwecke, Geschafts-
zwecke, Zwecke des Besuchs von Familien-
angehorigen oder Freunden, kulturelle oder
sportliche Zwecke sowie Zwecke der Ge-
sundheitsversorgung vor.

Der visumspflichtige M ist ma-

rokkanischer Staatsangehdriger.

Er fliegt von Casablanca mit gul-

tigem russischem Visum nach

Moskau. Welches Schengen-Vi-

sum bengtigt er auBerdem, wenn

er

a. in Frankfurt/Main eine Zwi-
schenlandung hat, den Transit
aber nicht verlasst,

b. nach Frankfurt/Main fliegt, von
dort aber mit dem Zug nach
Moskau weiterreisen will,

c. in Frankfurt/Main vor dem
Weiterflug nach Moskau eine
kurze Geschéftsbesprechung
am Hauptbahnhof flihren will,

d. in Frankfurt/Main vor dem
Weiterflug nach Moskau fur
vier Monate arbeiten will?

9 VK-Handbuch I, Teil I, 6.

a. Kat. A — Flughafentransit

Das Visum ist erforderlich fir den
Flughafentransit im Schengen-
raum. Der Transitbereich darf
dazu nicht verlassen werden.
Das Visum berechtigt zeitlich nur
zur Durchreise durch den Transit,
nicht zu einem langeren Verbleib
im Transitbereich.®'

b. Kat. C Transit — Durchreise-
visum

Das Visum ist erforderlich fir die
landwegige Durchreise durch
den Schengenraum. Das Visum
wird erteilt fir die ,erforderliche
Dauer der Durchreise”.®?

c. Kat. C — Kurzaufenthalt

Wer mehr als nur durchreisen
will, benétigt ein ,einheitliches Vi-
sum*“® oder ein ,,Visum mit raum-
lich beschrénkter Glltigkeit“.

d. Kat. D — nationales Visum
fur langfristigen Aufenthalt

Das nationale Visum wird nicht
nach den Vorschriften des VK

91 Art.26 Abs. 1 VK.

92 Art.24 Abs. 1 S.4 VK.
9 Art.24 VK.

9 Art.25 VK.



erteilt, sondern nach denen des
nationalen Rechts, in der Bun-
desrepublik also gemaB §6
Abs.3 AufenthG. Dieses Visum
wird als Kat. D-Visum in das Rei-
sedokument eingetragen. Ggf.
kann auch das Visum mit rdum-
licher Beschrénkung als nationa-
les Visum erteilt werden.

Die Erteilung des Visums gleich welcher
Art hat unterschiedliche formelle und ma-
terielle Voraussetzungen. Unter den Begriff
des materiellen Rechts féllt die Gesamtheit
aller Rechtsbeziehungen des Einzelnen
zum Staat, insbesondere also die Rech-
te und Pflichten des Einzelnen gegeniiber
dem Staat. Unter den Begriff des formellen
Rechts fallen demgegeniber die rechtlichen
Vorschriften, die der formellen Durchset-
zung des materiellen Rechts dienen. Die
Nichterflllung der formellen oder der ma-
teriellen Voraussetzungen haben nach den
Vorschriften des VK nicht die gleichen Fol-
gen. Die fehlende Erflllung einer formellen
Voraussetzung fuhrt nicht immer zur Ableh-
nung des Visums durch anfechtbaren Be-
scheid, sondern teilweise zur Riickgabe der
unvollstdndigen Visumsunterlagen und Er-
stattung der Visumsgebihr.% Geprift wer-
den einige formellen Voraussetzungen der
Visumserteilung unter dem Gesichtspunkt
der ,Zuldssigkeit des Antrags”. Andere for-
melle Voraussetzungen missen vorliegen,
fihren aber nicht zur Ablehnung des An-
trags als ,unzuldssig®, gleichwohl hat das
Fehlen solcher Voraussetzungen die glei-
chen Folgen wie ein ,unzuldssiger Antrag“.

95 Art.19 Abs. 3 VK; VK-Handbuch |, Teil Il, 4.6.

SchlieBlich ist das Fehlen einiger formeller
Voraussetzungen wie das Fehlen materiel-
ler Voraussetzungen Verweigerungsgrund
gemaB Art.32 VK. Eine scharfe Trennung
zwischen formellen und materiellen Voraus-
setzungen enthalt der VK daher nicht. Lie-
gen die materiellen Voraussetzungen flr die
Visumserteilung nicht vor, wird das Visum
~verweigert“.%

Folgende sechs Voraussetzungen sind die
in Art.19 VK genannten Zul&ssigkeitsvo-
raussetzungen. Liegt auch nur eine Vo-
raussetzung nicht vor, ist der Antrag zu-
riickzugeben und die Geblihr zu erstatten.
Ausnahmsweise kann von einer Zulassig-
keitsvoraussetzung abgesehen werden
in Fallen humanitarer Grinde oder aus
Griinden eines nationalen Interesses.®” Das
kann etwa der Fall sein, wenn bestimmte
Fristen nicht eingehalten werden kénnen,
die Visumserteilung wegen eines familia-
ren Notfalls aber dringend geboten ist. Ein
derartiger Fall fUhrt nicht zur Erteilung eines
raumlich beschrankten Visums, es ist viel-
mehr auch dann das einheitliche Visum zu
erteilen, wenn von der Prufung der Zulas-
sigkeitsvoraussetzungen abgesehen wer-
den kann.

1. Antrag und Antragsvordruck

Die Erteilung des Visums setzt einen Antrag
voraus.® Die Entscheidung Uber den Antrag
darf sich nur im Rahmen des Antrags be-

9% Art.23 Abs. 4 ¢ VK, Art. 32 VK
97 Art. 19 Abs. 4 VK; VK-Handbuch |, Teil Il, 4.7.
% Art.9 VK.

wegen. Ist der Antrag unklar oder missver-
standlich, ist er wie eine Willenserklarung
nach den Regeln des § 133 BGB nach dem
objektiven Empféngerhorizont auszulegen.
Dabei ist nicht an Formalien festzuhalten,
sondern am wirklichen Willen des Antrag-
stellers.®® Art. 10 Abs. 3 a) VK verlangt aller-
dings, dass ein besonderer Antragsvordruck
verwendet wird. Dieser ist in Anhang | zum
VK beschrieben. Wird dieser nicht vorgelegt,
ist der Antrag gemaB Art. 19 Abs. 1, 2. Spie-
gelstrich VK unzuldssig. Ein Antrag muss
nicht notwendigerweise einen bestimmten
kalenderméBig bestimmten Einreisetag
enthalten. Zwar sieht der Vordruck die An-
gabe eines ,geplanten Einreisetags vor, ist
dieser aber nicht einhaltbar, wird der Antrag
dadurch nicht unzuléssig, sofern nach dem
Zweck der Reise diese auch noch zu einem
spateren Zeitpunkt nachholbar ist.'®

2. Biometrisches Lichtbild

Zum Antrag ist ein biometrisches Lichtbild
vorzulegen. Das biometrische Lichtbild
wird eingescannt. Theoretisch ist es mdg-
lich, dass das Bild dazu im Konsulat auf-
genommen wird."”" Inwieweit das auch in
der Praxis so gehandhabt wird, hangt vom
jeweiligen Konsulat ab. Fehlt das Lichtbild,
ist der Antrag gemaB Art. 19 Abs. 1, 2. Spie-
gelstrich VK ebenfalls unzulassig.

3. Zulassiges Reisedokument

Zuléssigkeitsvoraussetzung ist auch die Vor-
lage eines zugelassenen visierfahigen Rei-

% BVerwG, Urteil vom 11.1.2011 — 1 C 1.10 —, asyl.net,
M18317.

100Epd.

101yK-Handbuch I, Teil II, 5.2.

sedokuments.’® Das Reisedokument darf
nicht alter als zehn Jahre sein, muss zwei
leere Seiten enthalten und muss noch eine
Giltigkeit von mindestens drei Monaten ab
Wiederausreise aus dem Schengen-Staat
haben.’® Das Reisedokument kann ein
Reisepass sein, aber auch ein Staatenlo-
senpass oder ein Flichtlingspass. Welche
Dokumente visierfahig sind, ergibt sich aus
Anhang 10 I-lll zum VK-Handbuch I.

Probleme kann es dazu bei staatenlosen
Personen geben, denen zwar ein Aufent-
haltstitel, bislang aber kein Staatenlosen-
pass ausgestellt wurde. Ahnliches gilt fiir
Flichtlinge in laufenden Anerkennungsver-
fahren, wenn sie zu Besuchszwecken nach
Deutschland aus einem Drittstaat einreisen
wollen, in dem sie sich aufhalten. Beide
mussen dann neben einem Aufenthaltstitel
Uber einen Reiseausweis des Aufenthalt-
staats verfligen, welcher von den Schen-
gen-Staaten als Reisedokument anerkannt
wird. Welche Reisedokumente regelméBig
anerkannt werden, ergibt sich aus der um-
fangreichen ,Tabelle der visierfahigen Rei-
sedokumente, die den Inhaber zum Uber-
schreiten der AuBengrenze berechtigen®.'*

Ist ein Reisedokument nicht in allen Schen-
gen-Staaten anerkannt, so darf das Visum
gemaB Art.25 Abs.3 VK nur rdumlich be-
schrénkt erteilt werden. Wird ein solches
Reisedokument vorgelegt, ist der Antrag
nicht unzuldssig, da andernfalls die Méglich-
keit der Prifung der Erteilung eines rdumlich
beschrénkten Visums nicht eréffnet wére.

192Art. 10 Abs.3 b) VK; Art. 12 VK; Art.5 Abs.1 lit. a)
SGK; zur Passpflicht beim Uberschreiten der AuBen-
grenze, insbesondere zu verschiedenen Passarten
ausfuhrlich Westphal/Stoppa, Auslénderrecht fur die
Polizei, 3. Aufl. 2007, Kap.B, 5.

198 Art. 12 VK; VK-Handbuch |, Teil II, 4.1.1.

104yK-Handbuch |, Anhang 10.



K stammt aus dem Kosovo und
ist in Besitz eines neuen kosova-
rischen Reisepasses, der bislang
in Spanien nicht anerkannt ist.
Er méchte seine Schwester S in
Deutschland besuchen.

Da die kosovarischen Péasse in
der Bundesrepublik anerkannt
werden, ist der Antrag zuldssig.
In Mitgliedsstaaten der EU, die
die Passe noch nicht anerken-
nen, z.B. Spanien, darf er aber
nicht reisen, weswegen das Vi-
sum raumlich zu beschranken ist,
wenn es erteilt wird.

Die Echtheit des Reisedokuments ist eben-
falls nicht Gegenstand der Zulassigkeitspri-
fung, sondern der Begriindetheitspriifung.'®

4. Fingerabdrucke

GemaB Art. 13 VK hat der Antragsteller Fin-
gerabdrucke bei der Antragstellung abzuge-
ben. Zur Pflicht, Fingerabdrlicke abzugeben,
gibt es die Ausnahmen des Art. 13 Abs.7 VK
(Kinder unter 12 Jahren, physische Unmég-
lichkeit, Staats- und Regierungschefs sowie
Monarchen). Sind biometrische Daten des

105yK-Handbuch I, Teil Il, 7.4.; s.u., C.V.1.

Antragstellers nicht erfasst, obwohl| dieses
geboten ist, ist der Antrag geméaBn Art.19
Abs. 1, 3. Spiegelstrich VK unzulassig.

5. Antragsfrist

Einzelheiten Uiber Abgabefristen regelt Art. 9
VK: Der Antrag darf frihestens drei Monate
vor der geplanten Einreise eingereicht wer-
den. Ferner kann verlangt werden, dass ein
Antragstermin vereinbart wird.'% Fehlt es an
dieser Voraussetzung, ist der Antrag gemaB
Art. 19 Abs. 1, 1. Spiegelstrich VK ebenfalls
unzuldssig.

6. Visumsgebuhr

Die Visumsgebihr betrdgt gemaB Art.16
Abs.1 VK aktuell 60 Euro fur Personen ab
Vollendung des 12. Lebensjahres sowie 35
Euro fur Kinder von 6 bis 12 Jahren. Befrei-
ungen sind nach MaBgabe des Art. 16 Abs. 4
und 5 VK mdglich. Ist die erforderliche Vi-
sumsgebthr nicht entrichtet, ist der Antrag
gemdaB Art.19 Abs.1 VK, 4. Spiegelstrich
unzuldssig. Zu beachten sind Visaerleich-
terungsabkommen, die teilweise geringere
GebUhrensétze vorsehen.'”

196 Art. 9 Abs. 2 VK.
197VK-Handbuch |, Teil I, 5.

Der Antrag ist bei der richtigen, d. h. zustan-
digen Botschaft einzureichen. Die Zustan-
digkeit der Botschaft ergibt sich aus Art. 5ff.
VK. In den Vorschriften ist geregelt, welcher
Mitgliedstaat zustandig ist sowie welches
Konsulat drtlich zustandig ist. Vertretungs-
vereinbarungen zwischen den Mitgliedstaa-
ten sind geméaB Art.8 und 40 VK zu beach-
ten. Grundsétzlich gilt, dass das Konsulat
desjenigen Mitgliedstaats zustandig ist, in
welchem das Hauptreiseziel liegt (Art.5
Abs.1b) VK). Ausnahmen ergeben sich
aus Art. 5ff. VK. Art. 5 Abs. 4 VK enthélt eine
Vertretungsregelung fir den Fall, dass ein
an sich zusténdiges Konsulat nicht verfug-
bar ist. Die Zustéandigkeit der Botschaft ist
an sich kein Kriterium fur die ,Zulassigkeit*
des Antrags, denn das Einreichen eines
Antrags bei einer unzustandigen Botschaft
fuhrt nicht zur ,Unzuléssigkeit des Antrags®,
da diese Voraussetzung in Art. 19 Abs. 1 VK
nicht genannt ist. Gleichwohl entfaltet der
zuléssig bei der unzusténdigen Botschaft
gestellte Antrag die gleiche Wirkung wie der
unzuléssige Antrag: er wird gemaB Art.18
Abs.2 VK zurlickgegeben mit dem Hinweis
auf das zusténdige Konsulat.

1. Personliche Vorsprache

Der Antrag setzt geméaB Art.10 VK
grundsétzlich eine persénliche Vorspra-
che — inzwischen regelméBig nach Ter-
minsvereinbarung — voraus.'® Eine Zulés-
sigkeitsvoraussetzung ist die personliche

198V/K-Handbuch |, Teil II, 3.3.1.

Vorsprache — abgesehen von der Aufnahme
der biometrischen Daten (Foto, Fingerab-
driicke) — aber nicht, denn diese ist in Art. 19
VK nicht als Zulassigkeitsvoraussetzung
genannt. GemaB dem VK-Handbuch soll
der Antrag gleichwohl ungeprift zurlck-
geschickt werden, wenn nicht ein Ausnah-
metatbestand vorliegt oder vorher von der
Vorsprachepflicht befreit wird.’® Auch inso-
fern entfaltet der schriftlich gestellte Antrag
grundsétzlich die gleichen Wirkungen wie
ein unzuldssiger Antrag. Folgende Ausnah-
men gibt es allerdings:

2. Weiterleitung durch externe Dienst-
leistungserbringer

Ausnahmen sind bei der Zusammenarbeit
der Konsulate mit externen Dienstleistungs-
erbringern gemaB Art.43 VK vorgesehen.
Diese durfen geméaB Art.43 Abs.6 VK Vi-
sumsantrdge sowie die erforderlichen
Unterlagen und Belege an das Konsulat
weiterleiten, ohne dass der Auslénder dort
vorsprechen muss. Zur inhaltlichen Prifung,
ob das Visum erteilt wird, sind diese exter-
nen Dienstleistungserbringer aber nicht
befugt. Dieses ergibt sich ausdricklich aus
Art. 43 Abs. 4 VK. Dem externen Dienstleis-
tungserbringer kann aber die Aufgabe an-
vertraut werden, Antragsteller anhand einer
Checkliste Uber die beizubringenden Unter-
lagen zu unterrichten.® Ebenso kénnen die
externen Dienstleistungserbringer mit der
Terminsvereinbarung oder mit dem Einzug
der Visumsgebihr betraut werden. Exter-
ne Dienstleistungserbringer dirfen geman
Art. 17 VK eine angemessene zusétzliche
Gebuhr erheben, die im Vertrag nach Art. 43

19VK-Handbuch I, Teil II, 3.3.2.
110 Art. 43 Abs. 6 lit. b) VK.



Abs.2 VK zwischen Konsulat und Dienst-
leistungserbringer festzulegen ist. Dienst-
leistungserbringer haben nicht die Befugnis,
einem Antragsteller die Terminsvereinba-
rung zu verwehren, weil die Unterlagen un-
vollstandig sind. Uber die Visumserteilung
entscheidet das Konsulat, auch wenn die
Unterlagen unvollstandig sind.""

3. Weiterleitung durch gewerbliche Mitt-
lerorganisationen

Von den externen Dienstleistungserbringern
zu unterscheiden sind gewerbliche Mittler-
organisationen (Reiseburos etc.). Wéhrend
externe Dienstleistungserbringer wie Belie-
hene des Staates Vertrage mit dem Konsulat
haben, das Konsulat diesen also hoheitliche
Aufgaben in gewissem Umfang Ubertragen
kann, durfen gewerbliche Mittlerorganisatio-
nen als Vertreter fir den Auslénder frei tétig
werden, sofern sie beim Konsulat akkredi-
tiert'2 sind. Die Tatigkeit von gewerblichen
Mittlerorganisationen beschrénkt sich dabei
geman Art.45 Abs.1 VK allerdings auf die
bloBe Einreichung von Antrdgen. Die Ab-
nahme der Fingerabdriicke ist ihnen nicht
erlaubt. Antragssteller missen bei erstma-
liger Antragstellung trotz Weiterleitung des
Antrags durch gewerbliche Mittlerorganisa-
tionen persdnlich zur Abnahme der Finger-
abdriicke beim Konsulat vorsprechen.

4. Befreiung von Vorsprachepflicht
durch das Konsulat

Im Ubrigen kann ein Antragsteller von der
personlichen Vorsprache befreit werden,

""" VK-Handbuch |, Teil Il, 7.10.
"2Das Akkreditierungsverfahren ist im VK-Handbuch |1,
Teil I, 3. geregelt.

wenn es sich um einen Angestellten einer
offiziellen Stelle oder eines Unternehmens
handelt, bei bisheriger ordnungsgemaBer
Verwendung von Visa, bei haufigen Reisen
wegen des gleichen Zwecks oder bei kran-
ken Personen.'3

5. Vertretung durch Bevollmachtigte

Nicht im VK oder den Handblchern zum
Visakodex ist die Vertretung durch Bevoll-
méchtigte bei der Antragstellung geregelt.
Auch wenn die deutschen Vertretungen
nicht auf dem Boden der Bundesrepublik
Deutschland stehen, mussen die Mitarbeiter
bei der Behandlung von Antrégen die Vor-
schriften des Grundgesetzes beachten. Teil
des Rechtsstaatsgebots ist es, dass sich
Personen, die von Verwaltungsverfahren
betroffen sind, sich dazu jederzeit anwaltli-
cher Hilfe bedienen durfen. Dieser allgemei-
ne Grundsatz des Verwaltungsverfahrens
aus § 14 VwWVfG in Verbindung mit dem An-
spruch auf rechtliches Gehdr ist zu berlck-
sichtigen.”* Anwaltliche Vertretungen sind
gewerblichen Mittlerorganisationen daher
mindestens gleichzustellen, ohne dass eine
Botschaftsakkreditierung vorliegen muss.

Es ist dabei aber zu differenzieren zwischen
vertretbaren Handlungen und unvertretba-
ren Handlungen."®

Stets unvertretbar ist die Vorsprache zur Ab-
nahme von Fingerabdrucken. Die Abgabe
von Fingerabdrucken bei einem Erstantrag

18 VK-Handbuch |, Teil Il, 3.3.2.

4Visumshandbuch des Auswértigen Amts, Bevoll-
méchtigte und Rechtsbeistédnde im Visumsverfahren,
45.EL, Stand 19.3.2010.

"5 Ahnlich Visumshandbuch des Auswértigen Amts,
a.a.0. (Fn.114).

muss ausnahmslos durch den Antragsteller
im Konsulat erfolgen.®

Unvertretbar ist auch die persénliche Vor-
sprache des Antragstellers, wenn sie zur
individuellen Prifung der Integritat und Zu-
verlassigkeit des Antragstellers erforderlich
ist."” Das VK-Handbuch | sieht dazu vor,
dass Antragsteller zu einem persoénlichen
Gesprach geladen werden kénnen."® Sieht
das Konsulat eine Anhérung des Auslanders
vor, hat diese ausnahmslos personlich zu
erfolgen.™® Wird eine solche Anhérung nicht
fur erforderlich erachtet, kann es genlgen,
dass der Antrag durch einen Rechtsanwalt
unter Beachtung der Zulassigkeitsvoraus-
setzungen gestellt wird. Sofern bereits bei
friherer Antragstellung Fingerabdriicke ge-
nommen wurden, wird der Antrag auch ohne
personliche Vorsprache auf seine Zulassig-
keit zu priifen sein.

Neben dem zustdndigen Konsulat kénnen
weitere Stellen im Visumsverfahren beteiligt
werden. Die Beteiligung weiterer Behdrden
ist — wenn sie notwendig ist — Erteilungsvo-
raussetzung des einheitlichen Visums. Das
Konsulat fragt dazu das Visa-Informations-
system (VIS) ab.' Dieses System enthalt
Daten Uber friihere Visumsantrage.'®'

16 yK-Handbuch |, Teil Il, 3.3.4.

"7yK-Handbuch |, Teil I, 3.3.2.; Visumshandbuch des
Auswértigen Amts, a.a.O. (Fn. 114).

18 yK-Handbuch |, Teil Il, 3.3.5.

"9 VK-Handbuch I, Teil I, 7.11.

120yK-Handbuch, Teil Il, 10.

2Verordnung (EG) Nr.767/2008 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 (iber das
Visa-Informationssystem (VIS) und den Datenaus-

1. Konsultationsverfahren

GemaB Art.22 VK kann ein Mitgliedstaat
verlangen, dass die zentralen Behoérden
anderer Mitgliedstaaten seine Behdrden
konsultieren. GemaB Art.22 Abs.2 VK gibt
es dazu das Schweigefristverfahren. Wird
innerhalb von sieben Tagen auf eine Kon-
sultation nicht geantwortet, wird das da-
hingehend gewertet, dass keine Einwande
gegen die Visumserteilung bestehen. Die
Beteiligung Uber das Konsultationsverfah-
ren ist obligatorisch, wenn eine Eintragung
dazu im VIS besteht.

A hatte bereits einmal in der deut-
schen Botschaft ein Visum zum
Besuch der Schwester beantragt,
was aber verweigert wurde. Die-
ses wurde auch in das VIS ein-
getragen. A beantragt daraufhin
bei der franzosischen Botschaft
unter Verschweigen der Ableh-
nung ein einheitliches Visum und
erhélt dieses. Darf A damit nach
Deutschland reisen?

Folge der fehlenden Beteiligung
der deutschen Behdrden ist nicht
die Unglltigkeit des Visums.

tausch zwischen Mitgliedstaaten liber Visa fir einen
kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung).



A darf also in die Bundesrepublik
reisen. Da A aber im Visumsan-
trag zu friheren Visa falsche An-
gaben gemacht hat, kommt eine
Annullierung oder Aufhebung
nach Art.34 VK in Betracht, fer-
ner eine Ausweisung.'??

A aus Fall 13 verschweigt das fru-
here Verfahren nicht, woraufhin
die franzdsischen Behdérden das
Konsultationsverfahren einleiten
und Deutschland um Stellung-
nahme bitten. Deutschland er-
hebt Einwénde. Frankreich erteilt
daraufhin trotzdem kein rdumlich
beschranktes, sondern ein ein-
heitliches Visum. Ist es gultig?

Das Visum ist gultig. Zwar héat-
te Frankreich geméB Art.25
Abs.1a)ii) VK das Visum zwin-
gend versagen missen. Das
Visum ist deswegen aber nicht
nichtig. Da die Voraussetzungen
fur eine Annullierung oder Auf-
hebung nicht vorliegen, darf A
reisen, auch nach Deutschland,
sofern er nicht tber den Aufent-
haltszweck getduscht hat.

122 Sjehe dazu unten, Kap. J.

2. Beteiligung der Auslanderbehoérden

Weder der VK noch das nationale Recht
sehen grundséatzlich eine Pflicht zur Betei-
ligung von Auslanderbehdrden vor. Das Be-
teiligungserfordernis der Auslanderbehdrde
ergibt sich lediglich bei der Beantragung
von Sichtvermerken zu langfristigen Aufent-
halten gemaB § 31 AufenthV. Die Auslander-
behérden, in deren Bezirk der Gastgeber
des Antragstellers lebt, kénnen allerdings
fakultativ vom Konsulat beteiligt werden, um
die Voraussetzungen fur die Erteilung des
Visums zu prifen, insbesondere den Reise-
zweck. Der VK schlieBt das nicht aus. Eine
solche Prifung kommt auch zugunsten des
Antragstellers in Betracht, um etwaige Rest-
zweifel an der Ruckkehrbereitschaft auszu-
raumen.

Die Systematik des VK zu den Vorausset-
zungen, die vorliegen missen, um ein Vi-
sum zu erhalten, ist unubersichtlich und
deswegen als missgliickt zu bezeichnen.
Neben den bereits beschriebenen forma-
len Voraussetzungen werden in Art.21 VK
die von den Konsulaten ,zu prifenden Vo-
raussetzungen“ der Visumserteilung ge-
nannt. Andererseits darf die Erteilung des
Visums nur unter den Voraussetzungen des
Art. 32 VK ,verweigert* werden. Die Verwei-
gerungsvoraussetzungen des Art.32 VK
sind spiegelbildlich zu den Prufungsvoraus-
setzungen des Art.21 VK, der wiederum
auf Art.5 SGK verweist, sodass diese Vor-
schrift regelméBig im Blick zu halten ist.
Fehlt es an einer der Voraussetzungen des
Art.21 VK sowie des Art. 5 SGK, liegt regel-

mé&Big auch einer der Verweigerungsgrinde
des Art. 32 VK vor.

Es ist stets ausgehend von Art.32 VK zu
prifen, ob ein dort genannter Tatbestand
vorliegt, der die Verweigerung des Visums
rechtfertigt.

1. Reisedokument nicht falsch, ver-
falscht oder gefalscht

GemaB Art. 32 Abs. 1 a) i) VK wird das Visum
verweigert, wenn der Pass oder das Reise-
dokument falsch, verfalscht oder gefélscht
ist. Es handelt sich um einen zwingenden
Versagungsgrund. Der Fall des Nichtbesit-
zes eines Passes ist in Art. 32 VK nicht ge-
regelt, fihrt aber zur ,Unzuldssigkeit® des
Antrags.'?®

Die Darlegungs- und Beweislast fir die Fal-
schung liegt bei der Botschaft, der Auslan-
der muss nicht darlegen, dass das Reise-
dokument echt ist. In der Praxis wird dieses
bei Landern mit Passfalschungspotenzial
auf Schwierigkeiten stoBen. Das Handbuch
enthalt Hinweise zu Priifmethoden.' Ist der
Pass gefélscht, ist er einzuziehen und Straf-
antrag zu stellen. Vom Strafantrag soll ab-
gesehen werden, wenn die zu erwartende
Strafe im Drittstaat unverhaltnisméaBig hart
ist.1%

23 Art. 10 Abs.3 b) VK i.V.m. Art. 19 Abs. 1, 2. Spiegel-
strich VK; siehe oben C.1.3.

124yK-Handbuch |, Teil I, 7.4.

125Ephd.

2. Begrundung des Zwecks und der Be-
dingungen des geplanten Aufenthalts

Das Visum wird auch verweigert, wenn der
Zweck und die Bedingungen des geplanten
Aufenthalts nicht ,begriindet” werden.'? Die
Darlegungs- und Beweislast liegt hier beim
Auslander. Wie weit diese Darlegungs- und
Beweislast geht, ist allerdings dem VK und
dem VK-Handbuch | schwer zu entnehmen:
Der VK spricht in Art. 32 davon, dass das Vi-
sum verweigert wird, wenn der Zweck der
Reise und seine Bedingungen nicht ,be-
griindet” wurden. ,Begrindet” werden kann
derartiges auf vielféaltige Weise, u.a. auch
mundlich.

Art.32 VK enthélt allerdings nicht den Ver-
sagungsgrund des ,nicht belegten An-
trags“. Daraus folgt, dass grundsétzlich
der begriindete, aber nicht belegte Antrag
eigentlich nicht abgelehnt werden darf.
Diese Losung widerspricht allerdings dem
SGK. Art.5 Abs.1 lit.c) SGK verlangt zum
erlaubten GrenzUbertritt, dass der Auslan-
der den Zweck und die Umstande des be-
absichtigten Aufenthalts ,belegt®. Mit dem
Zweck des Visumsverfahrens wére es nicht
zu vereinbaren, wenn im Visumsverfahren
Belege nicht vorzulegen sind, beim Grenz-
Ubertritt aber schon. Deswegen spricht wohl
Art.14 Abs.1a) VK auch ausdricklich von
einer ,Belegpflicht® zum Zweck der Reise.
Naturlich empfiehlt es sich zur Vermeidung
der Visaablehnung angeforderte — selbst-
versténdlich seriése — Belege vorzulegen.
Die Frage der Folgen der Nichtvorlage kann
aber durchaus als juristisch spannend be-
trachtet werden, wenn die Nichtvorlage kein
Versagungsgrund ist.'?’

126 Art. 32 Abs. 1 a) ii) VK.
27Siehe auch zum Versagungsgrund ,Zweifel an den
Angaben“: C.V.13



a. Reisezwecke

Reisezwecke kdnnen unterschiedlicher Art
sein. Der Antragsvordruck sieht folgende
Zwecke vor: Tourismus, Geschéaftsreise,
Besuch von Familienangehdérigen oder
Freunden, Kultur, Sport, offizieller Besuch,
gesundheitliche Griinde, Studium, Durchrei-
se, Flughafentransit, Sonstiges. Die Zwecke
sind dort nicht abschlieBend dargestellt. Mit
dem Zweck eines Studiums ist nicht der
Zweck eines langfristigen férmlichen Stu-
diums gemeint, da hierflir ein nationales
Einreisevisum benétigt wird. Kann der Rei-
seweg oder der Aufenthaltsort nicht genau
benannt werden, so ist das fur sich alleine
kein Grund, die Einreise gemaB Art.5 SGK
zu verweigern.'?® Entsprechendes muss im
Visumsverfahren gelten.

b. Belege

Welche Belege dazu vorgelegt werden
kénnen, ergibt sich aus der ,Nicht erschop-
fenden Liste von Belegen“.'?® Welche Be-
lege vorgelegt werden kdnnen, hangt vom
Zweck ab. Belege fur Familienbesuche sind
in der Liste nicht explizit genannt. Dort wer-
den lediglich far private Reisen ,Dokumen-
te in Bezug auf die Unterkunft® genannt.
Allerdings kann eine Einladung des Gast-
gebers verlangt werden, sofern bei diesem
Unterkunft genommen werden soll.”™® Das
VK-Handbuch | sieht dazu auch vor, dass
eine Kopie des Personalausweises oder
der Personaldatenseite des Reisepasses,
gegebenenfalls des Aufenthaltstitels sowie

28YGH Hessen, Beschluss vom 6.8.2012 — 3 B
1603/12 —, abrufbar bei Anwaltskanzlei Weh,
www.sweh.de, unter ,News/Meldungen 2012

129VK-Handbuch I, Anhang 14.

180yK-Handbuch |, Anhang 14, A. (3) a).

eines Wohnsitznachweises des Einladers
vorgelegt werden.'®!

Im Einzelnen sind folgende Be-
lege vorgesehen:

A) Belege Uber den Zweck der
Reise

1) Bei beruflichen Reisen:

1. Einladung eines Unterneh-
mens oder einer Behdrde zu
geschéftlichen, betrieblichen
oder dienstlichen Besprechun-
gen, Tagungen oder Veran-
staltungen;

2. Andere Unterlagen, aus de-
nen eindeutig geschéftliche
oder dienstliche Beziehungen
hervorgehen;

3. Gegebenenfalls Eintrittskarten
zu Messen und Kongressen;

4. Dokumente, die die Ge-
schéftstatigkeit des Unterneh-
mens belegen;

5. Dokumente, die den Beschéf-
tigungsstatus des Antragstel-
lers im Unternehmen belegen.

Il) Bei Reisen zu Studien- oder

sonstigen  Ausbildungszwe-

cken:

1. Anmeldebestatigung einer Bil-
dungseinrichtung Uber die be-
absichtigte Teilnahme an the-

131VK-Handbuch I, Teil II, 6.2.1.

oretischen oder praktischen
Aus- und Fortbildungsveranstal-
tungen;

2. Studentenausweise oder Be-
scheinigungen uber die zu besu-
chenden Lehrveranstaltungen.

Ill) Bei touristischen oder priva-

ten Reisen:

1. Dokumente in Bezug auf die Un-
terkunft:

« Eine Einladung des Gastge-
bers, sofern bei diesem Unter-
kunft genommen werden soll;

+ Belege von Beherbergungs-
betrieben oder sonstige geeig-
nete Unterlagen, aus denen
die beabsichtigte Unterbrin-
gung hervorgeht.

2. Dokumente in Bezug auf die

Reiseroute:

Die Buchungsbestatigung des
Veranstalters einer organisier-
ten Reise oder sonstige geeig-
nete Unterlagen, aus denen
die Reiseplane hervorgehen;

Im Fall der Durchreise: Visum
oder sonstige Einreisegeneh-
migung fir das Drittland, wel-
ches das Bestimmungsland
ist; Tickets fur die Weiterreise.

IV) Bei Reisen im Zusammen-
hang mit politischen, wis-
senschaftlichen, kulturellen,
sportlichen oder religiosen Ver-
anstaltungen oder bei Reisen
aus anderen Grunden:
+ Einladungen, Eintrittskarten,
Anmeldebestétigungen oder

Programme, (mdglichst) unter
Angabe des Namens der ein-
ladenden Stelle und der Dauer
des Aufenthalts, oder sonstige
geeignete Unterlagen, aus de-
nen der Zweck der Reise her-
vorgeht.

V) Bei Reisen von Mitgliedern
offizieller Delegationen, die mit
offizieller Einladung an die Re-
gierung des betreffenden Dritt-
lands an Treffen, Beratungen,
Verhandlungen oder Austausch-
programmen sowie an Veran-
staltungen zwischenstaatlicher
Organisationen im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaates teilneh-
men:

+ Ein Schreiben einer Behorde des
betreffenden Drittlands, in dem
bestatigt wird, dass der Antrag-
steller der offiziellen Delegation
angehort, die zur Teilnahme an
einer der obengenannten Veran-
staltungen in einen Mitgliedstaat
reist, sowie eine Kopie der offizi-
ellen Einladung.

VI) bei Reisen aus gesundheitli-

chen Grunden:

+ Ein amtliches Dokument der
medizinischen Einrichtung,
aus dem die Notwendigkeit der
medizinischen Behandlung in
dieser Einrichtung hervorgeht,
sowie der Nachweis ausreichen-
der Mittel zur Bestreitung der
Behandlungskosten.



B) Dokumente, anhand derer
sich die Absicht des Antrag-
stellers, das Gebiet der Mit-
gliedstaaten zu verlassen, be-
urteilen lasst:

1. Buchung eines Ruckreise-
oder Rundreisetickets;

2. Nachweis finanzieller Mittel im
Wohnsitzstaat;

3. Nachweis eines Arbeitsver-
héltnisses: Kontoauszlige;

4. Nachweis von Immobilienbe-
sitz;

5. Nachweis der Eingliederung in
den Wohnsitzstaat: familire
Bindungen; beruflicher Status.

C) Dokumente im Zusammen-
hang mit der familiaren Situa-
tion des Antragstellers

1. Zustimmung der Eltern oder
des gesetzlichen Vormunds
(wenn ein Minderjahriger ohne
seine Eltern reist);

2. Nachweis einer familiaren Be-
ziehung zum Gastgeber/zur
einladenden Person.

Die Liste ist nicht abschlieBend und nicht
bindend. Welche Belege von der Botschaft
verlangt werden kénnen, hangt davon ab, in
welchem Umfang die Angaben zum Reise-
zweck nachvollziehbar sind. Aus Grinden
des Willklrrverbots darf die Botschaft nicht
Belege verlangen, die den Reisezweck nicht
belegen kénnen oder wenn der Reisezweck

bereits in anderer Weise hinreichend belegt
wird. Dazu hat die Botschaft einen Beurtei-
lungsspielraum, der sich aber an objektiven
MaBstaben auszurichten hat. Dieser Beur-
teilungsspielraum st richterlich voll Gber-
prufbar.

Die Pflicht zur Vorlage von angeforderten
Belegen ergibt sich alleine aus dem Visa-
kodex. §82 Abs.1 AufenthG (Mitwirkungs-
pflicht) ist wegen des Vorrangs des Visa-
kodex nicht anzuwenden. Eine Verletzung
der Pflichten des § 82 AufenthG kann daher
auch nicht zur Visumsversagung fuhren.

RegelmaBig sind Originalbelege und eine
Kopie einzureichen,? sofern erforderlich,
auch Ubersetzungen der Belege.'® Zu-
satzlich zu den Belegen hat der Auslén-
der dem Konsulat Informationen zur Ver-
figung zu stellen, die eine Uberpriifung
des Reisezwecks ermdglichen.’ Will ein
Drittstaatsangehdriger unter erleichterten
Bedingungen einen EU-Blrger besuchen,
der Familienangehériger im Sinne der Uni-
onsburgerrichtlinie ist, sind entsprechende
Belege zum familidren Verhéltnis vorzule-
gen.'® Die Beweislast liegt beim Antragstel-
ler.'38

Haufig werden Antragsteller in der Praxis
Uber ihre Begrundungspflicht nicht hinrei-
chend aufgeklért. Bislang finden sich auf
den Webseiten der Konsulate noch Hinwei-
se unterschiedlichen Umfangs. Der VK sieht
vor, dass die einzelnen Voraussetzungen
der Visaerteilung auf einer gemeinsamen
Webseite der Schengen-Staaten darge-

132VK-Handbuch I, Teil II, 6.1.1.
133VK-Handbuch I, Teil I, 6.1.2.
134VK-Handbuch I, Teil II, 7.5.

135 VK-Handbuch I, Teil I, A.3.6.
136VK-Handbuch I, Teil Ill, A.3.7.

stellt werden.'® Bislang gibt es eine solche
einheitliche Seite nicht. Im Hinblick darauf,
dass Informationen noch nicht umfassend
offen verfugbar sind, wird die Visumsver-
sagung wegen fehlender Begriindung ohne
vorherige Belehrung verfahrensfehlerhaft
sein.

3. Nachweis ausreichender Mittel

Art. 32 Abs. 1 a)iii) VK und Art.5 Abs. 1 lit.c)
SGK verlangen weiter, dass der Antragstel-
ler Uber Mittel verfigen muss, die fir den
Aufenthalt, die Ruckreise oder die Durch-
reise in einen Drittstaat ausreichend sind.'3®
Ausreichende Mittel fir die Reisekosten
kénnen regelmédBig anhand der Ublichen
Reisekosten Uberprift werden. Belegt wer-
den kénnen diese Mittel auch durch die Vor-
lage von Flugtickets oder Ahnlichem. 39

In welcher Héhe Mittel ausreichend fir den
Aufenthalt sind, wird teilweise in Art.21
Abs.5 VK beschrieben. Die Konsulate
durfen eine Schatzung vornehmen.™ Da-
bei sind zu bericksichtigen die Dauer des
geplanten Aufenthalts, der Zweck der ge-
planten Reise, die Lebenshaltungskosten,
Nachweise Uber eine Kostenlbernahme
oder Uber die Gewahrung kostenloser Un-
terbringung, Nachweise Uber finanzielle Un-
terstitzung des Einladers oder Zahlungs-
belege eines Reisebiiros.”*' Im Anhang 18
des VK-Handbuch | sind zudem fir alle
Mitgliedstaaten Richtwerte beschrieben.
Fir die Bundesrepublik gilt aktuell ein Richt-
wert von 45,00 Euro pro Tag, sofern keine

87 Erwégungsgrund 23 VK.

138 Art. 32 Abs. 1 a)iii) VK und Art. 5 Abs. 1 lit.¢) SGK.
189VK-Handbuch |, Teil Il, 7.6.1.

140yK-Handbuch |, Teil I, 7.6.2.

41VK-Handbuch |, Teil I, 7.6.2.

Belege Uber eine finanzielle Unterstiitzung
vorgelegt werden kénnen. Dieser Richtwert
kann wie folgt belegt werden: Bankbdrg-
schaft, selbstschuldnerische Burgschaft des
Gastgebers, telegrafische Geldanweisung,
Hinterlegung einer Sicherheitsleistung bei
der Auslanderbehérde, Verpflichtungserkla-
rung.'? Die Hinterlegung einer Sicherheits-
leistung (Kaution) wurde in der Praxis bis-
lang regelméBig nicht akzeptiert. Im Hinblick
auf die unmittelbare Geltung des VK sowie
des VK-Handbuchs | mit seinen Anhangen
werden die Auslédnderbehérden Hinterle-
gungsstellen einzurichten haben.

Die Beweislast fur das Vorhandensein
ausreichender Mittel liegt beim Auslénder.
Dieses ergibt sich unmittelbar aus Art.32
Abs. 1 a)iii) VK.

Hinzuweisen ist darauf, dass die Vorschrift
es ausdricklich als ausreichend erkléart,
dass der Auslander ,in der Lage ist, diese
Mittel rechtmé&Big zu erwerben®. Im VK-
Handbuch | ist ebenfalls ausdricklich vor-
gesehen, dass der Nachweis ausreichender
Mittel auch durch die Vorlage einer Arbeits-
erlaubnis des Mitgliedstaats geflihrt werden
kann.'® Daraus folgt, dass der VK eine Er-
werbstatigkeit wéhrend eines Kurzaufent-
halts nicht ausschlieBt.'*

42yK-Handbuch I, Anhang 18 zu Deutschland; VGH
Hessen, a.a.0. (Fn.128).

143VK-Handbuch |, Teil Il, 7.6.2.

14480 auch Funke-Kaiser in Gk-AufenthG, Il — §86,
RdNr.21; vgl. zur alten Rechtslage HK-AusIR/Hoff-
mann, §6 AufenthG, Rdnr.17; siehe zur Zulassigkeit
einer Erwerbstatigkeit unten F.II1.



4. Einhaltung der zeitlichen Begrenzung
des Visums

Die visumspflichtige G reist mit
einem  Schengen-Visum am
25.3.2011 in die Bundesrepublik
ein und bleibt 2 Monate bis zum
25.5.2011. Dann reist sie wieder
aus. Darf Sie nochmals mit dem
Visum einreisen und gegebenen-
falls wie lange?

GemaB Art.32 Abs. 1a)iv) VK ist das Visum
zu verweigern, wenn die zeitlichen Rah-
menbedingungen nicht mehr vorliegen. Visa
kénnen gemé&B Art. 1 Abs. 1 VK flr drei Mo-
nate je Sechs-Monats-Zeitraum erteilt wer-
den. Der Sechs-Monats-Zeitraum wird nicht
nach dem Kalender bestimmt, sondern lauft
ab dem Datum der ,ersten Einreise“.' Eine
solche ,erste Einreise” liegt auch vor, wenn
seit dem letzten Aufenthalt im Schengen-
Raum mehr als sechs Monate vergangen
sind und der Auslénder erneut einreist.¢
Fruhere Unklarheiten und insbesondere un-
terschiedliche Berechnungsmethoden der
Mitgliedstaaten sollten durch den VK jetzt
geklért sein.

45Westphal/Stoppa, a.a.0., (Fn.102), Kap. B, 7.2.4.3,;

Funke-Kaiser in GK-AufenthG, Il — §6 AufenthG,
Rdnr.41.
146yK-Handbuch |, Teil Il, 7.9; EuGH, Urteil vom

3.10.2006 — C-241/05, ,Bot“ —, abrufbar bei www.cu-
ria.europa.eu.

Sie darf nochmals einreisen und
einen Monat bleiben, allerdings
nur bis zum 25.9.2011. Reist sie
erst am 20.9.2011 ein, muss sie
am 25.9.2011 Deutschland wie-
der verlassen. Ist sie ausgereist,
beginnt der néchste Sechs-Mo-
nats-Zeitraum bei der nachsten
Wiedereinreise, frihestens also
am 26.9.2011.

Voraufenthaltszeiten mit einem langfristigen
Aufenthaltstitel sind auf diese Zeit nicht an-
zurechnen.”

Die visumspflichtige A hat eine
Aufenthaltserlaubnis, die am
10.6.2011 auslauft und nicht ver-
langerbar ist. Sie méchte wegen
eines gemeinsamen Urlaubs mit
der Schwester allerdings noch
bis zum 20.6.2011 in der Bundes-
republik bleiben.

147VK-Handbuch |, Teil Il, 9.1.1.2.; Westphal/Stoppa,
a.a.0 (Fn.102), Kap. B, 7.2.4.4.

Da A visumspflichtig ist, wird sie
ausreisen mussen. Anders wére
es, wenn A fir Kurzaufenthal-
te nicht visumspflichtig ist, es
sei denn, der Aufenthalt wurde
zwangsweise beendet, etwa
durch Ausweisung.'#®

5. Keine Ausschreibung zur Einreisever-
weigerung im SIS

Liegt eine Ausschreibung gemafB Art.96
SDU vor, ist das Visum gemaB Art.32
Abs.1a) v) VK zwingend zu versagen. Auch
gemanB Art.5 Abs. 1 lit. d) SGK darf der Aus-
lander nicht im Schengener Informations-
system (SIS)'*® zur Einreiseverweigerung
ausgeschrieben sein. Grundlage fir die
Ausschreibung zur Einreiseverweigerung
ist ausschlieBlich Art. 96 SDU.™ In das SIS
werden gemaB Art.96 Abs.1 SDU Daten
aufgrund nationaler Ausschreibung im Aus-
landerzentralregister'® Gbernommen. Die
Zuléssigkeit der nationalen Ausschreibung
ist gleichzeitig Voraussetzung der Aus-
schreibung im SDU. 5

148 Westphal/Stoppa, a.a. 0. (Fn.102), Kap. B, 7.2.4.4.

149 Art. 92ff. SDU.

%0Vgl. dazu im Einzelnen: Westphal, Die Ausschrei-
bung zur Einreiseverweigerung im Schengener Infor-
mationssystem — Voraussetzungen, Wirkungen und
Rechtsschutzmdglichkeiten, InfAusIR 1999, 361 ff.

'In der Bundesrepublik gemaB Gesetz (iber das
Auslénderzentralregister (AZR-Gesetz) v. 2.9.1994
(BGBI. 1994, | S. 2265) i.d.F. vom 30.7.2009 (BGBI |
S.2437).

52Westphal/Stoppa, a.a. O. (Fn.102), Kap. F, 18.14.3.3.

Wichtig: Art.96 Abs.2 SDU schrankt die
Ubernahme allerdings auf bestimmte Be-
reiche ein, was bedeutet, dass nicht alle im
Auslénderzentralregister zuldssigen Ein-
tragungen auch in das SIS Ubernommen
werden dirfen: Ausschreibungsgriinde sind
nur Grinde der 6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung oder die nationale Sicherheit. Das
sind geméaB Art.96 Abs.2 S.2a) SDU ins-
besondere Straftaten, die mit mindestens
einem Jahr Freiheitsstrafe bedroht sind. Ge-
maB Art.96 Abs.2 S.2b) SDU rechtfertigt
auch Betdubungsmittelkriminalitat die Aus-
schreibung im SIS. Ausschreibungsgriinde
gemaB Art.96 Abs.2 S. 1 SDU kénnen auch
auf Ausweisungen, Zurlickweisungen oder
Abschiebungen beruhen, nicht hingegen
auf Zurlckschiebungen.'®® Drittstaatsange-
hoérige Familienmitglieder von EU-Burgern
dirfen nur ausgeschrieben werden, wenn
eine Einreiseverweigerung nach Unions-
recht zuléassig ware.'>

Der visumspflichtige A ist Neffe
eines deutschen Volkszugehd-
rigen und hat einmal vergeblich
ein Vertriebenenverfahren durch-
gefuhrt. Er will seine Verwandten
in Deutschland besuchen. Im
AZR-G ist er gemaB §2 Abs.2
Nr.9 AZR-G eingetragen. Darf das
Visum gemaB Art.32 Abs.1a) v)
VK verweigert werden?

153YG Koblenz, Beschluss vom 24.7.2007 - 3 L
1035/07.KO — InfAusIR 2007, 435 = asyl.net, M11545..
154Westphal/Stoppa, a.a. 0. (Fn.102), Kap. F, 18.4.3.2.



Eine Ausschreibung von Aim SIS
ist unzulassig, weil die Voraus-
setzungen des Art. 96 Abs.2 SDU
nicht vorliegen. Die Ablehnung
eines Antrags auf Feststellung
der Vertriebeneigenschaft ist kein
Grund der o&ffentlichen Sicherheit
oder Ordnung, der in das SIS
einzutragen ware. A darf deshalb
im SIS nicht ausgeschrieben wer-
den. Eine Visumsversagung we-
gen einer SIS-Ausschreibung ist
daher nicht rechtméaBig.

Z ist nach Ablehnung seines
Asylverfahrens in sein Heimat-
land freiwillig zurtickgekehrt. Das
Asylverfahren ist im AZR aus-
geschrieben. Nun will er seine
Verwandten in Deutschland be-
suchen. Darf das Visum gemaB
Art.32 Abs. 1 a) v) VK verweigert
werden?

Z ist gemaB §2 Abs.2 Nr. 1 AZR-
G ausgeschrieben, darf deswe-
gen aber ebenfalls nicht im SIS

ausgeschrieben werden. Die Ab-
lehnung eines Asylantrags ist fir
sich allein noch kein Grund fir
eine SIS-Ausschreibung.

Mitunter kann es vorkommen, dass SIS-Aus-
schreibungen unrichtig vorgenommen wur-
den. Auskunftsanspriiche des Auslanders
Uber die im SIS vorgenommenen Speiche-
rungen ergeben sich aus Art. 111 SDU. Ist die
Ausschreibung unrichtig, kann der Betroffe-
ne im Hoheitsgebiet jeder Vertragspartei die
Berichtigung oder Léschung verlangen und
zwar auch dann, wenn die unrichtige Eintra-
gung in einem anderen Mitgliedstaat vorge-
nommen wurde. Wird die Berichtigung oder
Léschung abgelehnt, kann diese mit der
allgemeinen Leistungsklage, gerichtet auf
die Léschung der ndher zu bezeichnenden
unrichtigen Eintragung, beim Verwaltungs-
gericht durchgesetzt werden.'®s Jeder Mit-
gliedstaat unterhalt eine Kontaktstelle zum
SIS in StraBburg, genannt SIRENE. Diese
wird aktuell in der Bundesrepublik vom BKA
in Wiesbaden betrieben. Will man also eine
Klage erheben, muss diese gegen das BKA
gerichtet werden. Zusténdig ist das Verwal-
tungsgericht Wiesbaden. Richtiger Klagean-
trag wére dann die Ldéschung der konkret
zu benennenden unrichtigen Eintragung.
Richtiger Beklagter ist die Bundesrepublik
Deutschland, vertreten durch den Prasiden-
ten des BKA.

155Sjehe dazu umfassend VG Koblenz, Beschluss vom
24.7.2007, a.a.0. (Fn.153).

6. Keine Gefahr fur die offentliche
Ordnung

GemaB Art.5 Abs.1 lit.e) SGK darf der
Auslénder keine Gefahr fur die offentliche
Ordnung darstellen oder insbesondere aus
diesem Grund in den nationalen Datenban-
ken der Mitgliedstaaten ausgeschrieben
worden sein. Liegt eine solche Gefahr fir
die offentliche Ordnung vor, ist das Visum
geman Art.32 Abs.1a) vi) VK zwingend zu
verweigern. Ist der Ausldnder deswegen in
einer nationalen Datenbank eines anderen
Mitgliedstaates ausgeschrieben, ist das
Konsultationsverfahren zu beachten.'%®

Der Begriff der offentlichen Ordnung ist
europarechtlich zu definieren, da VK und
SGK europarechtliche Vorschriften sind. Im
Freizlgigkeitsrecht setzt die Beschrankung
von Rechten durch die 6ffentliche Ordnung
voraus, dass ein Grundinteresse der Ge-
sellschaft berthrt wird's” und eine tatséch-
liche und hinreichend schwere Gefahrdung
der offentlichen Ordnung'® im Einzelfall's®
droht. Der EuGH hat den Mitgliedstaaten
dazu bislang einen Beurteilungsspielraum
gelassen.' Der freizuigigkeitsrechtliche Be-
griff der offentlichen Ordnung unterscheidet
sich allerdings von dem im VK und SGK
verwendeten Begriff der o6ffentlichen Ord-
nung.'®" Dieser verlangt keine hinreichend

%6 Siehe oben C.IV.1.

157 EuGH, Urteil vom 18.5.1982 — 115 und 116/81 (,Adoui
und Cornuaille gegen Belgien) — abrufbar unter
eur-lex.europa.eu/de/index.htm.

8 EuGH, Urteil vom 9.3.2000 — C-355/98 (,Kommission
gegen Belgien“) — abrufbar unter curia.europa.eu/ju-
risp.

"9EuGH, Urteil vom 19.1.1999 — C-348/96 (,Calfa®) —,
abrufbar unter curia.europa.eu/jurisp.

80 EUGH, Urteil vom 18.5.1989 — Rs. 249/86 (,Kommis-
sion gegen Deutschland“) —, abrufbar unter eur-lex.
europa.eu/de/index.htm.

61 EuGH, Urteil vom 31.1.2006 — C-503/03 (,Kommissi-
on gegen Spanien®), abrufbar unter curia.europa.eu/

schwere Gefahrdung der 6ffentlichen Ord-
nung. Andererseits genligt aber auch nicht
jede Gefahr. Folgende Fallgruppen sind
unter dem Gesichtspunkt der Gefahr fiir die
offentliche Ordnung zu prifen:

6.a. Fruhere Straftaten

Kriminalitdt fallt unter den Begriff der 6f-
fentlichen Ordnung im Sinne des SDU bzw.
SGK.'® Europarechtlich ist der Begriff der
offentlichen Ordnung allerdings eng aus-
zulegen.’® Das bedeutet, dass nicht jede
Kriminalitdt eine Gefahr fir die offentliche
Ordnung darstellt. BagatellverstéBe fallen
nicht darunter.'4

Als Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung im
Sinne des VK stellen sich auch friihere straf-
rechtliche Verurteilungen wegen VerstdBen
gegen aufenthaltsrechtliche Bestimmungen
Uber die Einreise dar. Das sind Verurteilun-
gen nach §95 Abs. 1 Nr.3 AufenthG wegen
unerlaubter Einreise sowie Verurteilungen
gemaB §95 Abs.2 Nr.2 wegen unrichtiger
oder falscher Angaben im Titelerteilungsver-
fahren. Andere Straftaten mit aufenthalts-
rechtlichem Hintergrund reichen nicht, wenn
es sich um Bagetelldelikte handelt, z. B. fru-
here ResidenzpflichtverstéBe.

jurisp; OVG Berlin, Beschluss vom 18.12.2009 — 3 B
6.09 — juris; Funke-Kaiser, a.a.O. (Fn. 144), Rdnr. 38.
162\\estphal/Stoppa, a.a. 0. (Fn.102), Kap. B, 7.2.4.8.
183 EuGH, Urteil vom 14.10.2004 — C 36/02 (,Omega*“) —,
http://curia.europa.eu/jurisp.
164\Westphal/Stoppa, a.a.0. (Fn.102), Kap.B, 7.2.4.8,;
a.A. Funke-Kaiser, a.a.O. (Fn. 144), Rdnr. 38.



6.b. Vorlage gefalschter Unterlagen oder
falsche oder unvollstandige Angaben

Eine Gefahr fir die 6ffentliche Ordnung liegt
auch vor, wenn im Zusammenhang mit der
Antragstellung Straftaten begangen wur-
den, also z.B. gefélschte Belege vorgelegt
wurden oder unrichtige Angaben gemacht
wurden. Unklar ist, ob unrichtige oder un-
vollstdéndige Angaben sich auch dann als
Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung darstel-
len, wenn die Angaben tats&chlich fur die
Erteilung des Visums gar nicht entschei-
dungserheblich wéaren.

In der nationalen Rechtsanwendung zu § 95
Abs.2 Nr.2 AufenthG ist es streitig, ob der
Straftatbestand schon durch die bloBe Liige
erfullt ist, oder ob die Luge fur die Erteilung
des Titels auch kausal gewesen sein muss.
Der BGH hat diesen Streit zuletzt dahin-
gehend entschieden, dass die Vorschrift
abstraktes Gefahrdungsdelikt ist.’®® Die
Strafvorschrift will das auslanderrechtliche
Verwaltungsverfahren im Interesse mate-
riell richtiger Entscheidungen gegeniiber
Falschangaben absichern und das Vertrau-
en des Rechtsverkehrs in die materielle
Richtigkeit der Verwaltungsentscheidung
schitzen. Um einen moglichst umfassen-
den Schutz zu gewahrleisten, ist durch § 95
Abs.2 Nr.2, 1. Alternative AufenthG bereits
die Unterbreitung unrichtiger oder unvoll-
standiger Angaben unter Strafe gestellt.
Zur Erteilung der Bescheinigung braucht
es nicht zu kommen. Es missen auch nicht
gerade die falschen Angaben geeignet sein,
die Ausstellung der Urkunde zu bewirken;

85BGH, Beschluss vom 2.9.2009 — 5 StR 266/09 —,
juris; OLG Karlsruhe, Beschluss vom 29.7.2004 — 3
Ws 10/04 —, InfAusIR 2004, 403; offen gelassen in
BVerwG, Beschluss vom 10.5.2006 — 1 B 115.05 —,
juris.

vielmehr genugt es, wenn sie fir das Ver-
fahren allgemein von Bedeutung sind und
damit grundsatzlich zur Verschaffung eines
unrechtméaBigen Aufenthaltstitels bzw. einer
Duldung flihren kdénnen, die richtige An-
wendung des materiellen Aufenthaltsrechts
wegen der Falschangaben mithin abstrakt
gefahrdet ist.%®

Da das Antragsformular eine Fra-
ge nach friheren Straftaten nicht
enthalt, lage kein Versagungs-
grund vor, wenn A nicht gefragt

Der visumspflichtige A war be-
reits friher einmal als Tourist
in Deutschland und hat einen
Ladendiebstahl begangen. Ein
Verfahren gegen ihn wurde ge-
maB §153 StPO wegen Ge-
ringfligigkeit eingestellt. A hat
keine weiteren RechtsverstdBe
begangen. Eine Speicherung
im AZR erfolgte nicht, weil die
Voraussetzungen des §2 Nr.4
AZR-G nicht vorlagen, denn der
einmalige geringflgige VerstoB
gegen Vorschriften stellt noch
keinen Ausweisungsgrund dar.'®’
Nachdem sich seine Schwester
nach EheschlieBung mit einem
Deutschen in der Bundesrepub-
lik niedergelassen hat, mdchte er
sie besuchen. Bei einer personli-
chen Befragung in der Botschaft
verschweigt er die Straftat wahr-
heitswidrig. Er ist in seinem Hei-
matland fest verwurzelt und kann
die Ruckkehrabsicht glaubhaft
machen.

186BGH, a.a.0. (Fn. 165).
167 Zitfer 55.2.2.3 VV-AufenthG.

worden ware. Seine falsche An-
gabe fihrt aber nun dazu, dass
das Visum versagt wird, denn
friihere Straftaten kdnnen — abs-
trakt betrachtet — fur ein aufent-
haltsrechtliches Verfahren von
Bedeutung sein.

Die vorgenannte Rechtsprechung flihrt aber
nicht in jedem Fall zu einer Versagung ei-
nes Visums bei falschen Angaben. Die
Wahrheitspflichten des Auslanders finden
ihre Grenze in den Grundrechten und im
allgemeinen Personlichkeitsrecht. So sind
etwa Fragen Uber persdnliche Beziehungen
zwischen Einlader und Besucher in Féllen
der Erteilung eines Besuchsvisums zum
Zwecke der Ermittlung einer mdglichen Hei-
ratsabsicht dann unzuldssig, wenn sie be-
stimmte grundrechtlich geschitzte Bereiche
Uberschreiten. Das gilt etwa fir die Frage,
ob zwischen beiden eine geschlechtliche
Beziehung besteht. In Féllen, in denen eine
Frage nicht beantwortet werden muss, ist
auch die ,Notlige” als unschéadlich zu be-
werten. Die Abgrenzung zwischen zul4ssi-
gen und unzuldssigen Fragen hangt vom
Einzelfall ab.

Zu beachten ist, dass alleine das Fehlen
von Belegen nicht gleichzusetzen ist mit
einer Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung.
Daraus, dass Belege trotz Aufforderung

nicht vorgelegt werden, kann ebenfalls nicht
geschlossen werden, dass eine Gefahr fiir
die offentliche Ordnung vorliegt. Solange
erforderliche Angaben gemacht werden,
diese aber nicht belegt werden, kann nicht
von einer Gefahr fiir die 6ffentliche Ordnung
ausgegangen werden. Ob bei fehlenden Be-
legen andere Versagungsgriinde vorliegen,
ist damit aber nicht beantwortet.

6.c. Risiko rechtswidriger Einwanderung

Unter den Begriff der Gefahr fir die o6f-
fentliche Ordnung im Sinne von Art.32
Abs. 1a)vi) VK fallt auch das ,Risiko rechts-
widriger Einwanderung”im Sinne von Art. 21
Abs.1 VK.'® Damit ist gemeint, dass ein
Antragsteller unter dem Vorwand einer Ur-
laubs-, Geschéfts- oder Studienreise oder
eines Familienbesuchs versucht, sich illegal
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten dau-
erhaft oder zumindest fir einen ldngeren
Zeitraum niederzulassen.'® Mit dieser Fra-
ge scheint die Prufung der Rickkehrabsicht
des Auslénders vor Ablauf des Visums eng
verknlpft zu sein.” Gleichwohl hat der eu-
ropaische Gesetzgeber in Art.21 Abs.1 VK
sowohl das Risiko rechtswidriger Einwande-
rung als auch die Rickkehrabsicht als zwei
unterschiedliche Tatbestandsmerkmale be-
nannt. Auch im VK-Handbuch ist dargelegt,
dass vom Konsulat ,beides” zu prifen ist."
Der Unterschied zwischen beiden Tatbe-
stdnden liegt darin, dass von der Risikobe-
wertung nicht die Absicht umfasst ist, sich
Jegal® im Hoheitsgebiet niederzulassen.
Will der Auslander Gber das Visum anschlie-
Bend in einen legalen Aufenthaltsstatus ge-

168BVerwG, a.a. 0. (Fn.99).

169yK-Handbuch I, Teil Il, 7.12.

170Siehe dazu Art. 32 Abs. 1b) VK, siehe unten C.V.6.d.
171VK-Handbuch |, Teil II, 7.12.



langen, liegt das Tatbestandsmerkmal des
Risikos rechtswidriger Einwanderung daher
nur dann vor, wenn ein anschlieBender le-
galer Aufenthaltsstatus bei unveranderten
Umsténden seit Antragstellung unter kei-
nem rechtlichen Gesichtspunkt erreichbar
ist, was wiederum eine Frage des nationa-
len Rechts ist. Zudem ergibt sich aus dem
Begriff ,Einwanderung® der Wille, sich dau-
erhaft oder zumindest langfristig im Hoheits-
gebiet niederzulassen. Wer sein Visum nur
kurz Uberziehen will, ,wandert nicht ein“.'”
Zu bedenken ist aber, dass das Visum dann
ggf. wegen falscher Angaben uber den Auf-
enthaltszweck verweigert werden kann,
wenn der Wille auf den dauerhaften ,lega-
len” Verbleib verschwiegen wird.'”

Sehr streitig ist die rechtliche Wirdigung
der von vornherein beabsichtigten Ehe-
schlieBung eines deutschen Staatsange-
hérigen im européischen Ausland, wahrend
die ausléndische Verlobte im Besitz eines
Schengen-Visums ist (sogenannte ,Déne-
mark-Ehe®).

Das Tatbestandsmerkmal der ,Einwande-
rung“ aus dem Visakodex wird erfillt sein,
wenn nach der EheschlieBung ein dauerhaf-
ter Verbleib im Schengen-Raum beabsich-
tigt ist.

Fraglich ist allerdings, ob die Einwanderung
srechtswidrig® im Sinne des Visakodex ist.
Hierzu ist zunachst zweierlei zu unterschei-
den:

Die EheschlieBung selbst ist ein Zweck,
fir den grundsétzlich ein Schengen-Vi-

72Sjehe aber unten C.V.6.d. zum Risiko der Nichtausrei-
se und C.V.14 zu Zweifeln an der bekundeten Riick-
kehrabsicht.

73Siehe unten C.V.13.

sum erteilt werden kann. Es ist auch nicht
verboten, wéhrend eines Aufenthalts mit
Schengen-Visum eine EheschlieBung vor-
zunehmen. Die EheschlieBung ist durch die
EheschlieBungsfreiheit des Art.6 GG sowie
der Art. 8 und Art. 12 EMRK geschutzt.

Anders ist das fir den anschlieBenden
Verbleib im Schengenraum nach Ehe-
schlieBung zu beurteilen. Hierzu steht die
deutsche Rechtsprechung bislang auf dem
Standpunkt, dass nach EheschlieBung in
Danemark zwar die Einreise (von Déne-
mark nach Deutschland) im Rahmen des
Schengen-Visums rechtmaBig ist, aber nur
dann, wenn der Aufenthaltszweck sich nicht
andert. Erfolgt die Einreise von D&nemark
zu dem Zweck, weiterhin nur im Rahmen
des Schengenvisums im Schengengebiet
zu bleiben und rechtzeitig vor Ablauf des
Visums auszureisen, so ist der Grenziber-
tritt und der anschlieBende Verbleib nicht
rechtswidrig. Besteht aber schon vor Rick-
kehr aus Danemark nach Deutschland die
Absicht des Ehegattennachzugs, so soll ein
Zweckwechsel eintreten, sodass ein Auf-
enthaltstitel zum Ehegattennachzug wegen
des fehlenden ,erforderlichen Visums* nicht
erteilt werden darf.'* Sofern diese Absicht
nicht im Visumsverfahren angegeben wer-
de, liege sogar ein Ausweisungsgrund vor.'”

In der juristischen Fachliteratur wird vertre-
ten, dass die Einreise von D&nemark nach
Deutschland keinesfalls rechtswidrig ist und
schon gar nicht einen Ausweisungsgrund
darstellen kann. Dieses wird aus der Inan-
spruchnahme der Freizugigkeitsrechte des
deutschen Staatsangehdrigen in Dane-
mark gefolgert. Zwar ist die EheschlieBung

174BVerwG, Urteil vom 16.11.2010 — 1 C 17.09 —, juris.
175Ebd.

selbst keine ,Dienstleistung” im Sinne des
EU-Rechts, sondern ein staatlicher Hoheits-
akt. Mit der EheschlieBung in Danemark
sind aber regelmé&Big andere Dienstleistun-
gen verbunden (Hotelibernachtung, Re-
staurantbesuch etc.), so dass an sich der
deutsche Staatsangehdérige zum EU-Blrger
im aufenthaltsrechtlichen Sinne wird'”¢ und
deswegen zusammen mit seiner Ehefrau
nach Deutschland zurlckkehren darf.'””

Demgegenliber meint das Bundesverwal-
tungsgericht, der deutsche Staatsange-
horige habe ,nicht nachhaltig von einem
Freiziigigkeitsrecht* Gebrauch gemacht.'”®
Deswegen koénne das EU-Recht dem Diritt-
staatsangehoérigen Ehegatten kein Aufent-
haltsrecht vermitteln. Dem EuGH hat das
Bundesverwaltungsgericht allerdings nicht
die Frage vorgelegt, ob die Mithahme von
Drittstaatsangehdrigen im Rahmen des
EU-Rechts (berhaupt ein ,nachhaltiges”
Inanspruchnehmen der Freizlgigkeitsrech-
te voraussetzt und, falls das zu bejahen
ist, wann denn eine solche Nachhaltigkeit
vorliegt. Diese Fragen sind bis heute nicht
geklart. Einen Fingerzeig kénnen zwei
Entscheidungen des EuGH geben: In der
Entscheidung ,Ruiz-Zambrano“'”® hat der
EuGH entschieden, dass unter Umsténden
nicht einmal eine Grenzlberschreitung er-
forderlich ist, um ein EU-Recht auszulsen.
Der Bestand der Familie gehére zum ,Kern-
bestand“ der Freizlgigkeitsrechte. In ge-
wissem MaBe zurilickgerudert ist der EuGH

176 Hk-AuslR/Hoffmann, § 3 FreiziigG, RdNr. 6.

77 Siehe zur Mitnahme der Freiziigigkeit bei Ruckkehr:
EuGH, Urteil vom 7.7.1992 — C-370/90 ,Singh“ —, ju-
ris.

78BVerwG, Urteil vom 22.06.2011 — 1 C 11/10 —, juris.

7EuGH, Urteil vom 8.3.2011 — C-34/09 ,Luiz Zambra-
no“ —, juris.

dann in den Entscheidungen ,McCarthy“&°
und ,Dereci“'®, in dem er den Mitgliedstaa-
ten das Recht eingerdumt hat, ein Aufent-
haltsrecht zu verweigern, wenn der Unions-
burger von seinen Freizligigkeitsrechten nie
Gebrauch gemacht hat. Die Reichweite des
~Kernbereichs“ der Unionsburgerrechte ist
bislang nicht so hinreichend geklért, dass
man rechtssicher eine Entscheidung treffen
kénnte, wann das EU-Recht zur Geltung
kommt und wann nicht.

Der visumpflichtige A beantragt
ein Schengenvisum. Als Zweck
gibt er wahrheitsgemé&B an, ge-
meinsam mit der deutschen
Staatsangehérigen F in Dane-
mark die Ehe schlieBen zu wol-
len. AnschlieBend will er zu F
nach Deutschland ziehen, um
dort eine Aufenthaltskarte zu
beantragen. Diese kann den Le-
bensunterhalt fur beide sicher-
stellen. A beherrscht auch die
deutsche Sprache. Verdachtsmo-
mente flir eine Scheinehe liegen
nicht vor. Bekommt A das Visum?

180EuGH, Urteil vom 5.5.2011 — C-434/09 ,, McCarthy* —,
juris.

81EYGH, Urteil vom 15.11.2011 — C-256/11 ,Dereci
u.a.“—, juris.



Das Visum wird abgelehnt, weil
die Botschaft das Risiko rechts-
widriger Einwanderung sieht. Es
ist unter Berlcksichtigung der
Rechtsprechung des EuGH im
Fall ,Ruiz-Zambrano® zweifel-
haft, ob die deutsche Rechtspre-
chung zu den Folgen der sog.
,Danemark-Ehe“ haltbar ist. Ob
das Visum mit der Begrindung
rechtswidriger Einwanderung
verweigert werden darf, wird
letztlich in einem Verfahren vor
dem EuGH zu entscheiden sein.

A aus Fall 20 will nach der Ehe-
schlieBung in Danemark in sein
Heimatland zurtickkehren und
dann im nationalen Visumsver-
fahren zu seiner Ehefrau nach-
ziehen.

Hier liegt keine rechtswidrige
Einwanderung vor. Die Ehe-
schlieBung ist im Rahmen eines
Besuchsvisums erlaubt, selbst
wenn sie schon vor der Antrag-
stellung gewollt war.

Der Begriff des ,Risikos” ist ein unbe-
stimmter Rechtsbegriff. Im Rahmen einer
einzelfallbezogenen  Gesamtbetrachtung
ist unter Beachtung des Grundsatzes der
VerhéltnismaBigkeit'® auf der Grundlage
aller verfigbaren Informationen'® eine Pro-
gnoseentscheidung zur Wahrscheinlichkeit
einer rechtswidrigen Einwanderung zu tref-
fen und die Schwere der mit einer illegalen
Migration verbundenen Gefahr in den Blick
zu nehmen.®

Wann das Risiko rechtswidriger Einwande-
rung besteht, héngt von einer Vielzahl von
Lebensumstanden ab. Grundséatzlich lasst
der européische Gesetzgeber zu, dass Risi-
koprofile von Auslandern erstellt werden, die
aufgrund der allgemeinen Lage im Wohn-
sitzstaat (z.B. politisch instabile Region,
hohe Arbeitslosigkeit und weit verbreitete
Armut) ein besonderes Risiko darstellen,
wobei diese Profile auf die sozialen und
wirtschaftlichen Lebensumsténde des Aus-
landers gestutzt werden kdnnten. Ausdriick-
lich sieht das VK-Handbuch | aber zugleich
auch vor, dass jeder Antrag unabhéngig von
diesen Profilen nach den Umstanden des
Einzelfalls zu prifen ist.’®® Eine Ablehnung
eines Visums z.B. allein mit der Begrun-
dung, der Auslander gehodre zur Gruppe
alleinstehender junger Mé&nner und stamme
aus einem Land mit hoher Arbeitslosigkeit,
genugt daher nicht dem VK. Entscheidend
ist, ob der Auslander in stabilen Lebensum-
stdnden lebt. Dieses hangt von folgenden
Faktoren ab:

825, u. C.V.15.

Ws3Vg|. Art.21 Abs.9 S.2 VK.

184yG Berlin, Urteil vom 17.6.2011 — 14 K 275.10 V —,
juris.

185\/K-Handbuch I, Teil Il, 7.12.

» Familidre und persdnliche Bindungen
im Wohnsitzstaat,

+ Familidre und persdnliche Bindungen
im Mitgliedstaat,

» Familienstand,

+ Beschéftigung,

* RegelméBigkeit des Einkommens,

* Hohe des Einkommens,

+ Sozialer Status,

+ Immobilienbesitz.

Die Gewichtung dieser Umstande hangt
vom Wohnsitzstaat ab und kann deswegen
unterschiedlich ausfallen.' Auch die sozi-
alen und wirtschaftlichen Lebensumsténde
kénnen unterschiedliche Aspekte aufwei-
sen, wonach selbst ein gut bezahlter An-
gestellter aus personlichen Grinden eine
illegale Einwanderung in Erwagung ziehen
kénnte.'®”

Nachteilig kénnen sich nach dem VK-Hand-
buch folgende Umstande auswirken:

+ Fruherer illegaler Aufenthalt, insbeson-
dere VisumsverstoBe, 88

« frlhere missbrauchlich in Anspruch ge-
nommene Sozialleistungen;

« frihere Visumsantradge mit unterschied-
lichen Begrindungen,

+ Einladung durch nicht vertrauenswdrdi-
ge Person.'®

Alle diese einzubeziehenden Umsténde
sind einzelfallbezogen zu bewerten und ab-
zuwégen, weswegen das Vorliegen eines
einzelnen nachteiligen Umstandes oder
selbst mehrerer nachteiliger Umstande fur
sich noch nicht notwendigerweise flr die

186 Epd.

187Epd.

88Dazu VGH Hessen, a.a.O. (Fn.128).
189VK-Handbuch I, Teil Il, 7.12.

Ablehnung des Antrags ausreichen muss.
Im Hinblick auf die vielfaltigen Lebensum-
stdnde lasst sich kein generalisierendes
Bild der Praxis zeichnen. Jedenfalls sollte
der Antragsteller entsprechende Nachwei-
se vorlegen, aus denen sich ergibt, dass
ein Risiko der illegalen Einwanderung nicht
besteht. Das sind z.B. Nachweise finan-
zieller Mittel im Wohnsitzstaat, Nachwei-
se eines Arbeitsverhéltnisses oder einer
Ausbildung,' Nachweise von Immobilien-
besitz sowie Nachweise zu familidren Bin-
dungen.'®' Verpflichtungserklarungen sollen
fur das Risiko rechtswidriger Einwanderung
keine Bedeutung haben.® Das ist aller-
dings dann zweifelhaft, wenn der sich Ver-
pflichtende bei unerlaubtem Verbleib recht-
lich weiter haftet und deswegen — oder aus
anderen Grunden — ein Interesse daran hat,
dass die Haftung durch Ausreise endet.

Z aus Beispielsfall 18 hat inzwi-
schen im Heimatland eine Fami-
lie gegriindet. Er hat zwei Kinder,
die dort zur Schule gehen. AuBer-
dem bezieht er aus einer selbst-
sténdigen Erwerbstétigkeit ein
erhebliches Einkommen.

190VGH Hessen, a.a.O. (Fn. 128); VG Berlin, Urteil vom
12.10.2011 — 12 K 1544.10 V —, asyl.net, M19168, zur
fehlenden Darlegung eines Studiumsverlaufs im Hei-
matland.

191VK-Handbuch |, Teil Il, 6.2.1.B.

192yG Berlin, Urteil vom 12.10.2011, a.a. O. (Fn. 190).



Der abgelehnte Asylantrag ist
zwar ein Umstand, der fir das
Risiko illegaler Einwanderung
spricht. Allerdings kann Z durch
Belege das Risiko entkraften und
Zweifel beseitigen.

Rechtsgrundlage flr die Ausschreibung in
der nationalen Datenbank, also im AZR ist
§3 Nr.3i.V.m. §2 Abs.2 AZR-G. Es ist sorg-
faltig zu prifen, ob ein Ausschreibungsgrund
nach §2 Abs.2 AZR-G gleichzeitig auch ein
Grund fir eine Ausschreibung wegen einer
Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung im Sin-
ne des europarechtlichen Ordnungsbegriffs
des Art.96 SDU ist. Ist die Ausschreibung
unrichtig, ist sie gemaB §35 AZR-G auch
ohne Antrag zu berichtigen.

Der visumspflichtige A aus Fall 17
will seine Verwandten in Deutsch-
land besuchen. Im AZR-G ist er
gemanB §2 Abs.2 Nr.9 AZR-G ein-
getragen. Darf das Visum geménB
Art.32 Abs. 1 a) vi) VK verweigert
werden?

Die Ausschreibung des abge-
lehnten Vertriebenenverfahrens
gemaB §2 Abs.2 Nr.9 AZR-G
ist keine Ausschreibung wegen
einer Gefahr fur die 6ffentliche
Ordnung im Sinne des Art.96
SDU. Die Ausschreibung im AZR
rechtfertigt daher fir sich allein
nicht die Visumsverweigerung.

Z aus Fall 18 will seine Verwand-
ten in Deutschland besuchen.
Darf das Visum geméafB Art.32
Abs.1a)vi) VK verweigert wer-
den?

Ist der Asylantrag von Z einfach
unbegrindet abgelehnt worden,
liegt darin keine Gefahr fir die
offentliche Ordnung. Auch die
Ausschreibung geméaB §2 Abs.2
Nr.1 AZR-G rechtfertigt fir sich
allein nicht die Visumsverweige-
rung. Hat Z im Asylverfahren tber
seine ldentitat getduscht und ist

der Antrag deswegen geméB
§30 Abs.3 AsylVfG rechtskraftig
als offensichtlich unbegriindet
abgelehnt worden, kann eine
Gefahr fir die offentliche Ord-
nung begrindbar sein. Hat er
die falschen Angaben wegen der
Furcht vor einer Abschiebung
und Verfolgung im Heimatland
gemacht, wird eine Gefahr fir
die offentliche Ordnung eher zu
verneinen sein. Wollte er durch
die falschen Angaben langer in
Deutschland bleiben, um 6&ffentli-
che Leistungen zu beziehen, wird
eine Gefahr fur die offentliche
Ordnung eher zu bejahen sein.

A aus Fall 19 gibt bei einer per-
sonlichen Befragung in der Bot-
schaft die friihere Straftat wahr-
heitsgemaB an. Er ist in seinem
Heimatland fest verwurzelt und
kann die Ruckkehrabsicht glaub-
haft machen.

Eine Versagung des Visums ge-
maB Art. 32 VK ist nicht zuléssig,
denn es besteht keine Gefahr fur
die offentliche Ordnung. Die fri-
here Begehung eines Bagatellde-
likts rechtfertigt nicht die Annah-
me einer solchen Gefahr.

6.d. Risiko der Nichtausreise vor Ablauf
des geplanten Aufenthalts

Weniger rechtsverletzenden Charakter als
die rechtswidrige — dauerhafte — Einwande-
rung hat die Tatsache, dass der Auslander
das Visum nur voribergehend uberziehen
will. Gleichwohl handelt es sich um einen
Tatbestand, der eine Gefahr fur die 6ffent-
liche Ordnung gemaB Art.21 Abs.1 VK
bedeutet. Auch hierzu ist eine Prognose-
entscheidung nach den o.g. MaBstaben zu
treffen.?

Unklar ist, ob auch der gewollte rechtma-
Bige Verbleib im Mitgliedstaat auf anderer
Rechtsgrundlage den Tatbestand des Ver-
sagungsgrundes erfullt. Das Tatbestands-
merkmal will missbrauchliches Verhalten
verhindern. Auch zur Familienzusammen-
fuhrung zu EU-Birgern sieht das Unions-
recht grundséatzlich die Einhaltung eines
Visumsverfahrens vor, sieht einen VerstoB
gegen diese Regelungen allerdings nicht

193VG Berlin, Urteil vom 17.6.2011, a.a.O. (Fn. 184).



als anspruchshindernd.’®* Das Tatbestands-
merkmal der fehlenden Ruckkehrabsicht
kann daher nicht vorliegen, wenn der An-
tragsteller einen rechtméaBigen Verbleib
aus dem Unionsrecht begehrt, dessen Tat-
bestand wahrend des Besuchs erst herge-
stellt werden soll. Da Rechtsgrundlage fur
die Versagung aus dem VK eine Vorschrift
des Unionsrechts ist und von der Visumser-
teilung der gesamte Schengenraum betrof-
fen ist, wird eine nur nationale Vorschrift als
Rechtsgrundlage fir einen rechtmaBigen
Aufenthalt allerdings nicht ausreichen, denn
der VK geht dem vor." Anders ist das we-
gen Art.1 Abs.2 lit.a) VK dann, wenn sich
die Rechtsgrundlage fur den anschlieBen-
den rechtméaBigen Aufenthalt aus anderem
vorrangigen Unionsrecht selbst ergibt, also
aus dem Freizlgigkeitsrecht.

A aus Fall 21 verschweigt, dass
er nach EheschlieBung in Dane-
mark nicht in sein Heimatland zu-
rickkehren will.

Da A sich zum spéteren rechtmé-
Bigen Verbleib auf das Freizligig-
keitsrecht fur Unions-Blrger und

194EuGH, Urteil vom 25.7.2002, ,MRAX", a.a. 0. (Fn. 42);
EuGH, Urteil vom 9.1.2007 — C-1/05, ,Jia“ —, abrufbar
unter curia.europa.eu/jurisp.

"95Ein solcher Fall ist aber wegen §5 Abs.2 AufenthG
(~erforderliches Visum®) nicht denkbar.

ihre drittstaatsangehorigen Fa-
milienangehdrigen berufen wird,
durfte die Ablehnung des Visums
nicht mit fehlender Ruickkehrab-
sicht begrindet werden. In der
Praxis wird aber das Visum ver-
sagt werden, solange diese Fra-
ge unionsrechtlich nicht geklart
ist.

Die Beweislast fiir eine Gefahr fiir die 6ffent-
liche Ordnung liegt bei der Botschaft.

7. Keine Gefahr fur die innere Sicherheit

Der Auslander darf gemaB Art. 5 Abs. 1 lit. )
SGK keine Gefahr flr die innere Sicherheit
darstellen oder aus diesem Grund in den
nationalen Datenbanken der Mitgliedstaa-
ten ausgeschrieben worden sein. Stellt der
Auslander eine Gefahr fir die innere Sicher-
heit dar oder ist er deswegen national aus-
geschrieben, ist das Visum gemaB Art.32
Abs. 1a)vi) VK zwingend zu verweigern.

Der Begriff der inneren Sicherheit ist nicht
mit dem Begriff der 6ffentlichen Sicherheit
identisch, sondern Teil der 6&ffentlichen Si-
cherheit.'®® Schutzgut der inneren Sicherheit
ist der Bestand des Staates, seiner Einrich-
tungen und wichtiger o6ffentlicher Dienste
sowie das Uberleben der Bevélkerung.'””
Der Begriff der inneren Sicherheit ist eng
auszulegen.'®® Die innere Sicherheit betref-

19 EuGH, Urteil vom 11.3.2003 — C-186/01 (,Dory gegen
Bundesrepublik Deutschland®) —, abrufbar unter curia.
europa.euljurisp.

97Vgl. EuGH, Urteil vom 1551986 - 222/84
(,Johnston“) —, abrufbar unter eur-lex-europa.

198 Epd.

fend sind Terrorismus, Kriminalitdt und ver-
gleichbare Bedrohungen, die sich gegen die
geschltzten Rechtsguter richten.'®® Nicht
verlangt werden im SGK eine schwerwie-
gende Gefahr oder zwingende Griinde der
offentlichen Sicherheit. Einfache Kriminali-
tat, die sich nicht gegen die oben genannten
Schutzgliter richtet, fallt allerdings nicht un-
ter den Begriff der inneren Sicherheit.

Eine Ausschreibung geméaB Art.99 Abs.3
SDU zur Strafverfolgung oder zur Abwehr
von Gefahren flr die 6ffentliche Sicherheit
bei konkreten Anhaltspunkten fir das Bege-
hen auBergewohnlich schwerer Straftaten
ist nicht ausreichend fiir die Ablehnung des
Visums auf der Grundlage des Art.5 Abs. 1
lit.e) SGK, da sich die Ausschreibung aus
einer nationalen Datenbank ergeben muss.
Es kommt hier aber die Ausschreibung
nach §2 Abs.2 Nr.7 AZR-G, insbesondere
wegen der Gefahr der Begehung terroristi-
scher Straftaten in Betracht. Auch hier wird
die Vertretung gegebenenfalls im Konsul-
tationsverfahren, zu klaren haben, ob in ei-
nem nationalen Register eines anderen Mit-
gliedsstaates die Ausschreibung erfolgte.>®

Die Beweislast fiir eine Gefahr fir die innere
Sicherheit liegt bei der Botschaft.

8. Keine Gefahr fur die offentliche Ge-
sundheit

GemaB Art. 5 Abs. 1 lit. ) SGK darf der Aus-
lander keine Gefahr fir die offentliche Ge-
sundheit darstellen oder aus diesem Grund
in einer nationalen Datenbank ausgeschrie-

199Vgl. EuGH, Urteil vom 23.11.2010 — C-145/09 (,Land
Baden-Wirtemberg gegen Tsakouridis“) —, abrufbar
unter curia.europa.eu/jurisp.

200yK-Handbuch |, Teil Il, 7.7.

ben sein. Liegt eine solche Gefahr vor, ist
das Visum gemaB Art.32 Abs.1 a) vi) VK
zwingend zu verweigern.

Eine Gefahr fur die 6ffentliche Gesundheit
liegt bei Krankheiten im Sinne der Inter-
nationalen Gesundheitsvorschriften (IHR)
der Weltgesundheitsorganisation (WHO)
und sonstigen Ubertragbaren, durch In-
fektionserreger und Parasiten verursachte
Erkrankungen vor.2°" Eine Anwendung der
Vorschrift kommt in Betracht, wenn der An-
tragsteller aus einem Staat einreisen will,
in dem gerade eine gefahrliche Seuche mit
vielen Todesfallen auftritt.

Eine Ausschreibungsmdglichkeit dazu sieht
das AZR-G nicht vor.

Die Beweislast flir eine Gefahr fiir die 6ffent-
liche Gesundheit liegt bei der Botschaft.

9. Keine Gefahr fur die internationalen
Beziehungen eines Mitgliedstaates

SchlieBlich darf der Auslander gemaB Art.5
Abs.1 lit.e) SGK keine Gefahr fir die in-
ternationalen Beziehungen eines Mitglied-
staats darstellen oder aus diesem Grund
ausgeschrieben worden sein. Stellt der
Auslander eine solche Gefahr dar oder ist
er deswegen ausgeschrieben, ist das Visum
gemaB Art.32 Abs.1a)vi) VK zwingend zu
versagen.

Der Begriff der internationalen Beziehungen
ist eng auszulegen, weswegen eine Visums-
verweigerung nur selten auf dieser Grundla-
ge mdglich ist. Eine Ausschreibungsmég-
lichkeit kann sich hierzu allenfalls aus §2

201yK-Handbuch |, Teil Il, 7.7:



Abs.2 Nr.7a AZR-Gi.V.m. §§89a und 89b
StGB ergeben, wenn sich die Gefahr fir die
internationalen Beziehungen daraus ergibt,
dass der Antragsteller Beziehungen zu ter-
roristischen Vereinigungen hat.

Die Beweislast firr eine Gefahr fir die inter-
nationalen Beziehungen fur einen Mitglied-
staat liegt bei der Botschaft.

10. Ausreichender Krankenversiche-
rungsschutz

Erforderlich ist ausreichender Krankenver-
sicherungsschutz geméaB Art.15 VK, der
sich gemaB Art.15 Abs.3 VK auf den Ge-
samtzeitraum des Visums erstrecken muss.
Fehlt dieser, ist das Visum geméB Art.32
Abs.1a)vi) VK zwingend zu verweigern.
Fir den Krankenversicherungsschutz gibt
es weltweit Reisekrankenversicherungen.
Es empfiehlt sich, Vertrdge mit bekannten
Versicherungsunternehmen abzuschlieBen.
Bei unbekannten Unternehmen kann die
Vorlage der Versicherungsbedingungen ver-
langt werden.

Die Beweislast liegt beim Antragsteller. Die-
ser muss ausreichenden Krankenversiche-
rungsschutz ,nachweisen®.

11. Keine begrundeten Zweifel an der
Echtheit der vorgelegten Belege

Liegen begrliindete Zweifel an der Echtheit
der vom Antragsteller vorgelegten Belege
vor, ist das Visum zwingend zu versagen.?®?
Diese erste Alternative der Vorschrift knlpft
daran an, ob der tatséchliche Aussteller des

202Art. 32 Abs. 1b) VK.

Belegs in der gegenwartigen Gestalt vom
angegebenen Aussteller herrihrt oder von
der Person, die er zur Leistung seiner Un-
terschrift erméchtigt hat. Ein unechter Beleg
kann sowohl vorliegen, wenn er als unecht
hergestellt wurde als auch dann, wenn er
nachtréglich verfalscht wurde. 202

Der Begriff des ,Zweifels” umfasst die Un-
gewiBheit zwischen mehreren mdglichen
Annahmen, wenn entgegengesetzte oder
unzureichende Griinde zu keinem sicheren
Urteil oder einer Entscheidung fuihren kdn-
nen. Damit setzt der Begriff zwingend eine
Abwagung zwischen mehreren mdglichen
Annahmen voraus. Zweifel liegen also nur
dann vor, wenn aufgrund dieser Abwagung
eine Annahme, dass der vorgelegte Beleg
entweder echt oder unecht ist, nicht getrof-
fen werden kann. Ist festzustellen, dass der
Beleg unecht ist, hat die Versagung des Vi-
sums bereits geméaB Art. 32 Abs. 1 a) vi) VK
wegen der Gefahr fiir die 6ffentliche Ord-
nung zu erfolgen.

Unter ,begrindeten Zweifeln sind solche zu
verstehen, die nach Prifung des konkreten
Belegs bestehen. Ein begrindeter Zweifel
kann noch nicht vorliegen, wenn der Beleg
formell Ublichen Belegen nicht entspricht
oder inhaltlich etwas aussagt, was nach
Ublicher Anschauung nicht den Tatsachen
entspricht. Ein allgemein ,schwaches Ur-
kundssystem® im Herkunftsland reicht nicht
aus, um das Visum zu versagen. Es missen
konkrete individuelle Umstande vorliegen,
die den Verdacht der formellen Unechtheit
des konkreten Belegs oder die Unwahrheit
des konkreten Inhalts rechtfertigen.

203V/gl. zu §267 StGB: Dreher/Tréndle, StGB, 54. Aufl.
2007, RdNr. 18.

12. Keine begrundeten Zweifel am Wahr-
heitsgehalt des Inhalts der Belege

GemaB der zweiten Alternative der Vor-
schrift des Art. 32 Abs. 1 b) VK ist das Visum
zu verweigern, wenn begrindete Zweifel an
dem Wahrheitsgehalt des Inhalts der vorge-
legten Belege bestehen. Wéahrend die erste
Alternative an die Echtheit des Dokuments
anknupft, geht es bei der zweiten Alternati-
ve also um den Inhalt des Belegs. Dieser ist
nicht wahr, wenn die getroffenen Aussagen
nicht den Tatsachen entsprechen. Die Vor-
schrift betrifft damit die sogenannten ,Ge-
falligkeitsbescheinigungen®. Auch hierzu
muissen begriindete Zweifel zum konkreten
individuellen Beleg vorliegen.

13. Keine begrundeten Zweifel an der
Glaubhaftigkeit der Aussagen

Als Verweigerungsgrund werden in Art.32
Abs.1 b), 3. Alt. VK auch begriindete Zwei-
fel an der ,Glaubwirdigkeit der Aussagen”
des Antragstellers genannt. Gemeint ist da-
mit, ob die Angaben, die der Antragsteller
macht, frei von inneren und auBeren Wi-
dersprichen sind. Der deutsche Text wird
deswegen falsch Ubersetzt worden sein.
Es musste in der Vorschrift ,,Glaubhaftigkeit
der Aussagen“ heiBen. In der deutschen
Rechtspraxis bezieht sich die Glaubwir-
digkeit immer auf die Person, wahrend die
Glaubhaftigkeit sich auf die Aussagen be-
zieht. Etwaige frihere Straftaten, die die
Glaubwidirdigkeit einer Person beeintrachti-
gen kdénnten, spielen also hier keine Rolle,
kénnen allerdings eine Gefahr fir die 6ffent-
liche Ordnung bedeuten. Im Ubrigen betrifft
die Vorschrift nur Aussagen, die gemacht
wurden. Ein Verschweigen moglicherweise

entscheidungserheblicher Umsténde fallt
nicht unter die Vorschrift, wenn nach den
Umsténden nicht explizit im Antragsformular
oder in einer Befragung gefragt wurde und
in der Befragung eine Offenbarungspflicht
bestand.

Die Zweifel, also der Zustand der Unent-
schiedenheit zwischen mehreren mdéglichen
Annahmen, missen begriindet sein. Unter
sbegrindeten Zweifeln sind solche zu ver-
stehen, die nach Prifung des konkreten
Einzelfalls unter Berlcksichtigung der per-
sonlichen Verhéltnisse des Antragstellers
und unter Abwéagung aller bekannten Um-
stdnde verbleiben.

Der Tatbestand ist nach seinem Wortlaut
sehr weit gefasst. Es ist fraglich, ob bereits
begrundete Zweifel am Wahrheitsgehalt von
Angaben jedweder Art die Visumsverwei-
gerung rechtfertigen kénnen oder ob die
moglicherweise unwahren Angaben auch
kausal fur die Visumserteilung sein missen.
Ist festzustellen, dass unwahre Angaben
gemacht wurden, liegt bereits eine Gefahr
fur die offentliche Ordnung vor. Lasst sich
eine solche Feststellung nicht treffen, be-
stehen aber begrindete Zweifel am Wahr-
heitsgehalt der Angaben, muss es sich um
Angaben handeln, die nicht nur abstrakt fir
die Visumserteilung relevant sein kdnnen.
Andernfalls wére die Vorschrift uferlos zu
Lasten von Antragstellern anwendbar. Es
muss sich daher um Angaben handeln, die
fur die Erteilung des Visums von erhebli-
cher, wenn nicht entscheidender Bedeutung
sind. Macht der Antragsteller Angaben, die
fur die Entscheidung Uber das Visum nicht
relevant sind, und bestehen nur begriinde-
te Zweifel an diesen Angaben, ist Art.32
Abs. 1b) 3. Alternative VK nicht einschlagig.



Wird die Vorlage von Belegen verlangt, wer-
den diese aber nicht vorgelegt, muss das
nicht notwendigerweise bedeuten, dass
Zweifel an den Angaben bestehen. Sofern
die Angaben in sich schlissig und wider-
spruchsfrei sind, ware es auch mit dem
WillkGrverbot nicht vereinbar, das Visum
nur deswegen nicht zu erteilen, weil — nicht
erforderliche — Belege nicht vorgelegt wer-
den. Werden gleichwohl Belege vorgelegt
und widersprechen diese den Angaben des
Antragstellers, so kdnnen allerdings Zweifel
an den Angaben bestehen. Es ist daher bei
Staaten mit ,schwierigem* bis nicht vorhan-
denem Urkundswesen sehr sorgfaltig ab-
zuwégen, ob Uberhaupt Belege vorgelegt
werden. Freilich besteht dann das Risiko,
dass die Botschaft erst einmal das Visum
ablehnen wird, wenn nicht erforderliche Be-
lege nicht vorgelegt werden.

14. Keine begrundeten Zweifel an der
bekundeten Ruckkehrabsicht

GemaB Art.32 Abs.1b) 4. Alternative ist
das Visum auch zu verweigern, wenn be-
grindete Zweifel an der bekundeten Absicht
bestehen, das Hoheitsgebiet der Mitglied-
staaten vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer des
beantragten Visums wieder zu verlassen.
Das Tatbestandsmerkmal fehlender Ruck-
kehrabsicht ist schon dann erflllt, wenn der
Auslander nur voribergehend das Visum
rechtswidrig Uberziehen will. Die Absicht,
in rechtméBiger Weise im Hoheitsgebiet zu
verbleiben, kann den Tatbestand nicht er-
fullen. Die Vorschrift greift den Versagungs-
grund der Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung
auf und lasst bereits Zweifel an Angaben zur
Ruckkehrabsicht als Versagungsgrund aus-
reichen. Da aber Hintergrund der Regelung
ist, eine Gefahr fir die 6ffentliche Ordnung

von vornherein praventiv auszuschlieBen,
muss auch ein rechtswidriger — voriiberge-
hender — Verbleib beabsichtigt sein. Dass
sogar eine rechtwidrige — dauerhafte — Ein-
wanderung beabsichtigt ist, ist nicht erfor-
derlich.

Die ,Zweifel“ mussen anknupfend an den in-
dividuellen Einzelfall begriindet sein. Sofern
ein Risiko eines rechtswidrigen Verbleibs
nicht positiv festgestellt werden kann, wird
als Nachweis der Absicht der rechtzeitigen
Ausreise regelmaBig ein Ruckflugticket
ausreichen, um Zweifel auszurdumen. Ge-
gebenenfalls kann der Nachweis etwa auch
durch arbeitsvertragliche Urlaubsregelun-
gen oder den Beleg sonstiger wichtiger Ter-
mine im Heimatland gefuhrt werden.

15. VerhaltnismaBigkeit

Wie jede behordliche Entscheidung muss
sich auch bei Vorliegen der gesetzlichen Vo-
raussetzungen diese am Europarecht bzw.
Verfassungsrecht messen lassen. Damit ist
die Erforderlichkeit und VerhaltnisméaBigkeit
der Ablehnung des Visums angesprochen.

15.a. Schutz der Familie

Bei Familienbesuchen stellt sich regelméaBig
die Frage nach der VerhaltnisméaBigkeit im
Hinblick auf den Schutz des Familienlebens
aus Art.6 GG, Art. 8 EMRK, Art. 7 Charta der
Grundrechte (GrRCh).2*¢ Im Rahmen der
VerhaltnisméaBigkeitsprufung ist zu prufen,
ob die nach den Vorschriften des VK recht-
méBige Visumsablehnung unter Bertick-

20430 auch VG Berlin, Urteil vom 15.3.2012 — 35 K
468.10 V —, juris, RdNr. 35, allerdings nur im Rahmen
eines réaumlich beschrénkten Visums.

sichtigung des Schutzes der Familie erfor-
derlich ist. Das ist nicht der Fall, wenn die
Visumsablehnung aufgrund von formellen,
kurzfristig nicht behebbaren Méngeln grund-
sétzlich erfolgen muss, die Ablehnung unter
Beriicksichtigung des Schutzes von Ehe
und Familie aber in einer demokratischen
Gesellschaft nicht notwendig erscheint.

Das Bundesverwaltungsgericht hat diese
Prifung in seiner Entscheidung vom 11. Ja-
nuar 2011 unterlassen, weil es offenkundig
der Auffassung ist, dass flir die Berlck-
sichtigung der Grundrechte des Art.6 GG
bzw. Art.8 EMRK und Art.7 GrRCh bei der
Versagung des einheitlichen Visums kein
Raum ist.2%® Es wird lediglich die Erteilung
eines Visums mit raumlicher Beschrédnkung
gepruft. Dem ist aus verfassungsrechtlichen
Griinden nicht zu folgen.

Aus Art.6 GG, Art. 8 EMRK und Art. 7 GrRCh
wird zwar bislang kein Anspruch auf Einrei-
se hergeleitet.>®® Bei der Prufung der Ein-
reisevoraussetzungen ist aber der Schutz
von Ehe und Familie besonders in den Blick
zu nehmen.?” Das durch Art.6 GG, Art.8
EMRK und Art. 7 GrRCh geschiitzte Verhal-
ten reicht von der Familiengriindung bis in
alle Bereiche des familidren Zusammenle-
bens. Zum Kernbereich des Familienlebens
gehdrt es insbesondere auch, dass ein
Kind die Lebensverhéltnisse eines Eltern-
teils aus eigener Anschauung kennt. Dieser
Schutzbereich ist z.B. im Umgangsrecht
anerkannt. Das Kind soll den umgangsbe-
rechtigten Elternteil in der von ihm geprag-
ten Hauslichkeit erleben durfen, um so die
verwandtschaftlichen  Beziehungen  mit

205BVerwG, Urteil vom 11.1.2011, a.a.O. (Fn. 99).

206 Ehq,

2070QVG Berlin, Urteil vom 24.6.2010 — 2 B 16.09 — juris;
VG Berlin, Urteil vom 12.10.2011, a.a.O. (Fn.190).

allen individuellen Einzelheiten mdglichst
unbefangen pflegen zu kénnen.2®® Beinhal-
tet ein Umgangsrecht beispielsweise, dass
der umgangsberechtigte Vater sein Kind zu
sich nach Hause nehmen darf, so stellt sich
ein Eingriff in dieses Recht regelmaBig als
Grundrechtseingriff in Art.6 GG dar. Der von
der Rechtsprechung bislang vorgenomme-
ne Verweis auf telefonische Kontakte wird
dem nicht gerecht.

Die besondere Berticksichtigung des Fami-
lienlebens ist insbesondere auch dann an-
gezeigt, wenn die Familie unter Hinweis auf
einwanderungspolitische Vorschriften nicht
dauerhaft zusammenkommen kann und auf
gegenseitige Besuche verwiesen wird.

Vorstehendes gilt allerdings nur flr die
Kernfamilie. Fir den Besuch von entfernten
Verwandten wird Art.6 GG, Art.8 EMRK re-
gelméBig nicht ins Gewicht fallen.2®

Zu berucksichtigen sind auch die Vorschrif-
ten der Kinderrechtskonvention. Nach der
Ricknahme des Vorbehalts zur Kinder-
rechtskonvention gilt diese in der Bundes-
republik uneingeschrankt. Eine Ablehnung
eines Besuchsvisums wegen der Ausléan-
dereigenschaft knlpft an die Staatsange-
hérigkeit des Kindes an. Dieses stellt sich
als Diskriminierung im Sinne von Art.2
Abs.1 KRK dar. Nach Art.9 Abs.3 KRK
stellen die Staaten sicher, dass das Kind,
welches vom Elternteil getrennt lebt, regel-
maBig personliche Beziehungen und un-
mittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen
pflegen kann. Art. 10 Abs.1 KRK enthalt
eine Wohlwollensklausel zugunsten der
Kinder in aufenthaltsrechtlichen Verfahren

2080LG Celle, FamRZ 1996, 364; OLG Diisseldorf,
FamRZ 1988, 196.
209V/G Berlin, Urteil vom 12.10.2011, a.a. O. (Fn. 190).



zur Familienzusammenfuhrung. Dieses gilt
bei bloBen Besuchsaufenthalten erst recht.
Nach Art.10 Abs.1 S.2 KRK stellen die
Staaten sicher, dass Antragstellungen kei-
ne nachteiligen Folgen flr die Antragsteller
haben. Art. 10 Abs. 2 KRK spricht explizit die
Achtung des Rechtes des Kindes, einen EI-
ternteil im Ausland zu besuchen, an. Aus der
Generalklausel des Art.3 Abs.1 KRK ergibt
sich schlieBlich, dass bei allen behérdlichen
Entscheidungen das Wohl des Kindes vor-
rangig zu berlcksichtigen ist.

L ist die Mutter der 14-jahrigen
F und hat mit dem Vater V aus
erster Ehe das gemeinsame Sor-
gerecht. Nach Scheidung von V
und EheschlieBung mit einem
Deutschen zieht L in die Bundes-
republik. F verbleibt beim Vater V,
um den Mittelschulabschluss zu
erreichen. F will die Mutter in der
Bundesrepublik in den Schulferi-
en besuchen. Beide wollen dann
ein paar Tage in die Niederlande
fahren, um dort weitere Verwand-
te zu besuchen. Bekommt F ein
Visum?

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, dass re-
gelmaBig begrindete Zweifel an der Riick-
kehrbereitschaft nicht ausreichen, um das
Besuchsvisum zu versagen. Halten sich
Umsténde fur und gegen eine Ruckkehr-
bereitschaft die Waage, sind unter Berlck-
sichtigung des Schutzes der Familie und
des Wohl des Kindes aus Grinden der
VerhaltnisméBigkeit Zweifel hintanzustel-
len. Eine Visumsablehnung kommt in einem
derartigen Fall allenfalls dann in Betracht,
wenn die Umsténde, die gegen eine Riick-
kehrbereitschaft sprechen, die Umstéande,
die dafur sprechen, eindeutig und erheblich
Uberwiegen, sodass bereits eine Gefahr flr
die offentliche Ordnung angenommen wer-
den kann.

Da wegen des nicht-alleinigen
Sorgerechts F nicht ohne Weite-
res im Wege des Kindernachzugs
geman §32 AufenthG zur Mutter
ziehen kann, ist sie auf regelmé-
Bige Umgangskontakte angewie-
sen. Sofern sich die Gefahr einer
rechtswidrigen Einwanderung als
Gefahr flur die offentliche Ord-
nung nicht nachweisen lasst und
kein deutliches Uberwiegen der
Umsténde, die fur einen Verbleib
sprechen, vorliegt, ist das Visum
zu erteilen.

L aus Fall 27 hat inzwischen das
alleinige Sorgerecht und F lebt
bei der GroBmutter. Ein Familien-
zusammenfihrungsantrag schei-
tert, weil L den Lebensunterhalt
fir F nicht sicherstellen kann. F
erklart im Visumsverfahren bei
der Botschaft, dass sie unbedingt
bei der Mutter bleiben will. Die
GroBmutter kann sich altersbe-
dingt nicht mehr um F kimmern.

Hier wére die Ablehnung des Be-
suchsvisums wegen des Risikos
rechtswidriger Einwanderung ge-
rechtfertigt. F muss einen — ggf.
wiederholten — Antrag auf Famili-
enzusammenfuhrung stellen.

In folgenden Fallgruppen wird bei Besuchs-
aufenthalten grundsatzlich eine gesonderte
VerhéltnisméBigkeitsprifung vorzunehmen
sein:

+ Der in der Bundesrepublik lebende Fa-
milienangehdrige ist langfristig nicht rei-
sefahig.

» Ein Besuch des Familienangehérigen
ist an einem anderen Ort rechtlich nicht
moglich oder unzumutbar und es be-
steht eine besondere familiare Bezie-

hung zwischen den Familienangehdri-
gen.2'°

+ Aufgrund besonderer Umsténde (Ge-
burt, Heirat, Tod) eines Familienmit-
glieds im Mitgliedstaat ist die personli-
che Anwesenheit erforderlich.

15.b. Raumliche Beschrankung gemaB
Art.25 VK

Im Ubrigen sieht Art. 25 VK als milderes Mit-
tel ausdrucklich vor, dass die Mitgliedstaa-
ten ein auf das Gebiet des jeweiligen Mit-
gliedstaats beschranktes Visum zu erteilen
haben. Grundsétzlich soll dabei das Visum
auf das Gebiet des ausstellenden Mitglied-
staates beschrankt werden. Stimmen an-
dere Mitgliedstaaten zu, kann das raumlich
beschrénkte Visum aber auch auf mehrere
Mitgliedstaaten ausgedehnt werden.?" Es
ist jedenfalls in diesem Fall kein nationales
Visum der Kat. D, sondern ein Schengen-Vi-
sum Kat. C, sodass die Regelungen des VK
weiterhin fir Folgeentscheidungen (Verlan-
gerung, Aufhebung etc.) gelten. Dem Mit-
gliedstaat ist es allerdings nicht verwehrt,
das rdumlich beschrankte Visum als natio-
nales Visum mit der Bedingung zu erteilen,
dass es ausschlieBlich fur den Mitgliedstaat

gilt.

Die Regelung uber das rdumlich beschrank-
te Visum ist Ausprédgung des allgemeinen
VerhaltnisméBigkeitsgrundsatzes. Eines ge-
sonderten Antrags bedarf es dazu nicht.2'?
Es missen folgende Voraussetzungen er-
fullt sein:

210yG Berlin, Urteil vom 9.3.2012 — 35 K 325.11 V —,
asyl.net, M19722, allerdings im vorliegenden Fall nur
im Rahmen eines raumlich beschrankten Visums.

211 VK-Handbuch |, Teil 2, 9.1.1.2.

212BVerwG, Urteil vom 11.1.2011, a.a. O. (Fn. 99).



* (A) Zulassige Ausnahmesituation

Die Erteilung des Visums mit rdumlicher
Beschrénkung ist nicht in jedem Fall zulés-
sig, wenn es an einer der grundséatzlichen
Voraussetzungen der Visumserteilung fehlt,
sondern nur dann, wenn der Mitgliedstaat es
fur erforderlich hélt, das Visum zu erteilen,

+ obwohl die Voraussetzungen des Art.5
Abs. 1 lit. a, ¢, d und e SGK fehlen,

+ obwohl ein Mitgliedstaat Einwande ge-
méB Art. 22 VK erhoben hat

+ oder weil das Visum aus dringenden
Griinden ohne vorheriges Konsultati-
onsverfahren erteilt werden soll.

Die Ausschlussgriinde des Risikos rechts-
widriger Einwanderung und fehlender
Ruckkehrbereitschaft sind zwar nicht aus-
dricklich in Art.5 SGK, sondern nur in
Art.21 VK genannt. Allerdings beschreibt
Art.32 Abs.1 VK die Versagungsgriinde
Lunbeschadet des §25 Abs.1 VK*. Zudem
enthalt der Begriff der Gefahr fir die 6ffentli-
che Ordnung in Art. 5 Abs. 1 lit. €) SGK auch
das Risiko illegaler Einwanderung.?'® Das
Visum darf daher bei Vorliegen dieser Aus-
schlussgriinde gleichwohl mit rdumlicher
Beschrankung erteilt werden.?'*

e (B) Ausnahmegrunde

Ausnahmegrinde sind geméB Art. 25 Abs. 1
VK humanitédre Grinde, Grinde des na-
tionalen Interesses oder internationale
Verpflichtungen. Nur wenn der Mitglied-
staat aus diesen Grinden die Erteilung
des Visums fur erforderlich halt, ist es bei
zulassiger Ausnahmesituation zu erteilen.

213Epd.
214Epd.

Humanitare Grinde in diesem Sinne mus-
sen nicht zwingend sein,?'® sind aber regel-
méaBig durch menschliche Notsituationen
gekennzeichnet,?'® denn die groBzlgige Er-
teilung von Visa mit rdumlichen Beschran-
kungen darf nicht dazu fihren, dass die
Schengenregeln wegen des Fehlens von
Kontrollen an den Binnengrenzen faktisch
auBer Kraft gesetzt werden.2"”

Der im Bundesgebiet lebende
Vater des visumspflichtigen C
erleidet einen schweren Ver-
kehrsunfall und wird nur noch
wenige Tage leben. C ist im SIS
von Frankreich und Spanien aus-
geschrieben. C beantragt ein Vi-
sum.

Das rédumlich beschrénkte Visum
darf erteilt werden, wenn die Er-
teilung aus humanitaren Griinden
far erforderlich gehalten wird.

Unter den Begriff der internationalen Ver-
pflichtungen kann auch die Ermdéglichung
der Einreise zum Zwecke der Durchfuhrung
eines Asylverfahrens verstanden werden.

215Funke-Kaiser, a.a. O. (Fn. 144), Rdnr. 52.
218HK-AusIR/Hoffmann, § 6 AufenthG, Rdnr. 10.
217 Funke-Kaiser, a.a. O. (Fn. 144), Rdnr. 52.

Dazu gibt es aber bislang kaum Praxis.?'®
In Rickholfallen nach rechtswidrigen Ab-
schiebungen setzt ein Visum mit rdumlicher
Beschréankung zur Durchflihrung eines an-
schlieBenden Folgeverfahrens die vorheri-
ge Befristung der Wirkung der Abschiebung
voraus.?'®

16. Ermessen?

Liegen die Voraussetzungen fir eine Ver-
sagung des einheitlichen Visums nicht vor,
ist dieses zu erteilen. Weder der VK noch
der SGK sehen vor, dass die Vertretungen
noch ein Restermessen hatten, das Visum
gleichwohl abzulehnen.??® Ein Restermes-
sen ergibt sich auch nicht aus dem bishe-
rigen §6 Abs.1 AufenthG, denn die Vor-
schrift ist wegen der unmittelbaren Geltung
der vorrangigen Verordnung zum VK nicht
mehr anzuwenden.??' Anderes ergibt sich
auch nicht aus der aktuellen Version des §6
Abs.1 AufenthG. Die Vorschrift lautet nun:
-Einem Auslénder kdnnen nach MaBgabe
der Verordnung (EG) Nr.810/2009 folgen-
de Visa erteilt werden: [...]?*2 Die Regelung
kann nicht dahin verstanden werden, dass
bei Vorliegen der Erteilungsvoraussetzun-
gen eine Ablehnung zuléssig ist. Der VK

218HK-AuslR/Hoffmann, § 6 AufenthG, Rdnr.10.

219811 AufenthG.

2200V G Berlin, Urteil vom 24.6.2010 — 2 B 16.09 —, juris;
VG Berlin, Urteil vom 14.12.2010 — 3 K 301.09 V — ju-
ris; VG Berlin, Urteil vom 12.10.2011, a.a. O. (Fn. 190);
VG Berlin, Urteil vom 9.3.2012, a. a. O. (Fn.210); offen
gelassen in BVerwG, Urteil vom 11.1.2011, a.a.O.
(Fn.99).

221BVerwG, Urteil vom 11.1.2011, a.a. 0. (Fn.99); OVG
Berlin, Urteil vom 24.6.2010, a.a.O. (Fn.220); VG
Berlin, Urteil vom 12.10.2011, a.a.O., (Fn.190); VG
Berlin, Beschluss vom 21.6.2011 — 1 L 150.11 V —,
juris.

22Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richt-
linien der Europaischen Union und zur Anpassung
nationaler Rechtsvorschriften an den EU-Visakodex
vom 22. November 2011, BGBI. | 2011, 2258.

sieht ein Ablehnungsermessen nicht vor. Da
es sich beim VK um eine EU-Verordnung
handelt, kann der nationale Gesetzgeber
diese nicht anders umsetzen, als es in der
Verordnung steht.?? Allenfalls kann die Re-
gelung dahingehend verstanden werden,
dass noch ein Ermessen besteht, bei nicht
vorliegenden Voraussetzungen fur das ein-
heitliche Visum ein rdumlich beschranktes
Visum auszustellen. Der Gesetzgeber hat
in der Begriindung zur Gesetzesénderung
selbst dargelegt, dass der VK unmittelbar
anwendbares Recht ist.?24

Bislang beruft sich das Auswartige Amt al-
lerdings darauf, dass ein Ermessen eroff-
net sei und weist dazu auf VK-Handbuch |,
Teil 1, 12.1 hin, wo es heiB3t, dass bei Fest-
stellung der Bedingungen fur die Erteilung
des Visums ein einheitliches Visum oder ein
Flughafentransitvisum erteilt werden ,kann®.
Auch ein Teil der Literatur halt noch daran
fest, dass den Konsulaten bei Vorliegen
der Erteilungsvoraussetzungen noch ein
Restermessen zu Visumsversagung aus § 6
Abs. 1 AufenthG verbleibt.??

Dem ist nicht zu folgen. Der VK hat den
Zweck, Visaverfahren zu vereinfachen und
insbesondere europaweit zu vereinheitli-
chen. Ziel des VK ist gemaB Erwagungs-
grund 28 zum VK die ,Festlegung“ des
Verfahrens und der Voraussetzungen fir
die Visaerteilung. Zu diesem Zweck ist das
VK-Handbuch | geschaffen worden.??¢ Der
VK enthélt sehr detaillierte und umfassende
Regelungen.?” Sowohl im VK als auch im

223yG Berlin, Urteil vom 9.3.2012, a.a. 0. (Fn.210).

224 Gesetzesentwurf der CDU/CSU und FDP vom 12.
April 2011 (DrS 17/5470), dipbt.bundestag.de/dip21/
btd/17/054/1705470.pdf.

225Funke-Kaiser in Gk-AufenthG, Il — §6, RdNr. 30ff.

226Erwagungsgrund 22 VK.

227QVG Berlin, Urteil vom 24.6.2010, a.a. 0. (Fn. 220).



VK-Handbuch | ist eine Vielzahl von Beur-
teilungsspielrdumen beschrieben, insbe-
sondere zur Frage des Risikos der illegalen
Einwanderung. Dem Vereinheitlichungs-
zweck wirde es zuwiderlaufen, hétte das
Konsulat trotz Vorliegen der Erteilungsvo-
raussetzungen zuséatzlich zu den umfang-
reichen Beurteilungsspielrdumen noch das
Ermessen, das Visum gleichwohl abzuleh-
nen. Art.21 VK sieht kein Ermessen vor.
Aus Art.23 Abs.4 VK ergibt sich ein klares
Entscheidungsprogramm. Danach hat das
Konsulat vier verschiedene Entscheidungs-
mdglichkeiten:

1.Die Visumserteilung geménB Art. 24 VK,

2.die Visumerteilung mit rdumlicher Be-
schrénkung geménB Art. 25 VK,

3.die Visumsversagung gemaB Art. 32 VK
sowie

4.die Ubermittlung des Antrags an den
zusténdigen Mitgliedstaat gemafi Art.8
Abs.2 VK.

Die Versagung des Visums auBerhalb der
Art.32 und 8 VK sieht Art. 23 Abs. 4 VK nicht
vor.22 Zudem sehen die Erwagungsgriinde
18 und 22 des VK ausdrticklich eine Verein-
heitlichung des Visumsverfahrens vor, u.a.
auch, um das ,Visa-Shopping“ zu verhin-
dern. Dem wirde ein Ermessen der Natio-
nalstaaten zuwiderlaufen.??®

Im Hinblick auf die umfangreichen Beurtei-
lungsspielrdume ist auch nicht ersichtlich,
welche Grunde Uberhaupt vorliegen sollten,
die eine Ermessensentscheidung zu Las-
ten des Auslénders noch zulédssig machen
wilrde. Eine Vorschrift mit Beurteilungs-
spielraum auf der Tatbestandsseite und

228\/G Berlin, Urteil vom 12.5.2011 — 14 K 237.09 V —,
juris
229Ehd.

Ermessen auf der Rechtsfolgenseite fuhrt
in der Regel zu intendierter Ermessensaus-
Ubung. Liegen die Voraussetzungen fir die
Visumserteilung vor, wére regelmaBig von
einer Ermessensreduktion auf Null auszu-
gehen. Auch vor diesem Hintergrund ist ein
Restermessen Uberhaupt nicht erforderlich,
weil eine rechtmaBige Ermessensausibung
in der Praxis nie stattfinden kann.

Die Formulierung in VK-Handbuch [, Teil Il
12.1 kann allenfalls bedeuten, dass dem
Mitgliedsstaat europarechtlich noch ein
Gestaltungsspielraum Uber das ,Wie der
Visumserteilung“ bleibt. Das Bundesver-
waltungsgericht hat diese Frage in Hinblick
auf ein Erteilungsermessen offen gelassen,
aber klargestellt, dass sich ein Restermes-
sen allenfalls nur aus dem VK selbst erge-
ben kdnnte. In der Entscheidung vom 11. Ja-
nuar 2011 heiBt es ausdricklich:

Dabei kann dahinstehen, ob der
Auslandsvertretung nach dem Visako-
dex — wie bislang nach §6 Abs. 1 Auf-
enthG — auf der Rechtsfolgenseite ein
Ermessen verbleibt [...]*%3°

Europarechtlich ist zwar grundsétzlich an-
erkannt, dass den Mitgliedsstaaten noch
Spielraum bei der Anwendung und Umset-
zung von Grundrechten verbleibt, weil es un-
terschiedliche Standards der Mitgliedstaa-
ten dazu gibt.?®' Je detaillierter und praziser
allerdings die Vorgaben des Europarechts
sind, desto weniger Gestaltungsspielraum
verbleibt den Mitgliedstaaten. Es wére nicht
nachvollziehbar, wenn der europaische Ge-
setzgeber sich muht, ein sehr detailliertes
Verordnungswerk mit einem sehr umfang-

230BVerwG, Urteil vom 11.1.2011, a.a. O. (Fn. 99).
21Vgl. EuGH, Urteil vom 14.10.2004, a.a. O. (Fn. 163).

reichen Handbuch und vielen Anlagen zu
schaffen, nur um dann dem nationalen Ge-
setzgeber die Mdglichkeit einzurdumen, im
Ermessenswege davon abzuweichen.

Im Ubrigen enthélt weder der VK noch das
VK-Handbuch | auch nur einen einzigen
Hinweis, welche Umsténde bei einer Ermes-
sensausubung zu berlcksichtigen wéren.

Dem Vorstehenden entsprechend haben
die Verwaltungsgerichte bislang weder ein
Erteilungsermessen trotz nicht erflllter Vo-
raussetzungen®? noch ein Verweigerungs-
ermessen trotz erfullter Voraussetzungen
angenommen.?*® Die 4. Kammer des Ver-
waltungsgerichts Berlin hat diese Frage im
Ubrigen dem EuGH zur Entscheidung vor-
gelegt.®* Eine Entscheidung dazu steht bis-
lang aus.

Sollte entgegen der hier vertretenen Auf-
fassung tatsachlich dem Konsulat ein Rest-
ermessen zur Verfugung stehen, ist nicht
ersichtlich, welche Rechts- und Zweckma-
Bigkeitserwagungen trotz Vorliegens der Er-
teilungsvoraussetzungen noch eine Ableh-
nung des Visums rechtfertigen wirden. Es
wird daher zumindest beim Familienbesuch
im Hinblick auf die Wirkung der Rechte aus
Art.6 GG, Art.8 EMRK und Art. 7 GrRCh je-
weils eine Ermessensreduzierung auf Null
vorliegen, sodass sich am Ergebnis nichts
andert.?*

232BVerw@G, Urt. v. 11.1.2011, a.a. 0. (Fn.99); VG Berlin,
Urteil vom 12.10.2011, a.a.O. (Fn. 190).

233\/G Berlin, Urteil vom 12.10.2011, a.a. O. (Fn. 190).

234\/G Berlin, Beschluss vom 10.2.2012 -4 K 35.11 V —,
juris; s.o., A.ll.

25 Ahnlich Funke-Kaiser, a.a.O. (Fn. 144), RdNr. 33.

17. Visumserleichterungsabkommen

Keine Bedeutung flir die materiell-recht-
liche Entscheidung haben Visaerleichte-
rungsabkommen. Diese Abkommen ent-
halten lediglich formelle Erleichterungen
der Visumsausstellung.?¢ GemaB dem
VK-Handbuch | dndern Visaerleichterungs-
abkommen nicht die materiellen Voraus-
setzungen fur die Visaerteilung.?®” Die
Abkommen zwischen der EU und einigen
Drittstaaten enthalten z.B. umfangreiche
Erleichterungen bei der Belegpflicht, bes-
sere Mdglichkeiten, ein Mehrfachvisum zu
erhalten oder geringere Gebuhrenséatze. So
sieht das europdisch-russische Visumser-
leichterungsabkommen?® vor, dass nur be-
stimmte Nachweise zum Zweck der Reise
vorzulegen sind. Bestimmte Personengrup-
pen kénnen Mehrfachvisa mit einer Gultig-
keitsdauer von funf Jahren bekommen.2*

18. ,,Bona-Fide“-Antragsteller

Ausdricklich sieht Erwdgungsgrund 8 zum
VK und das VK-Handbuch | vor, das bei An-
tragstellern, deren Integritdt und Zuverlas-
sigkeit bekannt sind, auf bestimmte Voraus-
setzungen verzichtet werden kann. Dazu
gehéren der Nachweis des Reisezwecks,
der Unterkunft und der Mittel zur Bestreitung
des Lebensunterhalts.?*® Erwégungsgrund 8

236BVerwG, Beschluss vom 15.11.2011 — 1 C 15/10 —,
asyl.net, M19323.

237VK-Handbuch I, Teil I, 5.

238 Abkommen zwischen der Europaischen Gemeinschaft
und der Russischen Foderation (iber die Erleichterung
der Ausstellung von Visa fur Biirger der Europaischen
Union und fir Staatsangehérige der Russischen Fo6-
deration vom 17.05.2007 (ABI. L 129/27), www.jeka-
terinburg.diplo.de/contentblob/1641320/Daten/95470/
download_EUAbkommen_deu.pdf.

2397y Mehrfachvisa s.u. F.lI.

240yK-Handbuch I, Teil Il. 6.2.3.



spricht ausdrucklich von ,Vereinfachung des
Verfahrens®. Materiell-rechtlich missen die
Voraussetzungen eines erlaubten Ubertritts
Uber die AuBengrenze vorliegen.2*' Man
geht eben nur davon aus, dass diese vor-
liegen, ohne dass das nachgewiesen oder
belegt wird. Es wird daher lediglich auf die
formelle Prifung einiger materieller Voraus-
setzungen verzichtet. Materiell-rechtlich &n-
dert sich fur diese Antragsteller nichts.

241Epd.

Visumserteilung an der
AuBengrenze

In Ausnahmeféllen kénnen gemaB Art.35
VK Visa auch an den AuBengrenzen bean-
tragt und fur eine maximale Dauer von 15
Tagen erteilt werden, wenn die Vorausset-
zung fir die Visumserteilung vorliegen und
der Antragsteller unter Vorlage von Belegen
geltend machen kann, dass er zwingende
Einreisegriinde hat und das Visum nicht
vorher beantragen konnte. Zwingende Ein-
reisegriinde kénnen sich insbesondere aus
einer plétzlichen schweren Erkrankung oder
dem Tod eines nahen Verwandten erge-
ben.24

R ist russischer Staatsangeho-
riger. Sein volljahriger Sohn B
studiert in Berlin. B erleidet an
einem Freitag einen sehr schwe-
ren Unfall, den er méglicherweise
nicht Gberleben wird. Die Freun-
din von B informiert R, der sich
sofort auf den Weg macht und an
der AuBengrenze am Flughafen
Berlin-Schénefeld eine Liegebe-
scheinigung des Krankenhauses
vorlegt.

242\/K-Handbuch |, Teil IV, 1.1.

Die Bundespolizei wird R — ggf.
nach kurzer Uberpriifung des
Belegs des Krankenhauses und
evtl. sonstiger erforderlicher Be-
lege — einreisen lassen mussen.

Andere Griinde sind z. B. unerwartete Flug-
routenédnderungen des internationalen Luft-
verkehrs.243

Es gelten aber die allgemeinen Vorausset-
zungen far die Visumserteilung, d.h. die zu-
vor dargestellten Voraussetzungen miissen
alle vollstandig vorliegen.?*

Uber die Erteilung von Schengen-Visa an
der Grenze im Einzelfall hinaus kdénnen
gemaB §14 Abs.2 AufenthG auch nach
nationalem Recht ,nationale Ausnahme-
visa“ erteilt werden, allerdings auch nur
nach MaBgabe des Schengenrechts.?* Die
in Ziffer 14.2.5.1. VV-AufenthG genann-
ten — nicht abschlieBenden — Beispielsfalle
entsprechen den Ausnahmeféllen des SGK.

Zustandig ist in diesen Fallen die Grenzbe-
horde, gemaB §71 Abs.3 Nr.2 AufenthG
also die Bundespolizei.

248\/K-Handbuch I, Teil IV, 1.11.
244\/K-Handbuch |, Teil IV, 1.2.1.
245ziffer 14.2.4.1. VV-AufenthG.

Entscheidung und
Rechtsbehelfe

Der VK beschreibt detailliert das Entschei-
dungsprogramm.

1. Ablehnung

Die Entscheidung erfolgt in einem zweistu-
figen Verfahren. Die Ablehnung des Visums
kann als unzuléssig erfolgen oder es kann
verweigert werden.

1.a. Unzulassigkeit

Bei einem unzuldssigen Antrag ist gemaB
Art.19 Abs.3 VK von der weiteren Be-
arbeitung abzusehen. Ein unzuldssiger
Visumsantrag ist zuriickzugeben und die
entrichtete Visumsgebuhr ist zu erstatten,
es sei denn, es soll ein Visum mit raumli-
cher Beschrankung erteilt werden.?*” Eine
anfechtbare schriftliche Entscheidung sieht
der VK im Falle der Unzulassigkeit nicht vor.
Ist der Antrag zuldssig, wird der Pass ge-
maB Art. 20 VK gestempelt.

1.b. Verweigerung
Wird der Visumsantrag materiell-rechtlich im

zweiten Schritt abgelehnt, erfolgt das durch
das Standardformular gemaB Anhang 6 zum

246 Art. 19 Abs. 3 VK; VK-Handbuch |, Teil Ill, 4.6.
247VK-Handbuch I, Teil 1ll, 4.7.



VK-Handbuch 1.2 Der Ablehnung ist eine
Rechtsbehelfsbelehrung anzufligen.

2. Erteilung

Wird das Visum erteilt, wird die Visummar-
ke in den Pass eingeklebt. Das Ausfillen
erfolgt nach MaBgabe des Art.27 VK i.V.m.
VK-Handbuch I, Teil 11.11.

Das Visum kann auch fur mehrere Reisen
als ,Multivisum® erteilt werden. Voraus-
setzung daflr ist, dass der Antragsteller
.Bona Fide“-Antragsteller ist.?*® Die Ertei-
lung kommt insbesondere in Betracht bei
Geschéftsleuten, Seeleuten, Staatsbe-
diensteten, die zu offiziellen Besuchen der
EU einreisen wollen, Vertretern zivilgesell-
schaftlicher Organisationen, die an Aus-
bildungen, Seminaren oder Konferenzen
teilnehmen und insbesondere Familien-
angehorige von EU-Burgern mit rechtma-
Bigem Aufenthalt.?®® Der Katalog ist nicht
abschlieBend. Das Multivisum andert — wie
bei einmaligen Visa flr ,Bona-Fide“-Antrag-
steller — allerdings nichts an den materiellen
Erteilungsvoraussetzungen, insbesondere
nichts an den vorgeschriebenen zeitlichen
Begrenzungen des Aufenthalts. Das Multi-
visum erspart lediglich wiederholte Antrége
und erleichtert damit verfahrenstechnisch
die Einreise.

Eine wesentliche Aussage des VK ist, dass
Uber Visaantrage zeitnah entschieden wer-
den soll. Art.23 VK sieht daher vor, dass
Uber Visaantrdge spéatestens in 60 Tagen
entschieden sein soll.

248 Art. 32 VK i.V.m. VK-Handbuch I, Anhang 25.
249VK-Handbuch I, Teil 11, 9.1.1.3.
250\K-Handbuch I, Teil 11, 9.1.1.3.

Die Ablehnung eines Visaantrages ist
rechtlich angreifbar. Art.32 Abs.3 VK sieht
ausdricklich vor, dass Ablehnungen nach
MaBgabe des innerstaatlichen Rechts des
Mitgliedsstaats angefochten werden kén-
nen. Der frihere Ausschluss der Anfechtbar-
keit eines Visums zu touristischen Zwecken
in § 83 AufenthG ist inzwischen aufgehoben
worden. Lediglich die Versagung eines na-
tionalen Visums an der AuBengrenze ist
unanfechtbar. Ob das mit Art. 19 Abs.4 GG
vereinbar ist, ist zweifelhaft, denn immerhin
handelt es sich um einen Verwaltungsakt
einer deutschen Behorde. Es ist dann aber
daran zu denken, gegen die gleichfalls ver-
fugte Einreiseverweigerung mit Rechtsmit-
teln vorzugehen.!

1. Remonstration

Verwaltungsakte sind nach deutschem
Recht nach den Vorschriften des VwViG
und VwGO anfechtbar. Allerdings gilt das
VwVIG nicht flr das Verfahren der Vertre-
tungen des Bundes im Ausland.?®? Es gilt
das Konsulargesetz.?5® § 3 Abs. 1 KonsularG
verweist fir die Tétigkeit der Konsularbe-
amten auf die allgemeinen Vorschriften.
Dazu gehért auch grundsétzlich die Uber-
prifbarkeit behérdlicher Entscheidungen im
Vier-Augen-Prinzip, was aus dem Grund-
recht auf effektiven Rechtsschutz folgt. Da
das VwWV{G nicht anwendbar ist, heit der
Rechtsbehelf nicht ,Widerspruch®, sondern

251Dazu unten F.I.5.

25282 Abs. 3 Nr.3 VWVIG.

253Gesetz Uber die Konsularbeamten, ihre Aufgaben und
Befugnisse vom 11.9.1974 (BGBI. 1 S.2317i.d.F. vom
4.5.1998 (BGBI. | S. 833).

~Remonstration”. Die Remonstration kann
innerhalb der Monatsfrist erhoben werden.
Fehlt eine Rechtsbehelfsbelehrung oder
ist diese unrichtig erteilt, ist §58 Abs.2
VwGO anzuwenden. § 58 VwGO gilt fir alle
Rechtsmittel oder Rechtsbehelfe.

Voraussetzung fur die Zuldssigkeit der
Remonstration ist, dass eine ablehnende
Entscheidung getroffen wurde. Eine solche
Ablehnung liegt auch in der ungepriften
Ruckgabe der Visumsunterlagen wegen der
angeblichen Unzuléssigkeit des Antrags.
Besteht Streit darliber, ob eine Zulassig-
keitsvoraussetzung erfullt ist, muss dieser
Streit fir den Antragsteller im Rechtsbe-
helfsverfahren uberprifbar sein.

2. Klage

Gegen ablehnende Entscheidungen im
Visumsverfahren kann auBerdem Klage
erhoben werden. Die Klage setzt nicht vo-
raus, dass vor Klageerhebung ein Remons-
trationsverfahren durchgefiihrt wurde, denn
dieses ist nicht Vorverfahren im Sinne der
VwGO. Die Klage kann daher auch sofort
anstelle der Remonstration eingelegt wer-
den. Die Klagefrist endet ebenfalls einen
Monat ab Zustellung der Visumsentschei-
dung, gegebenenfalls einen Monat ab Zu-
stellung des Remonstrationsbescheides,
mit dem in inzwischen standiger Praxis
der Konsulate der Ausgangsbescheid er-
setzt wird. §58 Abs.2 VwGO ist auch hier
anzuwenden. Zustandiges Gericht ist das
Verwaltungsgericht Berlin, weil Beklagte die
Bundesrepublik Deutschland ist, vertreten
durch das Auswartige Amt mit Sitz in Berlin.

Der Klageantrag muss auf Verpflichtung
zur Visumserteilung lauten. Solange nicht

hinreichend geklért ist, ob dem Konsulat
trotz Vorliegens der Voraussetzungen zur
Visumserteilung noch ein Restermessen
zur Visumsablehnung verbleibt, sollte hilfs-
weise der Klageantrag auf Neubescheidung
gestellt werden, da andernfalls das Risiko
besteht, dass die Klage trotz rechtswidriger
Ablehnung des Visums kostenpflichtig ver-
loren geht.

Ob vor der Klageerhebung die Remonstra-
tion eingelegt werden sollte, ist eine Frage
der Taktik. Eine Remonstration wird vom
Konsulat innerhalb der Drei-Monats-Frist
des §75 VwWGO zu entscheiden sein. Sie
ist zudem kostenfrei. Demgegeniber ist
bei Klageerhebung aktuell mit einer Verfah-
rensdauer von mindestens einem Jahr zu
rechnen. Zudem entstehen Gerichtskosten
in Héhe von aktuell 363€. Erfahrungsge-
maB ist die Einlegung einer Remonstration
dann sinnvoll, wenn die Visumsablehnung
im Wesentlichen aufgrund von formellen
Méngeln des Antrags, insbesondere in der
mangelhaften Belegung der materiellen Er-
teilungsvoraussetzungen erfolgte. Wurde
das Visum hingegen wegen unzutreffender
Einschatzung der Risiken rechtswidriger
Einwanderung abgelehnt, ist die Klageerhe-
bung eher sinnvoll, wenn zu erkennen ist,
dass das Konsulat von dieser Auffassung
nicht abzubringen ist. Im Hinblick darauf,
dass eine Visumsablehnung aus Griinden
einer Gefahr fur die offentliche Ordnung
auch fir zuklnftige Antrdge bedeutsam
sein kann, ist es ratsam, der Einschéatzung
des Konsulates entgegenzutreten. In vielen
Verfahren hat sich gezeigt, dass die wieder-
holte Beantragung von Besuchsvisa ohne
nachhaltige Beseitigung der Zweifel an der
Ruckkehrabsicht in einem gerichtlichen Ver-
fahren keinen Erfolg verspricht, auch wenn
Art.21 Abs.9 VK regelt, dass das kein Au-



tomatismus sein darf. Wem es gelingt, im
Klagewege Zweifel auszurdumen, hat auch
gute Chancen, wiederholte Visa zu erhalten,
wenn er keine VisumsverstéBe begeht.

Interessant ist die Frage, ob im Hinblick auf
die 60-Tages-Frist abweichend von §75
VwGO bereits nach 61 Tagen Untatigkeits-
klage erhoben werden kann. Der Wortlaut
des Art. 23 VK dirfte dahingehend eindeutig
sein. Allerdings ist Vorsicht geboten, wenn
nicht alle Belege vorgelegt wurden. Eine Ab-
lehnung des Visums als Folge einer Untétig-
keitsklage ist nicht immer hilfreich.

Problematisch ist, dass das Verwaltungs-
gericht das Auswértige Amt nur dann zur
Visumserteilung verurteilen darf, wenn die
Sache spruchreif ist.?®* Das ist der Fall,
wenn zum Zeitpunkt der gerichtlichen Ent-
scheidung alle Voraussetzungen fir die Er-
teilung des Visums vorliegen. Fehlt etwa ein
aktualisierter Krankenversicherungsschutz
oder liegt ein zur Beseitigung eines Risikos
rechtswidriger Einwanderung erforderliches
Ruckflugticket nicht vor, misste die Klage
an sich deswegen abgewiesen werden. Das
ist aber mit Art. 19 Abs.4 GG nicht verein-
bar, wenn die Erteilungsvoraussetzungen
bei der Ablehnung des Visums vorlagen und
nun nur aufgrund der Verfahrensdauer nicht
mehr vorlagen.

Es gibt drei Mdglichkeiten:

1. Das Gericht kann einseitig vom Klager
verlangen, dass er die Voraussetzun-
gen der Visumserteilung aufrechterhalt.
Im Falle von Verpflichtungserklarungen
und des erforderlichen Krankenversi-
cherungsschutz wird dieses mdglich

2548113 Abs.5 S.1 VwWGO.

sein, auch wenn das mit geringen Kos-
ten verbunden ist. Gegebenenfalls wird
der Antragsteller bei Terminierung der
mindlichen Verhandlung aktualisierte
Erklarungen vorlegen kénnen. Die Vor-
lage eines Ruckflugtickets erscheint
vor diesem Hintergrund allerdings
nicht zumutbar und auch nicht erfor-
derlich zu sein. Hatte der Antragstel-
ler bereits bei Antragstellung bei der
Botschaft ein Ruckflugticket vorgelegt,
hat er das Risiko rechtswidriger Ein-
wanderung entkréaftet. Es durfte auch
in anderen Féllen die ausdruckliche
Zusicherung ausreichen, dass im Falle
der Visumserteilung ein Ruckflugticket
vorgelegt wird. In den Féllen, in denen
keine terminliche Bindung vorliegt,
kommt es auf den Zeitpunkt der Reise
ohnehin nicht an.?%

2. Verfahrensrechtlich darf das Verwal-
tungsgericht z.B. im Rahmen der Er-
orterung der Sach- und Rechtslage
in der mundlichen Verhandlung auf
das Fehlen bestimmter Sachurteils-
voraussetzungen hinweisen®¢ und
so ermdglichen, dass ein Visumskla-
ger die formell inzwischen fehlenden
Erteilungsvoraussetzungen wieder
herstellt, indem etwa eine neue Rei-
seversicherung abgeschlossen wird.
Gegebenenfalls misste durch das Ge-
richt zur Gewahrung des Anspruchs
auf rechtliches Gehor eine Schriftsatz-
frist gewéhrt werden. Bei Hinweisen
darf das Gericht allerdings nicht seine
Neutralitatspflicht verletzen.?” Nach-
teilig ist, dass im Falle der Herstellung
aller materiellen Voraussetzungen bei

255V/gl. BVerwG, Urteil vom 11.1.2011, a.a. O. (Fn. 99).
256886 Abs.3 VWGO.
257 Eyermann, VWGO, § 86, RdNr.47.

Einlegung eines Rechtsmittels durch
das Auswaértige Amt und den damit
verbundenen Zeitablauf die Sachurtei-
lungsvoraussetzungen wieder entfal-
len kdnnen, also z.B. ein Ruckflugti-
cket nach Einlegung der Berufung des
Auswartigen Amts verfallt.28

3. Weiter kann das Gericht im Urteil ver-
pflichten, dass das Visum nach Erfil-
lung der fehlenden Voraussetzung zu
erteilen ist. Das ist allerdings deswe-
gen problematisch, weil das Gesetz
ein bedingtes Urteil nicht kennt. Es ist
jedoch in Einzelfallen anerkannt, dass
das Gericht bei fehlender Spruchreife
die Behdrde zur weiteren Durchfliihrung
des Verfahrens verpflichten kann.2*
Vorsorglich ist daher zu empfehlen,
hilfsweise zum Hauptsacheklagean-
trag zu beantragen, dass das Gericht
unter Aufhebung des Ablehnungsbe-
scheides die Bundesrepublik verurteilt,
Uber den Antrag unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Verwaltungs-
gerichts erneut zu entscheiden. Eine
dann wiederum negative Entscheidung
ist erneut anfechtbar.

3. Einstweilige Anordnung

In den Féllen, in denen die Visumserteilung
nicht mehr rechtzeitig zu dem zeitlich be-
stimmten Aufenthaltszweck erfolgen wirde,
kann beim Verwaltungsgericht eine einst-
weilige Anordnung gemaB § 123 VwGO be-
antragt werden. Da mit einer einstweiligen
Anordnung in diesen Féllen aber immer eine
Vorwegnahme der Hauptsache verbunden

2587 B. lauft der Krankenversicherungsschutz wieder ab.
29Eyermann, VWGO, § 113, RdNr. 391.

wére, kann das Verfahren nur gewonnen
werden, wenn eine solche Entscheidung
im Hinblick auf das Grundrecht effektiven
Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs.4 GG zur
Vermeidung von schweren und unzumutba-
ren, nicht anders abwendbaren Nachteilen
erforderlich ist. Das kann bei einmaligen,
nicht aufschiebbaren oder wiederholbaren
Terminen der Fall sein. Im Ubrigen recht-
fertigt das Begehren, schnellstméglich ein
Visum zu bekommen, nicht den Erlass einer
einstweiligen Anordnung.2°

4. Fortsetzungsfeststellungsklage

Geklart ist inzwischen, dass der Ablauf ei-
nes Reisezeitraums die Zuldssigkeit des
Rechtsbehelfs nicht notwendigerweise be-
seitigt. Halt der Antragsteller an dem Rei-
sezweck fest und ergibt sich insbesondere
aus seinen Erklarungen, dass er auch be-
reit ist, zu einem spéateren Zeitraum zu rei-
sen, bleibt der Rechtsbehelf im Hinblick auf
Art. 19 Abs. 4 GG zuléssig. Nur in den Fallen,
in denen Reisezweck die Teilnahme an ei-
nem bestimmten Ereignis (Taufe, Hochzeit,
Beerdigung etc.) ist, wird der Rechtsbehelf
mit Ablauf des Ereignisses unzuldssig.?!
Allenfalls wegen des Kosteninteresses (Er-
stattung der verauslagten Reisebuchungen,
Anwaltskosten u. A.) kann in einem solchen
Fall eine Umstellung des Verfahrens auf
eine Fortsetzungsfeststellungsklage noch
Sinn ergeben.

260yG  Berlin, Beschluss vom 21.6.2011, a.a.O.
(Fn.221).
261BVerwG, Urteil vom 11.1.2011, a.a. O. (Fn. 99).



Rechte aus dem erteil-
ten Visum bzw. aus der
Visumsfreiheit

Ein einmal erteiltes Visum ist keine Garan-
tie fUr die Einreise Uber die AuBengrenze.?%?
Auch die Binnengrenzen durfen nicht vor-
aussetzungslos Uberschritten werden. Es
sind daher auch nach Erteilung des Visums
einige Dinge zu beachten.

1. Grenzubertritt Uber die AuBengrenze

Die materiellen Voraussetzungen fir den
Grenzlbertritt an der AuBengrenze ergeben
sich aus Art. 4ff. SGK.

Das formelle Prufungsverfahren ergibt sich
aus Art.6ff. SGK sowie aus dem ,Schen-
gen-Handbuch“. Neben den einzelnen zu
beachtenden Regelungen ist besonders die
Beachtung des Art.6 SGK sowie Ziffer 1.2
des Handbuchs hervorzuheben:

Die in der Europaischen Menschen-
rechtskonvention und der Charta der
Grundrechte der Européischen Uni-
on verankerten Grundrechte missen
jeder Person garantiert werden, die
einen Grenzubertritt beabsichtigt. Die
Grenzkontrollen missen insbesonde-
re in vollem Umfang mit dem Verbot
unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung und dem Diskriminie-
rungsverbot im Einklang stehen, die
in den Artikeln 3 und 14 der Europé-

262 Art. 30 VK.

ischen Menschenrechtskonvention
bzw. in den Artikeln 4 und 21 der EU-
Grundrechtecharta  festgeschrieben
sind.

So mussen die Grenzschutzbeamten
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
die Menschenwdirde uneingeschrankt
achten und durfen niemanden aus
Griinden des Geschlechts, der Rasse,
der ethnischen Herkunft, der Religion
oder der Weltanschauung, einer Be-
hinderung, des Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung diskriminieren. Die in
Austibung ihrer Aufgaben getroffenen
MaBnahmen mussen — gemessen an
den damit verfolgten Zielen — verhalt-
nisméBig sein.

Alle Reisenden haben entsprechend
dem geltenden internationalen, ge-
meinschaftlichen und  nationalen
Recht Anspruch darauf, Uber die Art
der Kontrolle informiert und professio-
nell, freundlich und héflich behandelt
zu werden.

Bei der Prifung der Einreisevoraussetzun-
gen hat eine sog. ,Mindestkontrolle® zu
erfolgen, d.h. die Kontrolle des Reisedo-
kuments sowie des gegebenenfalls erfor-
derlichen Visums.?®® Die ,Mindestkontrolle”
ist das ,ubliche Verfahren bei Personen, die
das Gemeinschaftsrecht auf freien Perso-
nenverkehr genieBen®. Das sind auch dritt-
staatsangehdrige Familienangehdrige.24

Die materiellen Voraussetzungen des
Grenzubertritts sind im Einzelnen:

2637iffer 1.4 Schengen-Handbuch.
264Ziffer 3.1.1 Schengen-Handbuch.

1.a. Ubertritt an Grenzubergangsstellen
innerhalb der festgesetzten Verkehrs-
stunden — Art.4 Abs.1 SGK

Art.4 Abs.1S. 1 SGK lasst das Uberschrei-
ten der AuBengrenzen nur an den Grenz-
Ubergangsstellen zu. Ausnahmen ergeben
sich aus Art.4 Abs.2 SGK. Das Uberschrei-
ten ist nur innerhalb der festgesetzten Ver-
kehrsstunden zulassig.

1.b. Voraussetzungen des Art.5 SGK

Fur den Grenzubertritt Gber die AuBengren-
ze mussen auBerdem die Voraussetzungen
des Art. 5 SGK vorliegen. Diese sind:

+ Besitz eines glltigen  Reisedo-
kuments — Art.5 Abs. 1 S.1 lit.a SGK

+ Besitz eines gultigen Visums, wenn
nicht befreit—Art. 5 Abs. 1 S. 1 lit. b SGK.

+ Beleg des Zwecks und der Umsténde
des beabsichtigten Aufenthalts — Art.5
Abs.1 S.1 lit. c SGK

+ Ausreichende Mittel — Art.5 Abs.1 S. 1
lit.c SGK

+ Keine Ausschreibung im SIS — Art.5
Abs.1 S.1 lit.d SGK

+ Keine Gefahr fur die o6ffentliche Ord-
nung —Art.5 Abs. 1 S.1 lit.e SGK

+ Keine Gefahr flr die innere Sicher-
heit — Art.5 Abs. 1 S.1 lit. e SGK

+ Keine Gefahr flr die offentliche Ge-
sundheit — Art.5 Abs.1 S. 1 lit.e SGK

+ Keine Gefahr flr die internationalen Be-
ziehungen eines Mitgliedstaates — Art. 5
Abs.1 S.1 lit.e SGK

+ Keine Ausschreibung in den nationalen
Datenbanken aus den in Art.5 Abs. 1
lite SGK genannten Griinden — Art.5
Abs.1 S.1 lit.e SGK

Alle diese Voraussetzungen sind identisch
mit denen flr die Erteilung eines Visums ge-
mafB Art.21 und 32 VK. Da an der Grenze
im Rahmen der ,Mindestkontrolle* das Vor-
liegen der Voraussetzungen nur selten ge-
praft wird, wird hier auf die Darstellungen zu
den Voraussetzungen der Visumserteilung
verwiesen.?® Es muss aber stets damit ge-
rechnet werden, dass die Voraussetzungen
an der Grenze geprift werden. Das gilt glei-
chermaBen flr die visumsfreie Einreise als
auch fir die Einreise mit Visum.

Die Grenzschutzpolizei hat die
Reisedokumente bei Ein- und
Ausreise systematisch abzu-
stempeln (Art.10 Abs.1 SGK).
Ausnahmen sind in Art. 10 Abs.3
SGK vorgesehen. Fehlt ein Stem-
pel, diirfen die Behérden vermu-
ten, dass der Grenzubertritt nicht
erfolgt ist. Die Vermutung ist wi-
derlegbar. In Ziffer 4 des Schen-
gen-Handbuchs ist ausfiuhrlich
beschrieben, wie Stempel auszu-
sehen haben und wie sie anzu-
bringen sind. Die Stempelpflicht
gilt nicht fir Familienangehdérige
von EU-Blrgern, wenn sie einen
Aufenthaltstitel oder eine Aufent-
haltskarte mit Hinweis darauf ha-
ben.

2653, 0. Kap. C.

266 Ziffer 4.10 Schengen-Handbuch.
267 Ziffer 4.11 Schengen-Handbuch.
268 ziffer 4.3 Schengen-Handbuch.



2. Exkurs: Ausreise Uber AuBengrenze

Grundsétzlich besteht Ausreisefreiheit von
Ausléandern aus dem Schengenraum. Die
Freiheit, den Schengenraum zu verlassen
kann nur dann beschrénkt werden, wenn
das Verlassen kontrolliert als Abschiebung
oder Ruckfiihrung im Rahmen der Vorschrif-
ten der Ruckfuhrungsrichtlinie erfolgen soll
oder das Verlassen aus anderen Griinden
gar nicht erlaubt ist.

Das Schengen-Handbuch sieht deshalb be-
stimmte Kontrollen bei der Ausreise vor: Es
wird gemaB Ziffer 1.7 Schengen-Handbuch
kontrolliert:

+ Giltiges Reisedokument,

» echtes Reisedokument,

« keine Gefahr fiir 6ffentliche Ordnung,
innere Sicherheit oder internationale
Beziehungen eines Mitgliedstaats,

+ gultiges Visum bei Reise durch anderen
Schengen-Staat,

+ kein Uberschreiten der Héchstdauer
des Aufenthalts,

+ SIS-Ausschreibung/Ausschreibung in
nationalen Datenbanken.

Die Folge von Verst6Ben muss nicht sein,
dass die Ausreise nicht zugelassen wird.
Allerdings kann die Klérung von VerstoBen
Zeit in Anspruch nehmen, sodass die Aus-
reise wegen der Versdumung des Flugs
hinféllig wird. Es ist daher dringend zu emp-
fehlen, sich bei Vorliegen eines der o.g.
Umstande friihzeitig um die Gewahrung der
Ausreise zu bemuhen.

Achtung: Auch nationale Vorschriften kén-
nen eine Ausreiseuntersagung rechtferti-

gen, z.B. §46 Abs.2 AufenthG i.V.m. Vor-
schriften des Passgesetzes.?°

3. Grenzubertritt Uber Binnengrenzen

Die Binnengrenzen dirfen unabhangig von
der Staatsangehorigkeit der betreffenden
Person an jeder Stelle ohne Personen-
kontrollen Uberschritten werden.?® Art.19
Abs.1 und Art.20 Abs.1 SDU regeln die
Bewegungsfreiheit innerhalb des Hoheits-
gebiets, also auch den Ubertritt iber die
Binnengrenzen. Das bedeutet aber nicht,
dass das Uberschreiten voraussetzungsfrei
erfolgen darf. Auch bei der Bewegungsfrei-
heit innerhalb des Hoheitsgebiets missen
die Voraussetzungen des Art. 5 Abs. 1 lit. a),
c), d) und e) SDU vorliegen. Zwar ist Art.5
SDU inzwischen gestrichen worden. An
dessen Stelle ist aber der gleich lautende
Art.5 Abs. 1 SGK getreten, dessen Voraus-
setzungen fiir den Ubertritt (iber die Binnen-
grenzen erflllt sein miissen.?”

Dass der Grenzlbertritt Uber die Binnen-
grenzen nicht voraussetzungslos ist, zeigt
auch die Tatsache, dass bereits jetzt Grenz-
kontrollen an den Binnengrenzen vorlber-
gehend unter den Voraussetzungen der
Art.23ff. SGK wieder eingeflihrt werden
dirfen. Werden solche Binnenkontrollen
eingeflihrt, gelten die Regelungen uber die
Kontrollen an den AuBengrenzen entspre-
chend.?2

289Dazu VG Stuttgart, Beschluss vom 4.4.2009 — 11 K
1279/09 —, juris.

270 Art. 20 SGK.

27Siehe zu den Voraussetzungen des Art.5 Abs. 1 SGK
oben bei F.I.1.b.

272 Art. 28 SGK.

Grundsétzlich muss daher der Auslander
auch in Besitz eines gultigen Reisedoku-
ments sein.

Unklar sind aber die Folgen des Nichtbesit-
zes eines Passes bei Grenzibertritt Uber die
Binnengrenze.

Der SGK sieht fur den Grenzibertritt Gber
die Binnengrenze ohne Pass mangels Kon-
trollen keine ausdricklichen Folgen vor.
Nach innerstaatlichem Recht ist die Pass-
mitfihrungspflicht fur die Ein- und Ausreise
in §13 Abs.1 S.2 AufenthG geregelt. Da
§ 13 AufenthG ausdricklich auf Grenziiber-
gangsstellen Bezug nimmt, solche aber an
der Binnengrenze nicht mehr existent sind,
besteht eine Passmitfihrungspflicht nicht.
GemaB Art. 20 SGK durfen die Binnengren-
zen ,an jeder Stelle“ Uberschritten werden.
Das Uberschreiten der Binnengrenze ohne
Pass ist daher auch nach deutschem Recht
weder strafbar noch buBgeldbewehrt. Auch
die MaBnahmen der Einreiseverweigerung
kénnen nicht getroffen werden, sofern nicht
die spezielleren Regelungen des Asylver-
fahrensrechts greifen.?”

Einzige Folge ist daher allenfalls, dass die
schengenrechtliche Reisefreiheit geméan
SDU entfallt. Dabei ist zu unterscheiden, ob
der Auslander einen Pass besitzt, auf die-
sen aber nicht sofort zugreifen kann oder ob
ein Pass nie vorlag oder verloren ging.

Die Passbesitzpflicht des §3 Abs.1
AufenthG meint nicht, dass der Pass beim
Grenzlbertritt bei sich getragen wird, es
reicht, wenn die tatsachliche Zugriffsmdg-
lichkeit besteht.?* Auch flir den Aufenthalt

273Vgl. § 18 AsylVfG.
274\JGH Hessen, Beschluss vom 19.11.2003 — 12 TG
2668/03 —, InfAusIR 2004, 141.

verlangt das Gesetz in §14 Abs.1 Nr.1
AufenthG, dass der Auslander in Besitz ei-
nes Passes ist. Der Ausldénder muss den
Pass nicht bei sich flihren, sondern die tat-
sachliche Zugriffsmdglichkeit besitzen.

In der Praxis wird der Betroffene allerdings
in Néte kommen, wenn er den Pass nicht
bei sich flhrt. Gelingt es ihm nicht, diesen
unverziglich vorzulegen, riskiert er die
Einleitung umfangreicher Verfahren, ein-
schlieBlich der Anordnung von Zuriickschie-
bungshaft.

Anders sind die Falle zu behandeln, in de-
nen selbst ein Besitz des Passes nicht oder
nicht mehr vorliegt. Die Passlosigkeit von
Anfang an wird fir Visumspflichtige keine
Rolle spielen, da sie ohnehin kein Visum be-
kommen. Positivstaater werden ohne Pass
schon nicht die AuBengrenzen (berschrei-
ten kénnen, so dass auch fur diese die
Passlosigkeit von Anfang an bedeutungslos
ist.

Problematisch sind daher lediglich die Félle
des Passverlustes nach Einreise. Mit Ver-
lustanzeige und einem von der Botschaft
ausgestellten Passersatz wird dem Erfor-
dernis des Passbesitzes genlige getan.
Stellt der Auslénder erst bei einer Kontrolle
fest, dass der Pass verloren gegangen ist,
ist die Folge bislang ungeklért. Zum Teil wird
vertreten, dass der fehlende Passbesitz das
schengenrechtliche Reiserecht ,von Anfang
an“ zum Erléschen bringe und die ,vollzieh-
bare Ausreisepflicht” des Auslanders erzeu-
ge.z’s

Eine derartige schwerwiegende Folge kann
aber in nachvollziehbarer Weise weder aus

25Dienelt/Réseler in  Renner, Auslanderrecht, §4,
Rdnr.16.



dem Schengenrecht noch aus dem Aufent-
haltsgesetz abgeleitet werden. Das Schen-
genrecht enthalt keine Regelung bei Verlust
des Passes. §51 Abs.1 AufenthG enthalt
ebenfalls nicht die Folge des Erléschens des
Aufenthaltstitels bei Passverlust. Bei einer
Kontrolle ist daher die Verlustanzeige auf-
zunehmen, da der Passinhaber in entspre-
chender Anwendung des §15 Nr.3 PassG
verpflichtet ist, einen Passverlust unverziig-
lich anzuzeigen. Zudem wird der Auslénder
aufzufordern sein, sich einen Passersatz bei
seinem Konsulat zu beschaffen. Erst wenn
er dieser Aufforderung nicht nachkommt,
kann zu den Mitteln des VK gegriffen wer-
den, den Aufenthalt zu beenden.?”®

Fir EU-Burger und ihre Familienange-
hérigen gilt Art.4 Unionsburgerrichtlinie:
EU-Bilrger missen einen Ausweis, dritt-
staatsangehdrige Familienangehdrige einen
gultigen Pass bei sich fihren. Daran &ndert
auch die Verordnung Uber den elektroni-
schen Aufenthaltstitel nichts.?””

4. Reisen innerhalb des Hoheitsgebiets

Der Wegfall der Grenzkontrollen an Binnen-
grenzen berthrt gemaB Art. 21 lit. a SGK be-
stimmte MaBnahmen der Grenzsicherung
innerhalb des Hoheitsgebiets nicht, wenn
die Auslibung polizeilicher Befugnisse nach
MaBgabe des nationalen Rechts erfolgt, so-
fern die Auslibung solcher Befugnisse nicht
die Wirkung von Grenzibertrittskontrollen
hat. Kontrollen innerhalb des Hoheitsge-
biets sind daher grundséatzlich nicht rechtlich
ausgeschlossen, sie sind aber an bestimm-

276 Aufhebung oder Annullierung des Visums, siehe J.

277Verordnung (EG) 2030/2002 des Rates vom 13. Juni
2002 zur einheitlichen Gestaltung des Aufenthaltsti-
tels fir Drittstaatsangehdrige.

te Voraussetzungen gebunden. Erlaubt sind
Kontrollen — auch im Grenzgebiet —, wenn
sie

+ keine Grenzkontrollen zum Ziel haben,

+ auf allgemeinen polizeilichen Informa-
tionen und Erfahrungen in Bezug auf
maogliche Bedrohungen der 6ffentlichen
Sicherheit beruhen und insbesondere
auf die Bekampfung der grenzlber-
schreitenden Kriminalitat abzielen,

+ in einer Weise konzipiert sind und
durchgefihrt werden, die sich eindeutig
von systematischen Personenkontrol-
len an den AuBengrenzen unterschei-
det,

« auf der Grundlage von Stichproben
durchgefihrt werden.

Eine gesetzliche Regelung, die ausschlieB3-
lich im Grenzgebiet innerhalb einer Tiefe
von 20km von der Grenze Kontrollen vor-
sieht, kann als Indiz fiir eine ,Grenzkontrol-
le* angenommen werden.?® Gleiches gilt
auch fir vorgesehene Kontrollen innerhalb
von Zligen des grenzlberschreitenden Ver-
kehrs.?® Die Entscheidung des EuGH in
den Féllen ,Melki und Abdeli“ erging zu ei-
nem franzdsischen Gesetz, welches solche
Kontrollen im Grenzbereich vorsah. Eine
solche ausdrickliche materielle Regelung
enthalt zwar nicht das AufenthG, allerdings
§2 Abs. 2 BPolG. Danach umfasst der — der
Bundespolizei unterliegende — Grenzschutz
die polizeiliche Uberwachung der Grenzen,
die polizeiliche Kontrolle des grenzuber-
schreitenden Verkehrs sowie die Abwehr
von Gefahren der Sicherheit der Grenze in-
nerhalb von 30km. Beruft sich die Bundes-

278EuGH, Urteil vom 22.6.2010 — C-188/10 und
C-189/10 ,Melki und Abdeli“ —, asyl.net, M17328,
RdNr.72.

279EuGH, Urteil vom 22.6.2010, a.a. O. (Fn. 278).

polizei bei Kontrollen innerhalb des Grenz-
gebiets auf die Vorschrift, wird zweifelhaft
sein, ob dieses mit dem SGK vereinbar ist.

Da die vorgenannten MaBnahmen nach
MaBgabe des nationalen Rechts erfolgen,
kann, wenn die MaBnahmen nach Art.21
SGK zulassig sind, nicht auf den SGK und
das Schengen-Handbuch zuriickgegriffen
werden. Dieses ist von Bedeutung bei Kon-
trollen von Ausléandern an der Grenze oder
innerhalb des Hoheitsgebiets, insbesonde-
re in Zugen (einschlieBlich des grenzlber-
schreitenden Verkehrs). Art.21 lit.aii stellt
auf ,allgemeine polizeiliche Informationen
und Erfahrungen® ab. Unklar ist, ob der Be-
griff wertneutral ist, also auch vermeintliche
Erfahrungen, deren Nutzbarmachung diskri-
minierend ist, die MaBnahmen — jedenfalls
nach SGK - zuléassig machen, oder ob Vor-
schriften zum Schutz vor Diskriminierung
schon bei der Auslegung des Art.21 lit. aii
SGK zu berticksichtigen sind. Daflir spricht:

+ EG 7 SGK sieht vor, dass Grenziber-
trittskontrollen unter Beachtung der
Menschenwirde erfolgen; die Durch-
fihrung von Grenzkontrollen sollte auf
professionelle und respektvolle Weise
erfolgen und verhéaltnismaBig sein,

+ EG 11 SGK sieht vor, dass wirtschaftli-
cher, sozialer und kultureller Austausch
nicht behindert wird.

Die Folge ist schon die Unzulassigkeit der
Kontrolle geméaB Art.21 SGK, da die Vor-
aussetzungen der Ausnahmevorschrift nicht
vorliegen. Wird diese Auffassung nicht ver-
treten, muss man selbstversténdlich allge-
meine Grundsatze der Antidiskriminierung
anwenden.

Ferner diirfen gemaB Art. 21 lit. b bis d SGK
durchgeflihrt werden:

« Sicherheitskontrollen an See- und Flug-
héfen, wenn sie auch bei Reisen inner-
halb des Mitgliedstaats durchgeflihrt
werden wirden,

+ Kontrollen des verpflichtenden Besitzes
von Urkunden oder Bescheinigungen,

+ Kontrollen der Meldepflicht gemaB
Art.22 SDU.

Art.21 SGK verweist fir die zuldssigen Aus-
nahmefalle auf das nationale Recht. SGK
und Schengen-Handbuch sind dann nicht
anwendbar.

5. Einreiseverweigerung
5.a. Formelle Voraussetzungen

Die Einreiseverweigerung erfolgt nach
Art. 13 Abs.2 SGK gemaB Standardformu-
lar nach Anhang V Teil B zum SGK und ist
genau zu begrinden. Das Formular ist dem
Betroffenen auszuhéandigen. Zusténdig ist
die fir die GrenzmaBnahmen nach natio-
nalem Recht zustandige Behorde, also die
Bundespolizei. Die Entscheidung tritt sofort
in Kraft.

Problematisch ist, dass §15 Abs.2 Nr.3
AufenthG bei Fehlen der Voraussetzun-
gen vorsieht, dass nach nationalem Recht
die ,Zurlckweisung“ ausgesprochen wer-
den ,kann“. Diese Vorschrift dirfte europa-
rechtswidrig sein, denn der SGK regelt die
zu treffenden MaBnahmen bei Einreisever-
weigerung abschlieBend. Es ist daher zwei-
felhaft, ob ein ,Zurlickweisungsbescheid®,
der nicht den formellen Vorgaben des SGK
entspricht, rechtmaBig ist. Dieses gilt aber



nicht fur die Zurickweisung geman § 18ff.
AsylVfG, denn hierbei ist das Flichtlings-
recht — einschlieBlich der Dublin [I-VO — das
vorrangig zu beachtende Recht.

Auch bei den anderen Zurickweisungs-
grinden ist zweifelhaft, ob die Vorschrift mit
dem SGK vereinbar ist. Sie kann an sich nur
noch Geltung flr Drittstaatsangehérige ha-
ben, die — ausschlieBlich — nach nationalen
Vorschriften visumsfrei einreisen durfen.

5.b. Materielle Voraussetzungen

Art. 13 SGK verweist auf Art. 5 SGK, sodass
materiellrechtlich bei Fehlen einer Voraus-
setzung des Art.5 Abs.1 SGK die Einreise
verweigert wird. Ein Ermessen besteht nicht.

Besonderheiten gelten, wenn ein Visum vor-
liegt: Das Visum allein berechtigt zwar nicht
zur Einreise.?® ErfahrungsgeméaB ergeben
sich bei erteiltem Visum beim Grenzlbertritt
aber nur selten Probleme. Garantiert ist das
aber nicht. Was die Grenzbehoérde prifen
darf, ergibt sich aus Art. 5 Abs. 2ff. SGK. Die
Vorschrift verweist zur Belegpflicht auf die
Liste nach Anhang | zum SGK, die fast iden-
tisch mit der Belegliste in Anhang 14 zum
VK?28! jst, dabei allerdings einige der dort ge-
nannten Belege nicht benennt. Es ist daher
sinnvoll, dass der Visumsinhaber einige Be-
lege auch bei der Grenziiberschreitung bei
sich tragt, sich jedenfalls darauf vorbereitet,
zum Zweck der Reise befragt zu werden.
Flhrt der Visumsinhaber beim Grenziber-
tritt nicht alle Belege bei sich, die geméaB
Art. 14 Abs.3 VK erforderlich sind, so flhrt
das nicht zur Annullierung des Visums.22

280Art. 30 VK.
281Sjehe oben C.V.
282Zur Annullierung siehe unten J.I.

Die Vorschrift des SGK sagt nichts dariiber
aus, ob dann auch die Einreise verweigert
werden darf. Der SGK enthélt aber keine
Einschrédnkung, sodass im Zweifel die Be-
lege vorzulegen sind. Bei Fehlen der erfor-
derlichen finanziellen Mittel darf die Einreise
verweigert, das Visum aber nicht annulliert
werden.283

Nicht zul&ssig ist es, die Einreise gegenuber
Visumsinhabern zu verweigern, die alle er-
forderlichen Belege mit sich fuhren und bei
denen keine Anderung der Sachlage einge-
treten ist. Das betrifft insbesondere Félle,
in denen ein Mitgliedstaat ein Visum nach
sorgféltiger Prufung erteilt hat, die Grenz-
behérde eines anderen Mitgliedstaats aller-
dings das Vorliegen bestimmter Vorausset-
zungen anders bewertet.?

6. Rechtsmittel

Gegen die Einreiseverweigerung steht dem
Betroffenen ein Rechtsmittel zu, welches
sich verfahrensrechtlich nach nationalem
Recht bestimmt (Art. 13 Abs. 3 SGK).

GemanB Art. 13 Abs.3 S.4 SGK hat die Ein-
legung gegen die Einreiseverweigerung
eines Rechtsmittels keine ,aufschiebende
Wirkung“. Daraus ist zu schlieBen, dass die
Einreiseverweigerung bei Visumsfreiheit ein
belastender Verwaltungsakt durch Eingriff
in die Reisefreiheit ist, der mit Widerspruch
und Anfechtungsklage sowie dem Antrag
auf aufschiebende Wirkung angefochten
werden kann.?®® Dieses entspricht auch der
nationalen Rechtslage bei einer Zuriickwei-

2837iffer 8.1. Schengen-Handbuch.

284Funke-Kaiser, a.a.O. (Fn. 144), RdNr. 131.

2580 auch VG Frankfurt a.M., Beschluss vom
9.2.2006 — 7 G 391/06.AF(V) —, InfAusIR 2006, 294.

sung gemaB §15 AufenthG. Auch gegen
diese sind die Anfechtungsklage und der
Antrag auf aufschiebende Wirkung das rich-
tige Rechtsmittel.2%

Im Hinblick auf die Zusténdigkeit des Ge-
richts ist entscheidend, ob der Betroffene
sich bereits auf deutschem Boden befindet
oder noch nicht. Letzteres kann in den Fal-
len sein, in denen er sich noch im Transit
befindet. Zusténdiger Antragsgegner ist
die Bundesrepublik Deutschland, vertre-
ten durch die Bundespolizei. Zustandig fur
Auslandsverfahren wird das Verwaltungs-
gericht Potsdam sein, da die Bundespolizei
ihren Hauptsitz in Potsdam hat. Vorsorglich
sollte jeweils mit dem Antrag die hilfsweise
Verweisung an das zusténdige Gericht be-
antragt werden. Bekannt sind einige Ent-
scheidungen des VG Munchen zur Einreise-
verweigerung, in denen diese Frage bislang
aber nicht gepruft wurde.

Wichtig ist dabei die Beachtung des §13
Abs. 2 AufenthG. Danach liegt eine Einrei-
se vor, wenn die Grenze Uberschritten und
die Grenzlibergangsstelle passiert ist, es
sei denn, die voribergehende Passage wird
gemanB § 13 Abs. 2 S.2 AufenthG erlaubt, so-
lange die Kontrolle des Aufenthalts mdglich
bleibt.

Aus Grunden des Vertrauensschutzes wird
die Grenzbehdérde allerdings in den anderen
Fallen des Fehlens der Voraussetzungen
des §5 Abs.1 SGK das Visum férmlich zu
annullieren oder aufzuheben haben, um die
Rechtschutzméglichkeiten zu eréffnen.”

28650 VGH Hessen, a.a. O. (Fn. 128); VG Minchen, Be-
schluss vom 21.2.2011 — M 25 S 11.947, juris.
287 Funke-Kaiser, a.a.O. (Fn. 144), RdNr. 131.

Nach nationalem Recht ist der Widerspruch
das statthafte Rechtsmittel, welches aber
gemaB Art.3 S.3 SGK keine aufschiebende
Wirkung hat. Der Visumsinhaber wird da-
her beim zusténdigen Verwaltungsgericht
Eilrechtsschutz beantragen missen, will er
vorlaufig die Einreiseerlaubnis bekommen.

Das erteilte Schengen-Visum ist ein Aufent-
haltstitel. Diese kurze Aussage lasst sich §4
Abs.1 S.2 Nr.1 AufenthG entnehmen. Die
Vorschrift umfasst sowohl Schengen-Visa
als auch radumlich beschrankte Visa. Mit
dieser gesetzlichen Regelung wird der
Aufenthalt mit dem Schengen-Visum zum
rechtmaBigen Aufenthalt im Sinne des Auf-
enthaltsgesetzes. Das bedeutet aber nicht,
dass die Regelungen Uber Aufenthaltsti-
tel (Erteilung, Nebenbestimmungen, Erl6-
schen, Widerruf, Riicknahme etc.) aus dem
AufenthG auch flr Schengen-Visa anwend-
bar wéaren. Regelungen des AufenthG kén-
nen allenfalls die Qualitdt des Schengen-
Visums als Aufenthaltstitel zum Erléschen
bringen, nicht hingegen die Rechte aus dem
Schengen-Visum aus VK, SGK und SDU.
Will die Behdrde diese Rechte entziehen,
muss sie sich auch an die Regelungen aus
VK, SGK und SDU halten. Der Aufenthalt
von Auslandern, die kein Visum benétigen,
ist ebenfalls rechtmaBig im Sinne des Auf-
enthG. Dieses ergibt sich aus §4 Abs.1 S.1
AufenthG. Auch hier kann nichts anderes
gelten als fur Auslander, die ein Visum fir
Kurzaufenthalte benétigen.#

288Siehe dazu unter J.



Ein Schengen-Visum schlieBt Erwerbstatig-
keiten entgegen der allgemeinen Meinung
nicht grundsatzlich aus. Der VK enthalt
mehrere Hinweise, dass es dem nationa-
len Gesetzgeber vorbehalten ist, Regelun-
gen Uber die Beschaftigung wéahrend eines
Schengenaufenthalts aufzustellen. Auch
aus §15 AufenthG ergibt sich nichts ande-
res. Danach kann zwar eine Zurtickweisung
an der Grenze erfolgen, wenn der Auslan-
der nur Uber ein Schengenvisum verfigt
und beabsichtigt, entgegen §4 Abs.3 S.1
AufenthG einer Erwerbstatigkeit nachzuge-
hen. §4 Abs.3 AufenthG regelt aber, dass
eine Erlaubnis vorliegen kann.

1. Erlaubnisfreie Tatigkeiten

Grundsatzlich sind alle Tétigkeiten, die dem
Erwerb des Lebensunterhalts dienen, Er-
werbstétigkeiten. In § 2 Abs. 2 AufenthG fin-
det sich eine Legaldefinition. Danach ist die
Erwerbstatigkeit eine selbststandige Tétig-
keit oder eine Beschaftigung im Sinne von
§7 SGB IV.

§16 BeschV erklart allerdings die Tétigkei-
ten gemaB §2 und 4 bis 13 BeschV, die
bis zu drei Monaten innerhalb eines Jahres
ausgeulbt werden, als Tatigkeiten, die keine
~Beschéaftigung” sind und daher auch nicht
einer Zustimmung der Arbeitsverwaltung
bendtigen.

Alle diese Téatigkeiten durfen auch erlaub-
nisfrei wahrend des Schengenaufenthalts
ausgeulbt werden. Das gibt sowohl fur ,Ne-
gativstaater” als auch fir ,Positivstaater” (zu
diesen Begriffen siehe nachfolgend F.111.3).
Negativstaater miissen allerdings darauf

achten, dass sie die erforderlichen Angaben
zum Reisezweck im Visumsverfahren ma-
chen und gegebenenfalls belegen.?°

Zu beachten ist, dass sich die zeit-
lichen Grenzen in den §§2, 4 bis
13 BeschV nicht mit den zeitli-
chen Grenzen des Schengen-
rechts decken. Wahrend sich
aus dem Schengenrecht unter
bestimmten Umsténden die Még-
lichkeit ergibt, dass sich eine Per-
son mit Unterbrechungen insge-
samt fur sechs Monate pro Jahr
in der Bundesrepublik aufhélt,
sehen die zustimmungsfreien
Aufenthalte teilweise nur Zeitru-
me von drei Monaten pro Jahr
vor. Das Schengenrecht erweitert
das Recht zur Téatigkeit nach den
§§2, 4 bis 13 BeschV nicht. An-
dererseits haben einige Tétigkei-
ten weitere zeitliche Rahmen als
das Schengenrecht. Aber auch
insofern erweitert das nationale
Beschéftigungsrecht nicht den
Schengenaufenthalt. Beides gilt
voneinander unabhangig. Will ein
Auslander in der Bundesrepu-
blik eine Tatigkeit im Sinne von
§§2, 4 bis 13 BeschV ausiben,
muss er sowohl deren Voraus-
setzungen als auch die Voraus-
setzungen des Schengenrechts
erfillen.

295.0.C.V.2.

C moéchte nach Deutschland rei-
sen, um sich hier fur eine Woche
aufzuhalten. Benétigt C ein Vi-
sum, wenn er als Journalist aus
Mexiko in Deutschland fir einen
Artikel in einem mexikanischen
Fachmagazin recherchieren will?

Mexikanische  Staatsangehori-
ge dirfen gemaB Anhang Il zur
EG-Visaverordnung  visumsfrei
fur Kurzaufenthalte einreisen.
GemaB §8 Nr.2 BeschV handelt
es sich bei der journalistischen
Tétigkeit um keine Beschéftigung
im Sinne des AufenthG. Die Ta-
tigkeit ist also geméaB §17 Abs.2
S.1 AufenthV in Verbindung mit
§§16 S.1, 8 Nr.2 BeschV erlaubt.
Ein Visum benétigt C nicht. Will C
langer als drei Monate als Jour-
nalist arbeiten, benétigt er die
Anerkennung des Presse- und
Informationsamts der Bundes-
regierung nach §8 Nr.1 BeschV
oder ein nationales Visum.

C ist australischer Staatsangehd-
riger und mdchte nach Deutsch-
land reisen, um sich hier fur eine
Woche aufzuhalten. Benétigt C
ein Visum, wenn er als Schau-
spieler in der Bundesrepublik fur
drei Monate an Dreharbeiten zu
einem internationalen Spielfilm
beschéaftigt werden soll?

Grundsétzlich handelt es sich
gemaB §23 BeschV um eine
Beschéftigung, die einer Zustim-
mung der Bundesagentur fur
Arbeit bedarf. Da C aber gemaB
§41 AufenthVO ,auch” langfris-
tige Aufenthaltstitel, z.B. solche
zu Zwecken der Beschéftigung,
nach der Einreise einholen kann,
muss er das Visum nicht bei der
deutschen Botschaft in Sydney
einholen, sondern kann eine
Aufenthaltserlaubnis nach Ein-
reise bei der Ortlich zustédndigen
Auslanderbehérde einholen. Es
wird dann allerdings kein Schen-
gen-Visum erteilt, sondern ein
Aufenthaltstitel nach nationalem
Recht (hier: Aufenthaltserlaubnis
gemanB § 18 AufenthG).



Ergibt sich ein Unterschied, wenn
C aus Fall 32 nicht australischer
Staatsangehoriger ist, sondern
russischer Staatsangehdriger?

Im Gegensatz zum australischen
Staatsangehdrigen muss C hier
das Visumsverfahren einhalten.
Sofern im Rahmen der Beteili-
gung der Auslanderbehérde und
der Bundesagentur flur Arbeit
beide Zustimmungen erfolgen
und der Aufenthalt nicht langer
als drei Monate sein soll, kann
auch ein Schengenvisum erteilt
werden.

Als besonders problematisch gestalten sich
Tétigkeiten innerhalb der Familie, sofern es
sich dabei um ubliche Gefélligkeiten han-
delt. GemaB §1 Abs.3 SchwarzArbG?® ist
eine Tatigkeit u.a. dann keine Schwarz-
arbeit, wenn sie von Angehérigen geman
§ 15 Abgabenordnung (z.B. Geschwistern)
ohne Entgelt ausgelbt wird. Wahrend es
vor Inkrafttreten des SchwarzArbG auf die
Ublichkeit der Entlohnung ankam und die-
se ungeachtet der familidren Verhéltnisse
regelméBig angenommen wurde, handelt
es sich nach Inkrafttreten des SchwarzArbG

205chwarzarbeitsbekampfungsgesetz vom 23.7.2004
(BGBI 1 04,1842).

regelmaBig nicht mehr um ,Schwarzarbeit®,
sofern tats&chlich keine Gegenleistung er-
bracht wird. Das OLG Hamm schlieBt da-
raus zurecht, dass eine solche Tétigkeit
dann — aber auch nur dann (!) — fur Auslén-
der arbeitserlaubnisfrei ist.?"

2. Erlaubnisfreie selbststandige Tatig-
keiten

Was flr die Tatigkeiten gilt, die als ,keine
Beschaftigungen® deklariert werden, gilt
auch fir ,entsprechende selbststandige Téa-
tigkeiten®. Dieses ergibt sich aus §17 Abs. 2
S.1 AufenthV.2®2 Es kommt daher nicht da-
rauf an, ob beispielsweise die journalisti-
sche Tatigkeit im Sinne von §8 BeschV im
Abhé&ngigkeitsverhéltnis ausgeubt wird oder
freiberuflich. Beide Tatigkeiten sind im Rah-
men des § 8 BeschV erlaubnisfrei.

3. Zustimmungspflichtige Beschaftigun-
gen

Far Erwerbstétigkeiten, die nicht unter §§2,
4 bis 13 BeschV zu subsumieren sind, gilt,
dass fur diese eine Erlaubnis vorliegen
muss. Daflr muss die Erlaubnis der Arbeits-
verwaltung gemaB § 39 AufenthG i.V.m. der
BeschV eingeholt werden. Verfahrensrecht-
lich sind dabei sogenannte ,Negativstaater”
und ,Positivstaater” zu unterscheiden:

291OLG Hamm, Urteil vom 4.9.2006 — 3 Ss OWi 484/06 —,
www.dejure.org.
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3.a. Negativstaater

Negativstaater, also solche, die zu Kurz-
aufenthalten ausnahmslos ein Visum bendé-
tigen, mussen die Erlaubnis innerhalb des
Visumsverfahrens einholen. Grundsatzlich
wird dabei von der Botschaft die Arbeits-
verwaltung beteiligt. Eine Beteiligung der
Auslanderbehdrde ist nicht geboten, da es
sich nur um einen Kurzaufenthalt im Sinne
des Schengenrechts handelt und deswegen
§31 AufenthV nicht gilt. Die Auslanderbe-
hérde kann aber beteiligt werden, wobei
sie arbeitsmarktpolitische Erwédgungen auf-
grund der gréBeren Sachnahe der Arbeits-
verwaltung wohl nicht berticksichtigen darf.

3.b. Positivstaater

Bei Positivstaatern sind wiederum zwei
Gruppen zu unterscheiden:

Positivstaater, die langfristige Aufenthalts-
titel gemaB §41 Abs.1 AufenthV in der
Bundesrepublik einholen diirfen,?*® kénnen
auch die Beschéftigungserlaubnis in der
Bundesrepublik einholen. Da der Aufenthalt
erlaubnisfrei ist, bendtigen sie keine Aufent-
haltserlaubnis.

Positivstaater, die nicht unter §41 Abs.1
AufenthV fallen, bendtigen fir einen Kurz-
aufenthalt zum Zwecke der Beschéftigung
ein Visum. Das ergibt sich aus §17 Abs. 1
AufenthV. Art.4 Abs.3 EG-VisaVO lasst
diese Einfuhrung der Visumspflicht durch
die Mitgliedstaaten trotz der sich aus der
EG-VisaVO ergebenden Visumsfreiheit aus-
drucklich zu.

293 Australien, Israel, Japan, Kanada, Siidkorea, Neusse-
land, USA.

Der Handwerker A soll fir zwei
Monate im Handwerksbetrieb
seines Bruders B in Minchen
entgeltlich aushelfen. Wie ist der
Fall zu beurteilen, wenn A

+ kamerunischer,

+ serbischer oder

+ amerikanischer
Staatsangehodriger ist und zu
dem Zweck der Tétigkeit nach
Deutschland einreisen will?

Die Aushilfe ist eine erlaubnis-

pflichtige Beschéftigung.

« Ist A kamerunischer Staats-

angehdriger, muss er sich im

Visumsverfahren um die Be-

schéftigungserlaubnis  bema-

hen.

Ist er serbischer Staatsange-

hériger, darf er zu Zwecken

der Beschéftigung wegen §17

Abs. 1 AufenthV ebenfalls nicht

visumsfrei einreisen.

In beiden Fallen ist zudem die

Vorrangprifung von der Arbeits-

verwaltung durchzuflihren, so

dass nur wenig Chancen auf die

Erlaubnis bestehen.

+ Ist A amerikanischer Staatsan-
gehdriger, kann er die Erlaub-
nis zwar nach Einreise Uber die
Auslanderbehérde  einholen.



Dabei steht die Zustimmung
der Arbeitsverwaltung in deren
Ermessen gemaf § 34 BeschV.
Aber auch hier ist die Vorrang-
prifung zu beachten, sodass
wenig Chancen auf die Zustim-
mung bestehen.

4. Zustimmungspflichtige selbststandi-
ge Erwerbstatigkeiten

Handelt es sich um eine selbststandige
Erwerbstatigkeit wahrend des Kurzauf-
enthalts, die nicht unter §17 Abs.2 S.1
AufenthG i.V.m. §16 BeschV féllt, gilt das
gleiche wie zu zustimmungspflichtigen Be-
schaftigungen. Es muss gegebenenfalls al-
lerdings die Zustimmung der fachkundigen
ortlichen Kérperschaft oder anderer Behor-
den gemaB §21 Abs. 1 S.3 AufenthG einge-
holt werden.

Die Inanspruchnahme von Dienstleistungen
gegen Bezahlung der daflr Ublichen Ver-
gltung ist selbstverstandlich erlaubt. Dazu
gehoért auch die Inanspruchnahme eines
selbst finanzierten Deutschkurses wéhrend
des Sommerurlaubs.

Verlangerung eines
Visums

Die Méglichkeit der Verldngerung des Vi-
sums ergibt sich aus Art.33 VK i.V.m. §6
Abs.2 S.1 AufenthG. Eine Verlangerung
des Visums ist durch die o6rtlich zusténdi-
ge Auslanderbehérde des aktuellen Auf-
enthaltsorts®®** gemaB Art.33 Abs.1 VK
vorzunehmen, wenn der Visumsinhaber
héhere Gewalt oder humanitdre Griinde
belegt hat, aufgrund derer er den Mitglied-
staat nicht rechtzeitig verlassen konnte.?%
Beide Grinde dirfen erst nach Einreise
eingetreten sein, da andernfalls von vorn-
herein ein langeres Visum hatte beantragt
werden mussen. Beispiele sind etwa eine
plétzliche schwere Erkrankung eines en-
gen Familienangehdrigen wahrend des Be-
suchsaufenthalts, eine Reiseunféhigkeit des
Visumsinhabers wegen einer plétzlichen
schweren Erkrankung oder fehlende Riick-
kehrmdglichkeiten aufgrund von héherer
Gewalt (Fluglotsenstreik, SchlieBung von
Flughé&fen).?¢ Art.33 Abs.1 VK erdffnet fur
die zustdndigen Behdrden kein Ermessen,
d. h. die Verlangerung ist zu erteilen.®”

Im Ermessenswege kann ein Visum geméaB
Art. 33 Abs. 2 VK auch dann verlangert wer-
den, wenn schwerwiegende personliche
Griinde des Antragstellers dies rechtferti-
gen. Schwerwiegende personliche Griinde
liegen etwa vor, wenn der Visumsinhaber

294yK-Handbuch |, Teil V. 1.1.
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zwar ausreisen kann, dieses aber im Hin-
blick auf den Zweck der Reise flir ihn unzu-
mutbar ist.

Die Mdglichkeit der Verlangerung ist zeit-
lich nicht begrenzt. Das bedeutet, dass das
Visum unbegrenzt verlédngert werden kann,
wenn die vorgenannten Verldngerungsvor-
aussetzungen vorliegen.

Das verlangerte Visum darf aber raumlich
beschrankt werden.2®

SchlieBlich ist die Verlangerung des Visums
als nationales Visum gemaRB §6 Abs.2 S.2
AufenthG zur Wahrung politischer Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland oder
aus volkerrechtlichen Griinden méglich.

Der Verlangerungsantrag ist vor Ablauf des
Visums zu stellen und entfaltet dann Fikti-
onswirkung mit der Folge, dass das Visum
bis zur Entscheidung der Behérde Uber den
Verlangerungsantrag weiter als fortbeste-
hend gilt. Dieses ergibt sich aus §81 Abs. 4
S.1 AufenthG. Nach der Anderung der §4
Abs.1 S. 2 AufenthG gilt das Schengenvi-
sum als ,Aufenthaltstitel, weswegen die
Fiktionswirkung auch hier greift. Allerdings
sehen die Verwaltungsvorschriften zum
AufenthG vor, dass Uber Verlangerungsan-
trdge wegen der erhéhten Missbrauchsge-
fahr unverziglich zu entscheiden ist, wenn
die Voraussetzungen fur die Verlangerung
des Titels offensichtlich nicht vorliegen.?*°
Ein Verlangerungsantrag kann danach zwar
den Aufenthalt fir einen kurzen Zeitraum
weiter rechtméBig machen. Ist der Antrag
aber rechtsmissbrduchlich gestellt, kann
das aber fur zukunftige Visaantrage zur Fol-

298\/K-Handbuch |, Teil V, 1.4.
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ge haben, dass eine Gefahr fir die 6ffentli-
che Ordnung angenommen wird.3%°

Da Positivstaater kein Visum benétigen,
kann dieses dem Wortsinn nach auch nicht
verlangert werden. Es kann aber unter den
gleichen Voraussetzungen wie fir Negativ-
staater von der Auslanderbehérde ein Vi-
sum erteilt werden. Dieses ergibt sich aus
Art.20 Abs.2 SDU, wo vorgesehen ist, dass
~der Aufenthalt in Ausnahmefallen verlan-
gert“ werden darf. Solche Ausnahmefalle
sind immer diejenigen, die flr visumspflich-
tige Auslander nach dem VK gelten. Daru-
ber hinaus kénnen sich erleichterte Ver-
langerungsmaoglichkeiten aus binationalen
Abkommen oder aus dem sonstigen natio-
nalen Recht ergeben. In der Bundesrepu-
blik sind solche weitergehende nationalen
Méglichkeiten nicht geschaffen worden. § 40
AufenthV bezieht sich ausdrucklich auf die
Ausnahmeméglichkeit in Art.20 SDU, geht
aber nicht dartiber hinaus. Was fur Ausnah-
men gemeint sind, ergibt sich weder aus
dem SDU noch aus der AufenthV. Da nicht
die strenge Formulierung des VK zur Ver-
langerung bei Negativstaatern gewahlt wur-
de, durften weitergehende Ausnahmen zu-
lassig sein, was auch dem Sinn und Zweck
der Freundschaftsabkommen entsprechen
durfte. Jedenfalls liegt die Verlangerung des
Aufenthalts im Ermessen der Behérde.

300yK-Handbuch |, Teil Il, 7.12.



Befristeter Aufenthalt
uber drei Monate

Der VK sieht nicht vor, dass ein von vornhe-
rein flr einen Zeitraum auBerhalb der Drei-
Monats-Regelung vorgesehener Aufenthalt
durch Erteilung eines Schengen-Visums
erlaubt wird.

Eine Ausnahme dazu lasst lediglich das
raumlich beschrankte Visum zu. Zwar kann
dieses erteilt werden, obwohl die zulassige
Aufenthaltsdauer von drei Monaten inner-
halb eines Sechs-Monats-Zeitraums bereits
erfullt war. Allerdings ist dieses auch nur
dann mdglich, wenn eine erneute Einreise
unter den engen Voraussetzungen fir das
raumlich beschrankte Visum zuldssig ist
und die Notwendigkeit der erneuten Einrei-
se nicht von vornherein bestand.®"

Ein langerer Aufenthalt als drei Monate im
Sechs-Monats-Zeitraum, auch wenn er nur
vorlibergehend sein soll, ist daher nur im
Rahmen eines nationalen Visums Kat. D zur
Einreise flr einen langfristigen Aufenthaltsti-
tel méglich. Fur die Erteilung eines solchen
Visums ist nicht der VK, sondern §6 Abs.3
AufenthG, gegebenenfalls das FreizigG/EU
Rechtsgrundlage.®? Die Voraussetzungen
far einen voriibergehenden Aufenthalt nach

301VK-Handbuch |, Teil Il, 9.1.2.1.
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dem AufenthG sind dann inhaltlich die glei-
chen wie flr einen nicht nur voribergehend
geplanten Aufenthalt. Der Auslédnder muss
dazu zundchst ein nationales Visum zur
Einreise beantragen. Daflr ist gemafB §31
Abs.1 Nr.1 AufenthG die Zustimmung der
zusténdigen Auslanderbehdérde erforderlich,
in deren Bezirk sich der Auslander im We-
sentlichen aufhalten will. Wird zugestimmt,
muss der Auslander dann mit dem so erteil-
ten Visum nach Einreise und Anmeldung bei
der zustandigen Auslénderbehérde die Auf-
enthaltserlaubnis beantragen.

A ist chinesischer Staatsblrger
und mochte eine flinfmonatige
Rundreise durch Deutschland
und die Nachbarldénder machen.
Die Mittel dazu hat er.

A kann auf der Grundlage des
VK kein Visum erhalten. Er be-
notigt gemaB dem AufenthG ein
nationales Visum flr einen Auf-
enthalt gemaB §7 Abs.1 S.3
AufenthG. Eine Urlaubsreise ist
ein sonstiger Zweck im Sinne des
§7 Abs.1 S.3 AufenthG. Mit der
Aufenthaltserlaubnis darf er dann
auch die Nachbarlander besu-
chen (Art.21 SDU).

Beendigung des
Aufenthalts mit
Schengenvisum

VerstdBe gegen das Visumsrecht ziehen
unterschiedliche administrative MaBnah-
men nach sich.

Zum Teil wird von den Behorden vertreten,
fir ein Schengenvisum kénnten die Erl6-
schensregelungen des Aufenthaltsgesetzes
greifen. So soll ein automatisches Erléschen
des Visums eintreten, wenn die Vorausset-
zungen des Art. 19 bis 21 SDU nicht mehr
vorliegen.?® Das ist nicht richtig. Der VK re-
gelt alle Voraussetzungen flr die Erteilung
eines Visums sowie flir das Erléschen eines
Visums abschlieBend. Der VK enthélt ledig-
lich die Mdglichkeit, ein Visum aufzuheben
oder zu annullieren. Bis dahin gilt das Visum
auch dann fort, wenn die Voraussetzungen
fur die Erteilung des Visums entfallen sind
oder von vornherein nicht vorlagen und
das Visum irrtimlich ausgestellt wurde.®*
Auch wenn das Visum geméaB §4 Abs.1
S.2 Nr. 1 zum Aufenthaltstitel erhoben wird,
gelten die Voraussetzungen der §§51 und
52 AufenthG aufgrund des abschlieBenden
Charakters des VK nicht.20®

303Djenelt/Roseler in Renner, Ausléanderrecht, §4 Auf-
enthG, RdNr. 16.

304EUGH, Urteil vom 10.4.2012 — C-83/12 PPU —, juris,
RdNr. 45.

30550 auch BMI, Anwendungshinweise vom 8.3.2010, M
13-125 732-3/21 flir § 52 Abs. 1 AufenthG.

Sehr streitig ist die Frage, ob bei Entfallen
der Voraussetzungen flr die visumsfreie
Einreise und den anschlieBenden Aufenthalt
das Aufenthaltsrecht automatisch erlischt
oder ob es dazu einer Entscheidung der zu-
stédndigen Ausléanderbehérde bedarf. Zum
Teil wird auch hierzu vertreten, dass das
Aufenthaltsrecht automatisch erlischt, wenn
der Aufenthaltszweck entfallen ist.3% Dieses
ist mit den Vorschriften zum Schengenrecht
nicht vereinbar. Fir Negativstaater schlief3t
der VK ein Erléschen des Visums aus. Da
Positivstaater diesen im Hinblick auf den
Kurzaufenthalt mindestens gleichzustel-
len sind, wenn sie nicht sogar bevorzugt
zu behandeln sind, kann das visumsfreie
Aufenthaltsrecht fur diese im Hinblick auf
Art.3 GG und europarechtliche Diskriminie-
rungsverbote auch nur durch eine behordli-
che Entscheidung zum Erléschen gebracht
werden. Dieses verlangt zudem auch die
Rechtssicherheit.®” SchlieBlich setzt auch
die Ruckfuhrungsrichtlinie voraus, dass vor
der Ruckfihrung regelmaBig eine Ruck-
fuhrungsentscheidung erfolgt. Die Behdrde
wird in diesen Féllen daher gehalten sein,
durch schriftliche Entscheidung festzustel-
len, dass ein visumsfreies Aufenthaltsrecht
nicht besteht, eine Ausreisefrist zu setzen
sowie die Abschiebung anzudrohen.

Zweifelhaft ist auch, ob eine Ausweisung
nach nationalem Recht wegen schwerer
VerstdBe das Visum automatisch zum Erl6-
schen bringt. Die Ausweisung istim VK nicht
benannt. Da der VK den Entzug des Visums

306YG Minchen, Urteil vom 27.7.2010 — M 10 K
09.3655 —, juris, zum Erléschen bei Annahme einer
Gefahr fir die offentliche Ordnung wg. unerlaub-
ter Beschéftigung; zweifelnd, aber offen gelassen:
VG Frankfurt/Main, Urteil vom 14.12.2010 — 7 K
851/10.F —, juris; VG Darmstadt, Beschluss vom
5.6.2008 — 5 L 277/08.DA —, juris; VG Dusseldorf, Be-
schluss vom 4.6.2012 — 22 L 613/12 —, juris.
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abschlieBend regelt, kann auch die Auswei-
sung entgegen §51 Abs.1 Nr.5 AufenthG
fur sich alleine nicht die RechtméaBigkeit des
Aufenthalts beenden.

A hat ein Touristenvisum und be-
geht in der Bundesrepublik eine
schwere Straftat, die die Behorde
zur rechtmé&Bigen Ausweisung
berechtigt. A wird durch Bescheid
ausgewiesen. Die Behorde lasst
A nun in Abschiebungshaft neh-
men, weil sie meint, dass durch
die Ausweisung der Aufenthalts-
titel gemé&B §51 Abs.1 Nr.5
AufenthG erloschen sei und A

deswegen vollziehbar ausreise-
pflichtig sei.

Die Haft ist rechtswidrig, denn
A ist nicht vollziehbar ausreise-
pflichtig. Zuséatzlich zur Auswei-
sung miusste die Behdrde auch
das gultige Visum aufheben, weil
wegen der Straftat nunmehr die
Visumsvoraussetzungen entfal-
len sind.

Ein erteiltes Visum kann vor oder nach der
Einreise annulliert oder aufgehoben werden.
Diese Entscheidung richtet sich nach Art. 34
VK. Die rickwirkende Annullierung erfolgt,
wenn die Erteilungsvoraussetzungen von
Anfang an nicht vorlagen. Die Aufhebung
fur die Zukunft erfolgt, wenn die Vorausset-
zungen spater weggefallen sind. Sowohl die
Annullierung als auch die Aufhebung liegen
nicht im Ermessen des Ausstellerstaats. Lie-
gen die Voraussetzungen fir Annullierung
oder Aufhebung vor, muss die Annullierung
oder Aufhebung erfolgen. Annullierung oder
Aufhebung finden grundséatzlich durch den
Mitgliedstaat statt, der das Visum ausge-
stellt hat. Beides kann aber auch durch ei-
nen anderen Mitgliedstaat erfolgen.

Materiell-rechtlich ist die Annullierung oder
Aufhebung des Visums nur nach den Vor-
schriften des VK zulassig, formell ergibt
sich die Zustandigkeit aus dem AufenthG.
In Deutschland ist im Rahmen einer Zurtck-
weisung oder Zurlickschiebung die Bundes-
polizei gemaB §71 Abs.3 Nr.3a AufenthG
zusténdig, im Ubrigen die ortliche Auslan-
derbehérde geman § 71 Abs. 1 AufenthG.

1. Annullierung

Wichtigster Grund flr die Annullierung ist,
dass ,ernsthafte Grinde fir die Annahme
sprechen®, dass das Visum durch arglis-
tige Tauschung erlangt wurde.®® Das ist
insbesondere der Fall, wenn tatsachlich
ein langfristiger Aufenthalt gewollt ist, im
Visumsverfahren aber ein anderer Zweck

308 Art. 34. VK; Ziffer 8.1 Schengen-Handbuch.

angegeben wird. Arglist erfordert lediglich
einen Vorsatz,*® d.h. es ist ausreichend,
wenn vorsatzlich falsche Angaben ge-
macht wurden, um das Visum zu erhalten.
Art.34 VK verlangt keine Gewissheit Uber
die Tauschung, es muss aber eine hbhere
Wahrscheinlichkeit vorliegen, als sie der VK
fur die Versagung des Visums nach Art. 32
VK verlangt. Dieses ergibt sich aus den Be-
griffen ,ernsthafte Griinde” in Art. 34 VK ei-
nerseits und ,begriindete Zweifel“ in Art. 32
Abs.1b) VK andererseits.?® Ein Anfangs-
verdacht der Tauschung ist jedenfalls nicht
ausreichend.®"

Die visumspflichtige A beantragt
ein Besuchsvisum fur Deutsch-

noch zwei Monate Giltigkeit. Da
A nicht mit dem richtigen Visum
eingereist ist, wird der Antrag so-
fort abgelehnt. Nun beabsichtigt
die Behorde auch, ihr Schengen-
visum zu annullieren und sie zur
sofortigen Ausreise aufzufordern.
Zu Recht?

A tauschte Uber den Zweck der
Einreise und muss daher damit
rechnen, dass ihr Visum annul-
liert wird.

land zum Zweck des Besuchs
ihres Freundes D und erhélt es
auch. Tatsachlich méchte sie in
der Bundesrepublik D heiraten
und tut dieses unter Vorlage ei-
nes vor Beantragung des Visums

2. Aufhebung

Wichtigster Grund fir die Aufhebung kann
der Aufenthaltszweckwechsel sein. Das
ist der Fall, wenn der urspriingliche Reise-
zweck entfallen ist.

ausgestellten Eheféhigkeitszeug-
nisses nach der Einreise auch.
Weil A gehort hat, dass auch an-
dere in Deutschland geheiratet
haben und dann in Deutschland
geblieben sind, geht sie mit D zur
Auslénderbehérde und beantragt
eine Aufenthaltserlaubnis. Zu
diesem Zeitpunkt hat das Visum

309Kopp/Ramsauer, VWV{G, § 48, RdNr.98.

310 Offen gelassen durch OVG Sachsen, Beschluss vom
18.7.2012 -3 B 151/12 —, juris.

31 Ebd.

A aus Fall 37 hat urspringlich
wirklich nicht die Absicht, zu hei-
raten. Erst wahrend des Aufent-
halts in der Bundesrepublik tref-
fen A und D den Entschluss zu
heiraten und tun dies auch.



Hier tduschte Anicht Gber den Rei-
sezweck, sodass das Visum nicht
annulliert werden darf. Sofern A
bei der Ausléanderbehdrde keinen
Antrag auf eine Aufenthaltser-
laubnis stellen, sondern mit dem
Visum wieder ausreisen will, liegt
kein Aufhebungsgrund vor. Allein
die in der Bundesrepublik vorge-
nommene EheschlieBung flhrt
nicht zu einem Zweckwechsel.
Stellt A hingegen einen Antrag
auf eine Aufenthaltserlaubnis,
wird sie, wenn alle Anspruchsvo-
raussetzungen vorliegen, geman
§39 Nr.3 AufenthV einen Titel
ohne erneutes Visumsverfahren
erhalten. Allerdings liegt in die-
sem Fall ein Zweckwechsel vor
und das Schengen-Visum darf
aufgehoben werden. A muss also
darauf achten, dass alle Ertei-
lungsvoraussetzungen fir die
Aufenthaltserlaubnis  vorliegen,
bevor das Schengen-Visum auf-
gehoben wird.

Ein Unterfall der Aufhebung des Visums
ist die ,Verringerung des Visums®, d.h. die
sverkirzung der Geltungsdauer® des Vi-
sums. Diese Moglichkeit sieht das Schen-
gen-Handbuch als milderes Mittel vor, wenn
festgestellt wird, dass die wirtschaftlichen
Mittel nicht mehr fir die Gesamtgeltungs-
dauer reichen.32

312Ziffer 8.5 Schengen-Handbuch; BMI, Anwendungshin-
weise vom 8.3.2010, M 13-125 732-3/21.

Die Annullierung oder Aufhebung hat unter
Verwendung des Standardformulars gemaf
Anhang VI zum VK zu erfolgen und wird
dem Ausstellerstaat mitgeteilt.

Gegen Annullierung und Aufhebung steht
dem Auslédnder gemaB Art 34 Abs.7 VK
nach MaBgabe des nationalen Rechts ein
Rechtsmittel zu. Ob dabei ein Widerspruch
statthaft ist, hangt zunachst davon ab, wel-
che Behdérde das Visum annulliert oder auf-
hebt:

+ Bei Entscheidungen der Konsulate ist
der Widerspruch gemafi §68 Abs.1 S.2
Nr.1 VwGO nicht statthaft, weil die Aus-
landsvertretungen und das Auswartige
Amt eine einheitliche oberste Bundes-
behorde sind.®'®

+ Wird das Visum von der Bundespolizei
aufgehoben, ist der Widerspruch statt-
haft.

+ Wird das Visum von einer Auslénder-
behérde annulliert oder aufgehoben,
hangt die Statthaftigkeit des Wider-
spruchs vom jeweiligen Landesrecht®'
ab.

Ist der Widerspruch statthaft, hat dieser — so-
wie eine Klage — gemaB §80 Abs.1 VwGO
auch aufschiebende Wirkung, sofern nicht
durch die Behorde die sofortige Vollziehung
der Entscheidung angeordnet wurde.

Ist das Rechtsmittel — voribergehend — er-
folgreich, hat der Betroffene auch Anspruch
auf eine entsprechende Mitteilung an den
Ausstellerstaat.?'®

313Funke-Kaiser, a.a.O. (Fn. 144), RdNr. 137.

S14Giehe Ausflihrungsgesetze der Bundesléander zur
VwGO.

3150VG Sachsen, Beschluss vom 18.7.2012, a.a.O.
(Fn.310).

Neben der Annullierung und der Aufhe-
bung kann ein VisumsverstoB andere Fol-
gen haben, die regelméBig in das Auslan-
derzentralregister und das SIS eingetragen
werden kdnnen.

1. Ausweisung

Verschiedene Umsténde kénnen zur Aus-
weisung neben dem Entzug des Visums
durch Aufhebung oder Annullierung fihren.

1.a. Falsche Angaben im Visums-
verfahren

Sofern zuvor eine Belehrung Uber die Fol-
gen falscher Angaben in einem Visumsver-
fahren nach Schengen-Recht erfolgt ist,
kann nach Ermessen bei falschen Angaben
ausgewiesen werden.?'® Das gilt nach dem
Wortlaut auch, wenn falsche Angaben vor
der Vertretung eines anderen Mitgliedstaa-
tes gemacht werden. Eine Belehrung wird in
Visumsverfahren, jedenfalls von deutschen
Vertretungen, regelmaBig in Schriftform
vorgelegt und muss im Verfahren in unter-
schriebener Form eingereicht werden.

Unrichtige Angaben Uber frihere Aufenthal-
te in Deutschland oder anderen Staaten in
Befragungen kdnnen sogar zur Regelaus-
weisung flhren.®"” Dieser Fall setzt aber
eine Befragung zur Ausrdumung von Sicher-
heitsbedenken gegen die Einreise voraus.?'®

316855 Abs. 2 Nr. 1 lit a) AufenthG.

317§ 54 Nr.6 AufenthG.

$18Beichel-Benedetti in Huber, Aufenthaltsgesetz, §54
AufenthG, RdNr. 11f.

Unrichtige Angaben im Antragsformular er-
fullen nicht das Tatbestandsmerkmal einer
solchen Befragung. AuBerdem setzt die Re-
gelausweisung voraus, dass das Verheim-
lichen friherer Aufenthalte gegenuber der
deutschen Auslandsvertretung erfolgt.

1.b. Straftaten wahrend des Schengen-
aufenthalts

Selbstversténdlich kann die Begehung von
Straftaten zur Ausweisung fuhren.

Unerlaubte Erwerbstatigkeit fuhrt héufig
zur Ausweisung. Das ist aber nicht ohne
Weiteres rechtméBig. Dieses hangt davon
ab, ob nur ein ,geringflgiger VerstoB ge-
gen Rechtsvorschriften” im Sinne von §55
Abs. 2 Nr.2 AufenthG vorliegt. Das ist regel-
méBig eine Frage des Einzelfalls.

1.c. Uberziehen des Visums

Das Uberziehen giiltiger Visa kann ge-
maB §55 Abs.2 Nr.2 AufenthG zu einer
Ermessensausweisung flhren, wenn der
VerstoB nicht unerheblich ist. Kurzfristige
Uberschreitungen des Visums rechtfertigen
keine Ausweisung, insbesondere wenn sie
nachvollziehbar begriindet werden kénnen.
Das gilt insbesondere in Féllen, in denen
eine Verlangerung mdglich gewesen wére,
ein solcher Antrag aber unverschuldet nicht
gestellt werden konnte. In der Praxis lasst
sich bei verschuldetem kurzfristigem Uber-
ziehen haufig eine Ausweisung abwenden,
wenn die beabsichtigte Ausreise durch ein
Flugticket belegt wird.



2. Zuruckweisung

Wer unerlaubt, also ohne erforderliches Vi-
sum, einreisen will, wird gemaB §15 Abs. 1
AufenthG zurlckgewiesen. GemaB §15
Abs.5 und 6 AufenthG kann er in Zurlick-
weisungshaft genommen werden, wenn die
Ubrigen Voraussetzungen fir die Haft vorlie-
gen.

3. Zuruck- und Abschiebung

Wer unerlaubt eingereist ist, ist sofort voll-
ziehbar ausreisepflichtig®'® und kann, wenn
die sonstigen verfahrens- und materiell-
rechtlichen Voraussetzungen vorliegen, in
Zuritckschiebungs- oder Abschiebungshaft
geman §§57, 62 AufenthG genommen wer-
den.

4. Ablehnung wiederholter Visaantrage

VisumsverstdBe haben regelméaBig Fol-
gen flUr zukinftige Antrage. Der Status als
s,Bona-Fide“-Antragsteller geht verloren. Der
VisumsverstoB kann in zukinftigen Verfah-
ren als Gefahr fur die &ffentliche Ordnung
gewertet werden.3%

319858 Abs.2 Nr.1 AufenthG.
320\/K-Handbuch |, Teil II, 7.12.

In strafrechtlicher Hinsicht kommt bei uner-
laubter Einreise eine Verurteilung gemaB
§95 Abs.1 Nr.3 AufenthG (unerlaubte Ein-
reise gemaB §14 AufenthG) in Betracht.
Bei unerlaubtem Aufenthalt kann § 95 Abs. 1
Nr.2 AufenthG (Aufenthalt ohne erforderli-
chen Aufenthaltstitel) zur Anwendung kom-
men.

GemaB §95 Abs. 2 Nr.2 AufenthG kann be-
straft werden, wer unrichtige Angaben zur
Beschaffung eines Titels macht. Da nur Ta-
ten in der Bundesrepublik verfolgt werden,
kommt eine Bestrafung bei Falschangaben
gegenuber der Botschaft nicht in Betracht,
anders ist das aber bei Verlangerungsantra-
gen gegenuber der Auslanderbehdérde.
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BPolG . . ..
DVAusIG . . .
EGMR . . ..
EG-Vertrag . .
EG-VisaVO. .

EuSVkUbk . .

EU-Vertrag . .

FreizigG/EU .

Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union
Beschluss des Assoziationsrats EWG/Turkei — Assoziationsratsbeschluss
Asylverfahrensgesetz

Gesetz Uber den Aufenthalt, die Erwerbstatigkeit und die Integration von
Auslandern im Bundesgebiet — Aufenthaltsgesetz

Aufenthaltsverordnung

. Gesetz liber das Auslanderzentralregister

Verordnung uber die Zulassung von neueinreisenden Auslandern zur Aus-
Ubung einer Beschaftigung — Beschéftigungsverordnung

Gesetz Uber die Bundespolizei — Bundespolizeigesetz

Verordnung zur Durchfihrung des Auslédndergesetzes

Européischer Gerichtshof flir Menschenrechte

Vertrag zur Grindung der Européischen Gemeinschaft — EG-Vertrag

Verordnung (EG) Nr.539/2001 vom 15. Mé&rz 2001 zur Aufstellung der Liste
der Drittlander, deren Staatsangehérige beim Uberschreiten der AuBengren-
zen im Besitz eines Visums sein miissen, sowie der Liste der Drittlander, de-
ren Staatsangehdrige von dieser Visumspflicht befreit sind, in der Fassung
der Verordnung (EG) Nr. 1244/2009 vom 30. November 2009 — EG-Visaver-
ordnung

. Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten — Euro-

paische Menschenrechtskonvention
Europaischer Gerichtshof

Européisches Ubereinkommen (iber die Aufhebung des Sichtvermerks-
zwangs fur Fltchtlinge vom 20. April 1959

Vertrag Uber die Européische Union (Vertrag von Maastricht, zuletzt refor-
miert durch Vertrag von Lissabon vom 13. Dezember 2007)

Gesetz Uber die allgemeine Freizligigkeit von Unionsbirgern — Freizlgig-
keitsgesetz/EU

Abkommen Uber die Rechtsstellung der Fliichtlinge vom 28. Juli 1951 — Gen-
fer Fluchtlingskonvention

Gemeinsame Konsularische Instruktion des Rates an die diplomatischen
Missionen und die konsularischen Vertretungen, die von Berufskonsularbe-
amten geleitet werden



GrRCh . . . . Charta der Grundrechte der Européischen Union

IPbpR. . . .. Internationaler Pakt tber birgerliche und politische Rechte
KRK . .. .. Ubereinkommen Uber die Rechte des Kindes — UN-Kinderrechtskonvention
PassG . . . . Passgesetz

Schengen-Handbuch . . . Empfehlung der Kommission vom 6. November 2006 uber einen
gemeinsamen ,Leitfaden fur Grenzschutzbeamte (Schengen-Handbuch),
der von den zusténdigen Behdrden der Mitgliedstaaten bei der Durchfuh-
rung von Grenzkontrollen bei Personen heranzuziehen ist

SchwarzArbG Gesetz zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung

spU ... .. Ubereinkommen vom 19. Juni 1990 zur Durchfiihrung des Ubereinkommens
von Schengen vom 14. Juni 1985 betreffend den schrittweisen Abbau der
Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen — Schengener Durchfihrungs-
Ubereinkommen

SGK . .. .. Verordnung (EG) Nr.562/2006 vom 15. Méarz 2006 Uber einen Gemein-
schaftskodex fir das Uberschreiten der Grenzen durch Personen in der
Fassung der Verordnung (EU) 265/2010 vom 25. Marz 2010 — Schengener
Grenzkodex

SIS . .... Schengener Informationssystem, Grundlage: Verordnung (EG) Nr.
1987/2006 vom 20. Dezember 2006 Uber die Einrichtung, den Betrieb und
die Nutzung des Schengener Informationssystems der zweiten Generation
(SIS 1y

VIS ... .. Visainformationssystem, Grundlage: Verordnung (EG) Nr.767/2008 vom 9.
Juli 2008 lber das Visainformationssystem (VIS) und den Datenaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten Gber Visa fur einen kurzfristigen Aufenthalt.

VK ... .. Verordnung (EG) Nr.810/2009 vom 13. Juli 2009 Uber einen Visakodex der
Gemeinschaft in der Fassung der Verordnung (EU) Nr.154/2012 vom 15.
Februar 2012 — Visakodex

VK-Handbuch Beschluss der Kommission vom 19. Marz 2010 Uber ein Handbuch fur die
Bearbeitung von Visumsantrdgen und die Anderung von bereits erteilten

Visa

VwGO . . . . Verwaltungsgerichtsordnung

VV-AufenthG  Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 26. Oktober
2009

VwVfG . . . . Verwaltungsverfahrensgesetz

P ... Zusatzprotokoll vom 23. November 1970 zum Abkommen vom 12. Septem-

ber 1963 zur Griindung einer Assoziation zwischen der EWG und der Turkei

Unsere Angebote

ASYLMAGAZIN - Zeitschrift flr Flliichtlings- und Migrationsrecht. Enthalt
Rechtsprechung, Landerinformationen, Beitrdge fiir die Beratungspra-
xis und zu aktuellen rechtlichen Entwicklungen sowie Nachrichten. Das
ASYLMAGAZIN erscheint zehnmal im Jahr mit dem Asyl-Info von Amnesty
International zum gemeinsamen Abonnement-Preis von 72 € jahrlich.

Dokumente, die sich zur Veroffentlichung im ASYLMAGAZIN eignen, sen-
den Sie bitte an den Informationsverbund Asyl und Migration, Greifswalder
Str. 4, 10405 Berlin, Fax 030/467 93 329, redaktion@asyl.net.

www.asyl.net — Rechtsprechungsdatenbank zum Fliichtlings- und Migrati-
onsrecht sowie sachverwandten Rechtsgebieten, ausgewahlte Rechtspre-
chung und Landerinformationen, Adressen, Arbeitsmittel und Tipps.

www.ecoi.net — Online-Datenbank mit den wichtigsten &ffentlich zugangli-
chen Informationen zu Herkunftslandern.

Schulungen und Vortrage - Einfiihrungen in Rechtsgebiete, Vortrage zu
besonderen rechtlichen Fragestellungen oder zur Recherche von Herkunfts-
landerinformationen.

Dokumenten- und Broschiirenversand - Dokumente, die im ASYLMAGA-
ZIN und bei www.asyl.net erwdhnt werden, kdnnen bezogen werden bei
IBIS — Interkulturelle Arbeitsstelle e. V., Kldvemannstral3e 16, 26122 Olden-
burg, Fax: 0441/9849606, info@ibisev.de.



.! ; Deutsches
Informationsverbund E?;ﬁg

www.asyl.net www.DRK.de

Informationsverbund Asyl und Migration e.V. Deutsches Rotes Kreuz e.V.
Haus der Demokratie und Menschenrechte Generalsekretariat
Greifswalder StraBe 4 Team Migration - Interkulturelle Offnung - Inklusion
10405 Berlin CarstennstraBe 58
12205 Berlin

Gefordert vom

% Bundesministerium
fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend



	Über den Autor
	Vorwort der Herausgeber 
	Inhaltsverzeichnis 
	A Visakodex und Schengener Grenzkodex - Grundlagen 
	B Visumsbefreiungen
	C Voraussetzungen für die Erteilung eines Schengen-Visums
	D Visumserteilung an der Außengrenze
	E Entscheidung und Rechtsbehelfe
	F Rechte aus dem erteilten Visum bzw. aus der Visumsfreiheit  
	G Verlängerung eines Visums
	H Befristeter Aufenthalt über drei Monate
	J Beendigung des Aufenthalts mit Schengenvisum 
	Abkürzungen 

